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Liebe Leserinnen und Leser,

Parteien sind ein Grundpfeiler des demokratischen Systems. Sie übernehmen zentrale 
Funktionen wie die Förderung von Partizipation am politischen Leben von Bürge-
rinnen und Bürgern und die Gestaltung der öffentlichen Meinung. Sie haben maß-
geblichen Einfluss auf die politische Entwicklung im Land und sind das Scharnier 
zwischen Volk und Staatsorganen. Parlamentarische Demokratie ist letzten Endes 
immer Parteiendemokratie.

Die Herausforderungen, vor die Parteien durch Entwicklungen in modernen Gesell-
schaften gestellt werden, sind enorm – etwa die zunehmende Polarisierung politi-
scher Positionen oder die Digitalisierung vieler Bereiche des öffentlichen und privaten 
Lebens. Für diese Herausforderungen müssen Parteien kreative Lösungen finden.

Gerade die Digitalisierung bietet Chancen: Parteien haben heute weit vielfältigere 
Möglichkeiten, Menschen einzubinden, die eigenen Positionen zu verbreiten und 
potenzielle Wähler anzusprechen. Ein Wahlkampf ohne Social-Media-Kampagne ist 
längst undenkbar geworden. Parteien müssen jedoch weiterhin auf allen Kanälen mit 
ihren Wählerinnen und Wählern kommunizieren. Ein gutes digitales Angebot wird 
heute weltweit vorausgesetzt. Traditionelle Wahlkampfformen wie der klassische 
Hausbesuch sind dadurch jedoch keineswegs überflüssig, schreibt Frank Priess in 
seinem Beitrag.

Nicht nur die technische Entwicklung hat ihre Folgen. Auch der gesellschaftliche Wan-
del wird vielerorts in der Parteienlandschaft sichtbar. Es gründen sich neue Parteien, 
die die etablierten herausfordern. Das ist an sich zwar kein neues Phänomen – neu 
ist jedoch das Tempo, mit dem die neuen Parteien Erfolge erzielen, analysiert Fran-
ziska Fislage mit Blick auf die Situation in Europa. Neue Parteien profitieren dabei 
von Entwicklungen, die schon seit geraumer Zeit zu beobachten sind: Die Bindung an 
Parteien nimmt ab, die Wählervolatilität zu und alte politische Konfliktlinien treten in 
den Hintergrund. Die neuen Parteien vermitteln ein Gefühl der Andersartigkeit – und 
ihr Erfolg speist sich nicht selten auch aus einem Verlust an Vertrauen in politische 
Institutionen.

Die Schwierigkeit, nachhaltiges Vertrauen in das politische System überhaupt erst 
aufzubauen, zeigt sich in Tunesien. Zehn Jahre nach der Revolution und dem Sturz 
des Diktators Ben Ali ist die politische Stimmung dort von Ernüchterung geprägt, 
schreibt Holger Dix. Er identifiziert mehrere Trends, die die Festigung der noch 
jungen Demokratie erschweren und sie auf die Probe stellen – unter anderem eine 
wachsende Skepsis gegenüber der Demokratie, ein Bedeutungsverlust der politischen 
Parteien in einem zunehmend fragmentierten Parteiensystem sowie eine politische 
Instabilität, die sich in zahlreichen Regierungswechseln äußert.

Editorial
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Mit einem Vertrauensverlust zu kämpfen haben auch Parteien in Lateinamerika, wo 
vielerorts eine zunehmende gesellschaftliche Polarisierung festzustellen ist, die sich 
auch im Erfolg charismatisch-populistischer Anführer zeigt. Und dies, obwohl viele 
Parteien in Lateinamerika auf einer langen Tradition aufbauen können. Dabei erkennt 
China in der Schwäche lateinamerikanischer Parteien eine Chance zur Einflussnahme. 
So baut Peking die Beziehungen zu lateinamerikanischen Parteien gezielt aus und 
nutzt seinen wirtschaftlichen Einfluss, um Partner in politische und geostrategische 
Abhängigkeiten zu treiben – eine Tatsache, der man in Europa nicht mit Gleichgültig-
keit begegnen kann, wie Sebastian Grundberger anmerkt. Ein besonderes Beispiel 
einer Partei, die um ihre Stellung kämpft, findet sich in Mexiko: Die Partido Acción 
Nacional (PAN) blickt auf eine lange und wechselhafte Geschichte zurück. Vor den 
richtungsweisenden Wahlen 2021 hat die derzeit stärkste Oppositionspartei die Auf-
gabe, sich gewissermaßen zu erneuern. Sie benötigt ein überzeugendes Programm, 
muss politisch erfahrene und vor allem glaubwürdige Kandidaten aufstellen sowie 
strategische Allianzen schmieden, schreiben Hans-Hartwig Blomeier und Ann-
Kathrin Beck.

Anders als in Lateinamerika ist in Afrika südlich der Sahara die Mehrzahl der Partei-
ensysteme stark fragmentiert. Die Parteien selbst sind programmatisch häufig kaum 
unterscheidbar, gesellschaftlich nur schwach verankert und nicht selten von einer star-
ken Führungsfigur abhängig – nicht zuletzt finanziell. Benno Müchler und Christoph 
Schmidt warnen in ihrem Beitrag jedoch davor, nur die Defizite in den Blick zu neh-
men. Es dürfen nicht all jene politischen Akteure übersehen werden, die Politik nicht 
nur als Geschäft betreiben und den Staat nicht als Ressource sehen, sich zu bereichern.

Neue Parteien, Klientelparteien, Volksparteien. Auch wenn weltweit die Lage sehr 
unterschiedlich ist und häufig Defizite auszumachen sind, zeigt sich doch: Nur dort, 
wo eine gewisse Vielfalt an Parteien besteht, wo Parteien in einem freien Raum agie-
ren können, über aussagekräftige Programme verfügen und gleichzeitig kommunika-
tions- und führungsfähig sind, ist der demokratische Prozess gesichert. Daher ist für 
eine Stärkung der Demokratie immer auch eine Stärkung der Parteien nötig.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre.

Ihr

Dr. Gerhard Wahlers ist Herausgeber der Auslandsinformationen (Ai), 
stellvertretender Generalsekretär und Leiter der Hauptabteilung Euro­
päische und Internationale Zusammenarbeit der Konrad-Adenauer-
Stiftung (gerhard.wahlers@kas.de).

mailto:gerhard.wahlers%40kas.de?subject=
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und Informationen über die entsprechende sozi-
ale Plattform gesteuert werden soll. Möglich 
wird ein micro targeting unbekannten Ausmaßes. 
Methoden aus dem Bereich der psychologischen 
Kriegführung haben dabei zudem den Charme, 
dass sie den Radarschirm allgemeiner Auf-
merksamkeit mühelos unterfliegen und damit 
zusätzlich den Überraschungsmoment stärken: 
Veränderungen werden erst nach und nach 
erkennbar, Botschaften sind meist nur in immer 
enger zusammenrückenden Blasen sichtbar, 
der Auseinandersetzung im öffentlichen Raum 
ist der Boden entzogen. Hinzu kommen Instru-
mente wie die Nutzung von influencer marketing: 
Glaubwürdige Vermittler gerade in jungen Ziel-
gruppen werden von den Parteien umworben, im 
deutschen Europawahlkampf sorgte das berühmt 
gewordene „Rezo-Video“ zur „Zerstörung der 
CDU“ für einen gewissen Hallo-wach-Moment: 
Die Partei wurde von der massiven Resonanz, 
hohen Abrufzahlen und entsprechenden Reak-
tionen in allen Medien völlig auf dem falschen 
Fuß erwischt, die „schüchterne“ Antwort per PDF 
sorgte für Mitleid und Heiterkeit. Mittlerweile hat 
die CDU reagiert und die Digitalarbeit sichtbar 
auf eine neue Grundlage gestellt – die souveräne 
Reaktion auf den „Raub“ des „C“ (-Buchstabens 
an der Parteizentrale) durch Greenpeace-Aktivis-
ten ist da nur ein Beispiel.

Während der Einfluss von Twitter und Face-
book noch kaum verdaut ist, beschäftigt sich die 
community längst mit politischen Anwendungs-
möglichkeiten neuerer Angebote wie TikTok 
oder Telegram: Eine harmlos anmutende App für 
Kurzvideos, massiv genutzt allerdings von einem 
jungen Publikum, stellt für campaigner sofort 
die Frage, ob sich das nicht auch politisch für 
den Transfer eigener Botschaften nutzen lässt, 

Einmal mehr haben sich jüngst weltweit alle 
Augen auf den Präsidentschaftswahlkampf in 
den USA gerichtet. Das gilt für politische Analys
ten ebenso wie für Wahlkampfpraktiker, wird 
doch die Auseinandersetzung in den USA nach 
wie vor als die Mutter aller Schlachten gesehen, 
auch was technologische Neuerungen und Ent-
wicklungen im campaigning angeht. Dabei bleibt 
richtig, dass die USA meist eher die große Aus-
nahme als das große Vorbild sind – zu speziell 
sind die Rahmenbedingungen, zu unvergleich-
lich der Mitteleinsatz. Gleichwohl waren schon 
im Vorfeld der entscheidenden Wochen inter-
nationale Berater mit ihrem Einkaufswagen 
im US-Wahlkampf-Supermarkt unterwegs, um 
Instrumente einzupacken, die vielleicht auch zu 
Hause den Unterschied machen könnten.

Einmal mehr richtete sich der Blick dabei auf 
Digitales, nicht nur coronabedingt. „Es wird 
sicher der digitalste Wahlkampf der amerika-
nischen Geschichte“1, hatte Mario Voigt schon 
früh prognostiziert. Vorteil Trump bei Twitter-
Followern und Facebook-Freunden. Frisch in 
Erinnerung ist der Streit um den unlauteren Ein-
satz von Algorithmen und Nutzerdaten sozialer 
Netzwerke wie Facebook, mit denen die Firma 
Cambridge Analytica zu Berühmtheit gelangte, 
mittlerweile aufgearbeitet in dem Buch „Mind-
f *ck“ des Whistleblowers Christopher Wylie.2 
Paul Starr resümiert: „The 2016 Brexit and U.S. 
elections provided real-world examples of covert 
disinformation delivered via Facebook.“3

Botschaften unterhalb des Radarschirms

Persönlichkeitsmerkmale sind dabei die Basis für 
die Prognose von Wahlverhalten, das wiederum 
durch sehr persönlich zugeordnete Nachrichten 

Für demokratische und nichtdemokratische Wahlen und die 
dahinterstehenden Hoffnungen der Menschen dürfte gleicher-
maßen die Grundfrage gelten: Wer hat die richtige Antwort auf 
die Herausforderungen der Zukunft, mit wem wird es uns 
künftig besser gehen? Diese Frage bewegte die Menschen 
gestern und bewegt sie heute.
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auch in die ländlichen und traditionellen Räume 
blickt, die mit ganz anderen Botschaften erreich-
bar sind und in denen Nationalismus sowie Kir-
chenbindung eine ungleich größere Rolle spielen. 
Im sogenannten Arabischen Frühling verstellte 
die Konzentration auf die Menschen, die sich 
auf den Plätzen der Hauptstädte versammelten, 
den Blick auf traditionelle Orientierungen und 
die Organisationskraft von Vereinigungen wie 
der Muslimbruderschaft, deren Ziele dann so gar 
nichts mehr mit dem erwarteten Weg in die west-
liche Moderne zu tun haben. Und wishful thinking 
kommt hinzu, wenn beim Blick auf die USA nicht 
zuletzt in Deutschland eigentlich immer erwar-
tet wird, dass die moderner daherkommenden 
Demokraten der Ost- und Westküste, unterstützt 
von den einschlägigen Größen Hollywoods, sich 
durchsetzen und nicht die „Hinterwäldler“ und 
deplorables aus dem Mittleren Westen und dem 
Bible Belt.

Aktuell lässt sich ein Wettlauf 
zwischen denen beobachten, 
die über neue Tools Freiräume  
finden, und denen, die solche 
Fenster wieder schließen  
möchten.

Beweise gibt es allerdings auch dafür, dass die-
ses Bild etwas zu schwarz-weiß gemalt sein 
könnte. Die aktuellen Regionalwahlen in Russ-
land etwa zeigen, dass man auch außerhalb der 
Metropolen erbost über die Korruption der Regie-
renden ist und diejenigen, die das eindrucksvoll 
demonstrieren und wahltaktisch klug taktieren, 
Siegchancen haben – immer gesetzt den Fall, es 
geht halbwegs frei und fair zu. Auch die Wahl in 
Belarus hat gezeigt, dass Protestbewegungen 
gegen ein autoritäres Regime sehr weite Schich-
ten erfassen können. Und mancherorts führen 
solche Erwartungen die Herrschenden dann 
gleich ganz dazu, eine halbwegs demokratische 
Wahl zu verhindern, Gegenkandidaten auszu-
schließen, Menschen und Medien einzuschüch-
tern. Siehe Hongkong.

Messengerdienste sind vielfach das Instrument 
der Wahl, wenn es um Absprachen und Anspra-
chen in geschlossenen Nutzergruppen geht. Je 
diskreter, je besser. Eine Entwicklung von der 

„Massivität zur Selektivität“ sieht die kolumbi-
anische Kommunikationsexpertin Nury Astrid 
Gomez Serna nicht nur digital, sondern auch im 
Präsenzwahlkampf.

Erschwerend kommt hinzu, dass über diese In
strumente auch dem Einfluss externer Akteure 
Tür und Tor geöffnet wird. Wie viel Russland 
zum Wahlsieg Donald Trumps 2016 oder zum 
Erfolg der Leave-Mehrheit beim Brexit beigetra-
gen hat, ist nach wie vor umstritten und wohl 
nie wirklich aufzuklären. Parallel leisten Defi-
zite bei der Cybersicherheit ihren Beitrag dazu, 
das Vertrauen in die Legitimität demokratischer 
Entscheidungen weiter zu schwächen, gerade 
in ohnehin schon polarisierten Gesellschaften. 
Wenn Kandidaten den eigenen Anhängern dann 
suggerieren, die eigene Niederlage könne nur 
das Ergebnis von Manipulationen gewesen 
sein, fällt diese Botschaft möglicherweise auf 
fruchtbaren Boden – mit unabsehbaren Konse-
quenzen.

Die Polarisierung von Gesellschaften und die 
Schwächung ihres inneren Zusammenhaltes 
über die Jahre – über die Rolle von Filterblasen 
dabei wird noch zu sprechen sein – bildet aktu-
ell bei vielen Wahlauseinandersetzungen einen 
Rahmen, der bei allem Altbekannten auch Neues 
enthält. Stadt-Land-Gegensätze, Parteipräferen-
zen entlang von Bildungsvoraussetzungen oder 
Arbeitsplatzrealitäten, Generationsfragen – all 
das hat es immer gegeben. Aktuell jedoch schei-
nen sich hier Bruchlinien besonders zu akzen-
tuieren.

Das Problem der Prognosen

Dies trägt auch dazu bei, dass wir Wahlausgänge 
weltweit immer wieder völlig falsch prognosti-
zieren: Wer sich in Russland etwa auf die gro-
ßen Städte Moskau und Sankt Petersburg und 
dort auf globalitätsaffine, eher junge Menschen 
konzentriert, schätzt die Opposition zu Putins 

„Einigem Russland“ sicher stärker ein als der, der 
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Killerphrase „Internetsouveränität“

Der liberale Westen – längst kein „geografischer 
Begriff “ mehr – sollte allerdings darauf achten, 
dass autoritäre Regime sich nicht schon von 
vornherein auf internationale Übereinkünfte 
im Bereich der Telekommunikation berufen 
können, wenn sie unter dem Deckmantel soge-
nannter Internetsouveränität ihre Zivilgesell-
schaft knechten. Und dabei ist noch gar nicht 
berücksichtigt, welche „Waffen“ die neuen 
Überwachungsinstrumente der digitalen Welt in 
den Händen autoritärer und totalitärer Regime 
darstellen. Ein Social credit-System wie in China 
macht den Menschen bis in den letzten Winkel 
seiner Privatsphäre für den Staat durchsichtig. 
Bedenklich genug, dass chinesische Firmen 
die entsprechende Software mit großem Erfolg 
exportieren  – die Kundenliste nicht zuletzt in 
Afrika ist aufschlussreich, aber auch Länder 
wie Venezuela greifen gern zu. Vieles auch, was 

Gelernt hat man mittlerweile, dass auch die Sozi-
alen Netzwerke ein zweischneidiges Schwert 
sein können. Zu Beginn mancher gesellschaftli-
chen oder Demokratie einfordernden Bewegung 
galt es als Common Sense, mit ihnen sei nun ein 
Zeitalter demokratischer Entfaltung angebrochen, 
das von den Herrschenden nicht mehr kontrolliert 
werden konnte. „Spontane“ Verabredungen zu 
Demonstrationen und anderen Aktionen entfal-
teten eine gewaltige Kraft, sogar in Ländern wie 
Iran bei der „grünen Bewegung“ des Jahres 2009. 
Schnell allerdings lernten autoritäre Regime dazu, 
infiltrierten soziale Netzwerke, zwangen sie hin-
ter „große Brandmauern“ und zensierten erbar-
mungslos – zum Teil mit modernster Software und 
unterstützt von westlichen Technologiefirmen, 
die um Marktanteile fürchten. Aktuell lässt sich 
ein wahrer Wettlauf zwischen denen beobachten, 
die auch über neue Tools neue Freiräume fin-
den, und denen, die solche Fenster direkt wieder 
schließen möchten. Ausgang offen.

Breite Beteiligung: Auch die Wahl in Belarus hat gezeigt, dass Protestbewegungen gegen ein autoritäres Regime sehr 
weite Schichten erfassen können. Quelle: © Tut.By via Reuters.
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hauptsächlich in der eigenen Gruppe unterwegs 
ist, die sich in den Sozialen Netzwerken gern 
selbst bestätigt und dies für repräsentativ für 
die gesamte Gesellschaft hält, wird sich schwer 
damit abfinden können, wenn bei Wahlentschei-
dungen ganz andere Optionen eine Mehrheit 
finden. Womit wir zurück in den USA und im 
jüngsten Wahlkampf wären.

derzeit mit wirtschaftlicher Zielrichtung entwi-
ckelt wird und auf Künstlicher Intelligenz und 
Big Data basiert, findet parallel leicht den Weg 
in politische Anwendungen. Hier sind auch die 
amerikanischen Techfirmen ganz vorn mit dabei, 
der „Datensammler“ Palantir begibt sich gerade 
auf das Börsenparkett. Die Frage, wie effizienter 
Datenschutz dagegenhalten und den „Erkennt-
nisinteressen“ der Anwender in Wirtschaft und 
Politik Grenzen setzen kann, dürfte eine ent-
scheidende Zukunftsfrage sein, die auch Wahl-
kämpfe nicht unberührt lässt. In vielen Ländern, 
so Eduardo Magrani, fehlt es allerdings an ent-
sprechenden Regulierungen.4

Heute klafft immer weiter aus­
einander, was unterschiedliche 
Teile der Bevölkerung für die 
Realität halten.

Für den Diskurs in der demokratischen Gesell-
schaft hat verändertes Medienverhalten mitt-
lerweile ebenfalls erhebliche Auswirkungen. 
Immer weniger gibt es eine gemeinsame Infor-
mationsbasis, wie sie früher im Verein die öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten und die 
Regionalzeitungen dargestellt haben – der Jour-
nalist als gatekeeper hat an Macht und Einfluss 
verloren. Schon früher konnte der Berufsstand 
weniger definieren, was gedacht wurde  – die 
Wahlsiege Helmut Kohls und Ronald Reagans 
gegen die versammelte „Intellektualität“ der 
Medienschaffenden waren immer eindrucks-
volle Beispiele. Über das, was gedacht wer-
den konnte, hatte man allerdings eine gewisse 
Hoheit. Heute hingegen klafft immer weiter aus-
einander, was unterschiedliche Teile der Bevöl-
kerung für die Realität halten. Die zunehmende 
Konjunktur für Verschwörungstheorien aller Art 
ist da vielleicht das eindringlichste Beispiel. Wer 

Die Qual der Wahl: Wer hat die richtige Antwort  
auf die Herausforderungen der Zukunft?  

Quelle: © Issei Kato, Reuters.
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Personen und Bewegungen zu vertrauen, setzt 
sich fort. Vielen Parteien ist es nicht gelungen, 
gesellschaftliche Entwicklungen mit zu vollziehen, 
sich zu öffnen, attraktiv für neue Generationen 
und Themen zu sein. Gern verbunkern sich die 
verbliebenen Mitglieder und bilden Elitenkoali-
tionen, die den Niedergang vielleicht noch etwas 
kaschieren und verzögern, an der Entwicklung 

Parteienverdruss und populistische  
Hoffnungsträger

Ein Blick auf die Wahlauseinandersetzungen der 
jüngeren Zeit bietet allerdings auch viele Konstan-
ten und die Verstärkung bereits länger bekannter 
Trends. So sieht es für die etablierten Parteien 
vielerorts wenig hoffnungsvoll aus – der Trend, 
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der Bekämpfung von COVID-19. Mancherorts 
brechen Konflikte auf, die angesichts langjäh-
riger Stabilität kaum erwartet wurden, auch 
wenn die zugrunde liegenden Probleme sozialer 
Ungleichheit und Ungerechtigkeit keineswegs 
neu sind, bestes Beispiel: Chile. Eine Folge ist 
dann oft eine komplett fragmentierte politi-
sche Landschaft, die keinerlei Prognosen über 
weitere Entwicklungen zulässt, gerade, wenn 
Personen deutlich wichtiger für eine Wahlent-
scheidung sind als parteipolitisch-program-
matische Präferenzen. Als Beispiel dafür kann 
sicher schon länger Peru gelten. Überall – auch 
in Lateinamerika  – schmelzen Stammwähler-
schaften bis unterhalb der Wahrnehmungs-
schwelle, Profile verschwimmen immer weiter, 
viele Parteien interessieren sich traditionell viel 
mehr für das Instrumentelle eines erfolgreichen 
Wahlkampfes als für Strategie und Inhalte, die 
man eigentlich vermitteln müsste. Ganz zu 
ignorieren allerdings sind langfristige Bindun-
gen emotional-traditioneller Art nach wie vor 
nicht, schon gar nicht in ländlichen Gebieten 
und bei der älteren Bevölkerung. Kein einheit-
liches Bild also, nirgends!

Demokratie unter Feuer

Das gilt natürlich nach wie vor auch für die 
Rahmenbedingungen von Wahlen und Wahl-
kämpfen, die sich in den vergangenen Jahren 
insgesamt kaum verbessert haben. Die Zahl der 
von Freedom House und anderen als wirklich 
frei eingestuften Länder geht eher zurück. Auch 
Reporter ohne Grenzen ist alarmiert angesichts 
einer vielerorts massiv unter Druck stehenden 
Pressefreiheit. Zahlreiche Hoffnungen auf fai-
ren demokratischen Wettbewerb haben sich 
zerschlagen – ein Musterbeispiel dafür ist Süd-
ostasien, wo in Ländern wie Thailand und Kam-
bodscha klare Rückschritte zu verzeichnen sind.

Der unterschiedliche Zugang zu den Massen
medien ist immer noch ein Hebel, der Wahlen 
zuungunsten von Herausforderern beeinflusst, 
auch in Europa. Die Nicht-Zulassung aussichts-
reicher Gegenkandidaten zur Regierung, Par-
teienverbote, manipulierte Wahlregister, die 
fehlende Unabhängigkeit von Aufsichtsorganen 

insgesamt aber wenig ändern. In Tunesien etwa 
wurde seit den Parlamentswahlen 2019 vom 
ebenfalls parteilosen Präsidenten Kais Saied kein 
führender Parteivertreter mit der Regierungsfüh-
rung beauftragt – er selbst setzt eher auf direkt
demokratische Ansätze.

Das heißt dann allerdings nicht zwangsläufig, dass 
die neuen Hoffnungsträger es besser machen und 
das in sie gesetzte Vertrauen rechtfertigen. Die 
Konsequenz ist die, dass auch schon einmal das 
ganze demokratische System mit seinen Rekrutie-
rungsmechanismen in Frage gestellt wird, gerade 
in Zeiten der Systemkonkurrenz, wo autoritäre 
Regimes versuchen, mit ihrer vorgeblichen Effi-
zienz zu punkten und auf bessere Ergebnisse zu 
verweisen, zum Beispiel bei der aktuelle Pande-
miebekämpfung. Dass dabei auch die Defizite 
des Autoritarismus besonders deutlich werden – 
etwa, wenn Informationen aus falschen Rück-
sichten oder aus Angst verschleppt werden und 
das Korrektiv eines investigativen Journalismus 
fehlt – gehört unbedingt in den Fokus, neben der 
Tatsache, dass die Bürger dort gerade nicht die 
Möglichkeit haben, Fehlleistungen mit Abwahl 
zu bestrafen.

Stammwählerschaften schmel­
zen bis unterhalb der Wahr­
nehmungsschwelle, Profile 
verschwimmen immer weiter.

Ein Blick auf die Empirie liefert dann uneindeu-
tige Ergebnisse, zum Beispiel in Lateinamerika. 
Da hat der Parteienverdruss in Mexiko und 
Brasilien bei den vergangenen Wahlen charis-
matische Figuren an der Spitze von Bewegun-
gen oder neuen Parteiformationen nach oben 
gebracht, deren aktuelle Politikergebnisse 
überaus dürftig sind. Beide sind übrigens, ganz 
populistisch, mit dem Talent zur Polarisie-
rung ausgezeichnet – hier das Volk, dort die 

„verrotteten“ Eliten. Parallel verzeichnet eine 
„klassische“ Regierungspartei wie die von Prä-
sident Lacalle Pou in Uruguay momentan die 
größte Erfolgsbilanz in der dramatischen Zeit 
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wird oder nicht. Entsprechend geraten Wahl
kampftools wie die üblichen Autokorsos, Bürger-
feste und Großveranstaltungen in Ländern wie 
Tansania auch nicht aus der Mode – sie sind nach 
wie vor der zentrale Ort der Begegnung zwischen 
Wählern und Kandidaten. Parteien tun gut daran, 
über einen breiten Instrumentenkasten zu verfü-
gen und auf allen Kanälen mit ihren Wählerinnen 
und Wählern zu kommunizieren: Ein gutes digi-
tales Angebot wird heute weltweit vorausgesetzt, 
traditionelle Wahlkampfformen wie der klassi-
sche Hausbesuch aber sind dadurch keineswegs 
obsolet. „Americans are far from mere puppets 
in the hands of Silicon Valley“, folgert denn auch 
Paul Starr für sein Land. In Afrika helfen Instru
mente wie die in Senegal, Kenia oder Südafrika 
angewendete „Election Promise Trackers“ beim 
Monitoring politischer Leistungsfähigkeit.5

Persönlichkeitswahlen haben damit zu tun, dass 
Kandidaturen authentisch und glaubwürdig 
wirken – da sieht man dann auch schon einmal 
von gewissen Inkonsistenzen ab. Sympathie 
zählt, Volksnähe ist ein wichtiges Kriterium und 
die Erkenntnis „People don’t like him“ schon 
fast ein politisches Todesurteil. Und natürlich 
sind Wahlen auch heute kein Wunschkonzert, 
sondern eine konkrete Entscheidung zwischen 
Alternativen. Auch als „kleineres Übel“ hat man 
eine Chance, weshalb der von den Demokraten 
in den USA inszenierte „Werte- und Haltungs-
wahlkampf “ und der Versuch einer Art von Refe-
rendum über Donald Trumps Charakter seine 
Tücken hatte.

Ganz generell bleibt natürlich die Frage offen, 
welche Rolle tatsächlich Wahlkämpfe am Ende 
des Tages spielen. Bestimmte Bestandteile einer 
Wahlentscheidung bauen sich über eine längere 
Zeit auf, gleichzeitig ist vielerorts die Zahl der 
Unentschlossenen auch kurz vor dem Wahltag 
noch hoch. Und es gibt genügend Beispiele dafür, 
dass man auch einen komfortablen Vorsprung auf 
den letzten Metern versenken kann.

Frank Priess ist stellvertretender Leiter der Haupt­
abteilung Europäische und Internationale Zusammen­
arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung.

wie Wahlgerichten, die Verfolgung von Opposi-
tionellen bis hin zu politisch motivierten Atten-
taten – leider ist nichts davon wirklich aus der 
Mode gekommen. Schnell werden in Konfliktsi-
tuationen von internationaler Seite Neuwahlen 
auch dort gefordert, wo demokratische Min-
destvoraussetzungen eigentlich nicht vorliegen. 
Aktuelle Beispiele dafür sind so unterschiedliche 
Staaten wie Mali und Venezuela. Die Opposition 
steht dann vor der Gretchenfrage, ob sie sich 
überhaupt beteiligen soll: Tut sie es, legitimiert 
sie einen mehr als zweifelhaften Prozess. Tut sie 
es nicht, gerät sie kommunikativ in die Defen-
sive und schließt für sich selbst kleinste Partizi-
pationsfenster. Klar ist: Wahlen sind notwendige, 
aber keineswegs hinreichende Indikatoren dafür, 
ob Staaten als Demokratien eingestuft werden 
können. Interessant immerhin, dass selbst fins-
terste Diktaturen meinen, auf die (Schein-)Legiti-
mation durch Wahlen nicht verzichten zu können.

„Wahltag ist nicht Thanksgiving“

Für demokratische und nichtdemokratische 
Wahlen und die dahinterstehenden Hoffnungen 
der Menschen dürfte gleichermaßen die Grund-
frage gelten: Wer hat die richtige Antwort auf 
die Herausforderungen der Zukunft, mit wem 
wird es uns künftig besser gehen? Diese Frage 
bewegte die Menschen gestern und bewegt sie 
heute. „Wahltag ist nicht Thanksgiving“, pflegte 
der langjährige Wahlkampfberater von Angela 
Merkel, Klaus Schüler, zu sagen und darauf hin-
zuweisen, dass Dankbarkeit meist nur begrenzt 
als politische Kategorie taugt. Herrscht Wech-
selstimmung oder nicht? Sind die Menschen 
eher zufrieden oder eher unzufrieden? Diese 
Fragen prägen Entscheidungen, in parlamenta-
rischen Systemen durch die Verbindung zu Par-
teien wohl noch stärker als in Präsidialsystemen, 
gerade wenn erfolgreiche Amtsinhaber nicht 
wieder antreten können und ein Imagetransfer 
auf präferierte Nachfolger nur begrenzt gelingt.

Eine zentrale Kategorie für die Wahlentschei-
dungen bleibt das persönliche Vertrauen, das 
Kandidatinnen und Kandidaten zu generieren 
verstehen und das „vor Ort“ unabhängig davon 
entsteht, ob ebendies im Ausland verstanden 
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New Kids on the Block
Zum Potenzial neuer Parteien in Europa
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Das Wahljahr 2019 war in der Ukraine eine 
Überraschung in vielerlei Hinsicht: Zum einen 
wurde Wolodymyr Oleksandrowytsch Selenskyj 
zum neuen Präsidenten gewählt. Selenskyj 
war bis dato zwar eine Person des öffentlichen 
Lebens, aber nicht in der Politik, sondern unter 
anderem als Komiker und Hauptdarsteller der 
Polit-Comedy-Serie Sluha Narodu (Diener des 
Volkes). In der Serie spielt er einen Geschichts-
lehrer, der die ukrainische Politik kritisiert 
und schließlich zum ukrainischen Präsidenten 
gewählt wird. Zum anderen wurde die Partei 
von Selenskyj, Sluha Narodu, zur stärksten poli-
tischen Kraft im ukrainischen Parlament. Damit 
konnte eine Partei, die gut ein Jahr vor der Wahl 
als Nachfolgepartei der „Partei der entschei-
denden Veränderungen“ gegründet wurde und 
die wenige Wochen vor der Wahl kaum jemand 
kannte, bei der ersten Wahlteilnahme ausrei-
chend Wählerinnen und Wähler mobilisieren, 
um die Wahl für sich zu entscheiden.2

Sluha Narodu ist jedoch nicht der einzige 
Parteienneuling in der Ukraine. Daneben grün-
dete sich vor der Parlamentswahl 2019 auch 
die Partei Holos des bekannten ukrainischen 
Musikers Swjatoslaw Wakartschuk.3 Aber auch 
außerhalb der Ukraine haben sich in den letz-
ten Jahren neue Parteien aufgetan. Sie erlebten 
in Teilen erstaunliche Wahlerfolge – von dem 
direkten Einzug ins Parlament bis hin zum Wahl-
sieg mit anschließender Regierungsverantwor-
tung. Hierzu gehörten vor allem Parteien wie 
Podemos und Ciudadanos in Spanien, ANO 
2011 in Tschechien, NEOS in Österreich, die 

Fünf-Sterne-Bewegung in Italien, SMC in Slo-
wenien und vor allem La République en Marche 
(LREM) in Frankreich. Wenngleich Glanz und 
Erfolg einiger neuer Parteien bereits wieder 
verblassen, konnten sich andere im jeweiligen 
Parteiensystem behaupten oder durchsetzen und 
die ein oder andere etablierte Partei unter Druck 
setzen. Damit ist jedoch noch kein Ende in Sicht. 
Der Trend der Parteineugründungen, die in kür-
zester Zeit die Parteienlandschaften verändern, 
hält an und wird sich auch in Zukunft fortsetzen, 
sodass die bisherigen Parteiensysteme in Bewe-
gung bleiben (müssen).

Die alten Neuen

Parteineugründungen sind natürlich kein unbe-
kanntes Phänomen. Tatsächlich hat es seit Her-
ausbildung von Parteiensystemen vor mehr 
als einhundert Jahren immer wieder Neugrün-
dungen gegeben, anders ließe sich die heutige 
Parteienvielfalt in vielen Ländern Europas nicht 
erklären. Viele der einstigen Neulinge können 
inzwischen auf eine jahrzehntealte Tradition 
zurückblicken und sind fester Bestandteil des 
Parteiensystems in ihren Ländern geworden. 
Ein neues Phänomen ist jedoch die Geschwin-
digkeit, mit der die neuen Parteien Erfolge 
verbuchen können. Häufig vergehen, wenn 
überhaupt, nur wenige Jahre zwischen Grün-
dung einer neuen Partei und deren Einzug ins 
jeweilige Parlament oder gar in die jeweiligen 
Präsidialämter. Der Lebenszyklus von Par-
teien hat ein neues Tempo angenommen. Die 
Geschwindigkeit, mit der sich die Gesellschaft 

Sie sind die New Kids on the Block – neue Parteien1 in Europa. 
Sie bezeichnen sich als neu und anders. Einige konnten schnell 
Wahlerfolge erzielen. Die Gründe für ihren Erfolg sind vielfältig 
und länderspezifisch, zeugen aber auch von einem generellen 
gesellschaftlichen Wandel. Diese Parteien verändern nicht nur 
die Parteienlandschaften, sondern stellen auch die etablierten 
Parteien vor neue Herausforderungen. Was heißt dies für die 
Zukunft der Parteiendemokratie und welche Chancen bieten 
diese Veränderungen den etablierten Parteien?
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verändert, schlägt mittlerweile auch auf die 
Parteienlandschaft durch – zumindest in vielen 
Ländern Europas.

Viele der früheren Stationen 
im Etablierungsprozess von 
Parteien finden wir heute nicht 
mehr vor.

In der Vergangenheit fristeten neu gegründete 
Parteien und Bewegungen in der Regel über viele 
Jahre ein Dasein außerhalb der Parlamente und 
ohne große Reichweite. Viele Parteien mussten 
vorerst mit der außerparlamentarischen Oppo-
sition vorliebnehmen. Interne Macht- und Rich-
tungskämpfe, Debatten und Diskussionen über 
Positionen und Programme, der Aufbau von 
landesweiten Strukturen sowie nicht zuletzt das 
kritische Beäugtwerden durch die etablierten 
Parteien und die Öffentlichkeit gehörten zu den 
ersten obligatorischen Schritten im Etablierungs-
prozess. In den „Lehrjahren“ mussten stabile 
demokratische Willensbildungsprozesse etab-
liert, eine programmatische Grundlage errichtet, 
eine Parteiorganisation aufgebaut und die Wahl-
kampfführung erprobt werden. Das Erlernen 
des Handwerkzeugs war dabei genauso wichtig 
wie die Akzeptanz innerparteilicher Mehrheits-
entscheidungen durch die unterlegenen Partei-
minderheiten. Dieser nicht immer geradlinige 
Prozess konnte sich über viele Jahre hinziehen 
und dann in erste Erfolge auf regionaler Ebene 
münden. Während einige Parteien sich über die 
Jahre recht erfolgreich etablieren konnten, gerie-
ten andere Parteien, wie etwa die Piratenpartei, 
in vielen Ländern Europas nach anfänglicher 
Euphorie wieder schnell ins politische Abseits 
und schafften es nicht, mittel- und langfristig 
politisch Fuß zu fassen.

In der Vergangenheit zeigte sich, dass Parteien 
und auch Bewegungen ohne interne Strukturen 
und eine klare Organisation kaum als ernst-
hafte Konkurrenz zu den etablierten Parteien 
wahrgenommen werden konnten. Hinzu kam, 
dass selbst der Einzug ins Parlament nicht mit 

einer Regierungsbeteiligung, sondern oftmals 
mit der Oppositionsbank verbunden war. Viele 
Parteien konnten erst nach mehreren Jahren in 
der Opposition Wahlergebnisse erzielen, die den 
Anspruch auf eine Regierungsbeteiligung recht-
fertigten – und dies dann in der Regel höchstens 
als Juniorpartner. Viele der früheren Stationen 
im Etablierungsprozess finden wir heute nicht 
mehr vor.

Der gesellschaftliche Wandel als Katalysator

Wie verschiedene Parteineugründungen in 
Europa zeigen, ist es keine Seltenheit mehr, Wah-
len auf Anhieb zu gewinnen oder als Partei kurz 
nach der Gründung bereits ins Parlament einzu-
ziehen. Auch eine Regierungsbeteiligung nach 
der ersten Wahlteilnahme ist nicht mehr abwegig. 
Damit verbunden sind verschiedene Veränderun-
gen in der Gesellschaft, die wie ein Katalysator 
wirken und solche Entwicklungen begünstigen – 
Entwicklungen, von denen insbesondere neue 
Parteien und Bewegungen profitieren.

Wählervolatilität und sinkende Parteibindung

Wichtige Aspekte, die zum Katalysatoreffekt bei-
tragen, sind die zunehmende Wählervolatilität 
und die abnehmende Parteibindung. Der Blick 
auf die letzten Wahlen zeigt deutlich, dass die 
Zeit der „Stammwähler“ größtenteils vorbei ist. 
Diese werden von den „Wechselwählern“ abge-
löst. Lange Zeit galten in dieser Hinsicht die mit-
tel- und osteuropäischen Länder als Trendsetter. 
Die Wählervolatilität dort war im Gegensatz zu 
westeuropäischen Ländern schon immer auf 
einem recht hohen Niveau. Dementsprechend 
gab es viele Parteineugründungen. Seit Län-
gerem kommt eine steigende Wählervolatilität 
aber auch in West- und Südeuropa deutlich zum 
Vorschein. Italienische Politikwissenschaftler 
argumentieren sogar, dass es einen Konvergenz-
prozess zwischen Westeuropa und Osteuropa 
hinsichtlich der Wählervolatilität gibt.4 Unge-
achtet ihrer Wahlmotive zeigen die letzten Analy-
sen von Wählerwanderungen, dass es vorkommt, 
dass frühere CDU-Wählerinnen und  -Wähler 
bei der nächsten Wahl ihr Kreuz bei den Grünen 
oder der Linken machen. Aber auch ehemalige 
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Linkswählerinnen und -wähler werden zu CDU- 
und FDP-Wählerinnen und  -Wählern.5 Wenn-
gleich dies nicht der Regelfall ist, zeigt es doch, 
dass Wahlen zunehmend von Stimmungen der 
Wählerinnen und Wähler sowie von konkreten 
Themen geprägt sind und nicht mehr von lang-
fristigen Bindungen an eine Partei.

Was heißt dies für die betroffenen Parteien? Wäh-
lerinnen und Wähler müssen bei jeder Wahl aufs 
Neue gewonnen werden. Parteien können sich 
keiner Stimmen mehr sicher sein. Thomas de 
Maizière, Bundesminister a. D., machte erst kürz-
lich im Podcast „Alles gesagt?“ darauf aufmerk-
sam, wie sehr sich inzwischen auch die Politik 
von Stimmungen leiten lasse.6 Diese Wechsel-
haftigkeit zeigt sich auch bei Stimmungsumfra-
gen: Ließ sich vor der Coronapandemie noch bei 
einigen grünen Parteien in Europa ein Allzeit-
hoch7 feststellen, konnten während der Krise 
vor allem diejenigen Parteien an Zustimmung 
gewinnen, die in Regierungsverantwortung sind 
und die vorher in Umfragen an Wählergunst ein-
gebüßt hatten. Die wichtigen Themen Klima und 
Umwelt, die die „Vor-Corona-Zeit“ stark prägten, 
gerieten wieder stärker ins Hintertreffen.

Parteien müssen sich öffnen, 
sowohl hinsichtlich ihrer  
Themen als auch ihrer Sozial­
struktur.

Mit einer steigenden Wählervolatilität ist zudem 
ein Rückgang bei den Parteibindungen ver-
knüpft. Den etablierten Parteien fällt es insge-
samt zunehmend schwerer, neue Mitglieder für 
die Partei zu gewinnen, obwohl beispielsweise 
die Fridays-for-Future-Bewegung zeigt, dass 
die junge Generation keinesfalls unpolitisch ist. 
Die sinkende Parteibindung ist dabei jedoch 
nicht nur auf eine zunehmende Individualisie-
rung der Gesellschaft zurückzuführen, sondern 
auch darauf, dass sich das durchaus hohe poli-
tische Interesse der jüngeren Generation auf 
temporäres und themenspezifisches Engage-
ment beschränkt – und das meist außerhalb von 

Parteien. Der politisch interessierte Nachwuchs 
lässt sich schwer zu einem klaren politischen 
Bekenntnis hinreißen und für die klassische Par-
teiarbeit motivieren, die oftmals als träge und 
zäh wahrgenommen wird.8 Ein langfristiges 
Engagement in Vereinen oder Organisationen 
wirkt in einer zunehmend globalisierten und 
individualisierten Gesellschaft zunehmend unat-
traktiv und als zu starke Verpflichtung.

Rückzug der alten Konfliktlinien und Auflösung  
des Rechts-links-Schemas

Ein weiterer Aspekt, der den Erfolg neuer Par-
teien begünstigt, ist die schwächer werdende 
Ausprägung früherer Konfliktlinien und das Auf-
kommen neuer Spaltungstendenzen. Die bisheri-
gen Konfliktlinien, vor allem Staat vs. Kirche und 
Arbeit vs.  Kapital, anhand derer sich die meis-
ten etablierten Parteien entwickelten, geraten 
zunehmend in den Hintergrund.9 Solange diese 
Konfliktlinien zu erkennen waren, sympathi-
sierten die Wählerinnen und Wähler mit einem 
bestimmten politischen Lager und waren entspre-
chend eng mit ihrer „sozialen Gruppe“ verbunden. 
Die schwindende Ausprägung ihrer wesentlichen 
Merkmale lässt die Konfliktlinien, die lange Zeit 
die Parteiensysteme in Europa prägen konnten, 
brüchig werden. Das heißt, ein Katholik muss 
längst nicht mehr zwingend Christdemokrat, ein 
Gewerkschafter nicht unbedingt Sozialdemokrat 
sein, zumal sich die beiden einstigen sozialen 
Großmilieus selbst in einem Zustand anhalten-
der Erosion befinden. Programmatische Positio-
nen, die lange Zeit eine politische Gemeinschaft 
mit kollektiver Identität aufgrund gemeinsamer 
gesellschaftlicher Standpunkte zusammenhal-
ten konnten, gibt es kaum noch. Der Zusammen-
halt eines politischen Lagers findet nicht mehr 
in einem relativ geschlossenen subkulturellen 
Milieu statt. Die Parteien müssen sich dem-
entsprechend öffnen, sowohl hinsichtlich ihrer 
Themen als auch ihrer Sozialstruktur, um die 
Wählerinnen und Wähler sowie ihre Mitglieder 
besser repräsentieren zu können.

Statt der bisherigen Konfliktlinien bestimmen 
inzwischen zunehmend neue „Spannungslinien“ 
die Parteienlandschaft und begünstigen das 
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Sinkende Parteibindung: Den etablierten Parteien fällt es insgesamt zunehmend schwerer, neue Mitglieder zu  
gewinnen – obwohl die junge Generation keinesfalls unpolitisch ist. Quelle: © Sergio Perez, Reuters.
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Aufkommen neuer Parteien.10 Die Globalisie-
rung, deren Dynamik und Geschwindigkeit 
durch die Flüchtlingsbewegungen von 2015 noch 
einmal deutlich zutage getreten ist, teilt die Par-
teien und Wähler in neue „Spannungsgruppen“ 
ein: Auf der einen Seite stehen die „Globalen“, 
die der Auffassung sind, dass es für globale Pro-
bleme nur globale Lösungen geben kann und 
der Nationalstaat zunehmend an seine Gren-
zen stößt. Auf der anderen Seite finden sich die 

„Nationalen“, die den Entwicklungen der letzten 
Jahrzehnte zunehmend skeptisch und kritisch 
gegenüberstehen und eine Rückbesinnung auf 
einen starken Nationalstaat fordern. Laut den 
Politikwissenschaftlern Hooghe und Marks wer-
den die Eurokrise, also die europäische Wäh-
rungs- und Staatshaushaltskrise der Jahre 2008 
bis 2010, und die Migrationskrise 2015 gar als 
entscheidend für das Entstehen transnationaler 
Spaltungen angesehen, die innerhalb Europas 
erhebliche Wirkungen entfalten und das Entste-
hen neuer Parteien begünstigen.11

Der Politikwissenschaftler Wolfgang Merkel 
nennt diese neue Konfliktlinie Kosmopolitismus 
versus Kommunitarismus.12 Die idealtypische 
Konstruktion sieht dabei wie folgt aus: Zu den 
Kosmopoliten gehören die überdurchschnittlich 
Gebildeten, die über ein überdurchschnittliches 
Einkommen und ein hohes Human- und Kultur
kapital verfügen. Während sie den Multikultu-
ralismus bevorzugen, lehnen sie Assimilation 
ab. Sowohl räumlich als auch beruflich sind sie 
von einer hohen Mobilität geprägt. Tendenziell 
würde man sie als Gewinner der Globalisierung 
bezeichnen. Die sogenannten Kommunitaristen 
hingegen sind im Schnitt eher unterdurchschnitt-
lich gebildet und verdienen unterdurchschnitt-
lich. Sie stehen viel mehr als Kosmopoliten unter 
dem globalen Wettbewerbsdruck, sie sind weder 
räumlich noch beruflich mobil und betrach-
ten Globalisierung und Multikulturalismus als 
Bedrohung. Volksparteien, die einen weiten Ver-
tretungsanspruch innehaben, können Elemente 
beider Idealtypen in sich bergen.13 Interessant 
ist dabei, dass weniger die oftmals diskutier-
ten ökonomischen Faktoren, sondern vor allem 
Humankapital (Bildung) und kulturelles Kapital 
diese Spaltungen zwischen Kosmopoliten und 

Kommunitaristen hervorrufen. Damit entsteht 
eine neue Spaltungslinie auf der gesellschaftli-
chen Ebene.14 Die gesellschaftlichen Entwick-
lungen, die sich derzeit in den USA abzeichnen, 
spiegeln diese gesellschaftlichen Spaltungen 
deutlich wider. Die neue Spaltungslinie hat 
ebenfalls Auswirkungen auf das Parteiensystem, 
denn diese Konfliktlinie konnten auch Rechts-
populisten für sich nutzen. Die Angst vor Identi-
tätsverlust oder vor kulturellen Veränderung ist 
der Fokus, auf den sich der überwiegende Teil 
der Rechtspopulisten stürzt.

Gesellschaftliche Spaltungen 
führen zunehmend zu 
Spannungen innerhalb der 
Parteien selbst.

Eine weitere Entwicklung, die in diesem Zusam-
menhang nicht unerwähnt bleiben sollte, ist, 
dass diese neuen Spaltungen auch zunehmend 
zu Spannungen innerhalb der Parteien selbst 
führen.15 Die Flüchtlingsdebatte von 2015 und 
die Art, wie diese beispielsweise innerhalb der 
deutschen etablierten Parteien  – unter ande-
rem in der Linkspartei und innerhalb der CDU/
CSU-Fraktion  – geführt wurde, ist hierfür ein 
passendes Beispiel.

Mit dem Verschwinden der bisherigen Konflikt
linien und dem Aufkommen neuer Spannungs
linien, anhand derer neue Parteien entstehen, 
gerät auch zunehmend die Rechts-links-Zu-
ordnung in den Hintergrund. Viele der neuen 
Parteien versuchen, sich hiervon zu lösen und 
vertreten oftmals gar post-ideologische Stand-
punkte. Vielfach lassen sich sowohl „linke“ als 
auch „rechte“ Positionen bei den neuen Par-
teien finden. Damit schaffen sie es, Wählerin-
nen und Wähler aus den unterschiedlichsten 
gesellschaftlichen Milieus zu mobilisieren, 
lassen sich aber schwieriger in das klassische 
Rechts-links-Schema einordnen. Gerade die 
neuen Parteien agieren zunehmend in einem 
Liberal-illiberal-Schema und bilden auch über 
das ehemalige Rechts-links-Schema hinweg 
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„Allianzen“. Im Rahmen der sogenannten Euro-
krise haben sich beispielsweise in Griechen-
land die linkspopulistische Partei Syriza und 
die rechtspopulistische ANEL ebenso zu einer 
(mittlerweile abgewählten) Regierungskoalition 
zusammengeschlossen wie die linkspopulisti-
sche italienische Fünf-Sterne-Bewegung mit der 
rechtspopulistischen Lega, die sich mittlerweile 
auch wieder in der Opposition befindet. Derar-
tige Koalitionen gründen sich dabei weniger auf 
gemeinsame inhaltliche Positionen als vielmehr 
auf gemeinsame Überzeugungen hinsichtlich 
des politischen Gegners. Und dieser ist in der 
Regel eine etablierte Partei oder „die Elite“ als 
solche.

Die neuen Neuen

Neben diesen allgemeinen Entwicklungen tra-
gen unterschiedliche länderspezifische Ursachen 
zum Erfolg der neuen Parteien bei. Der ist oft-
mals mit einem Vertrauensverlust in politische 
Institutionen verbunden. Intransparenz, Vettern-
wirtschaft und Korruption sind hier die Stich-
worte. Aber auch Krisenphänomene begünstigen 
die Neugründungen von Parteien. Hinzu kommt 
eine in der Wahrnehmung der Wählerschaft 
nicht vorhandene Problemlösungsfähigkeit von 
etablierten Parteien. An diesem Punkt knüpfen 
die neuen Parteien an und versuchen, eine Alter-
native mit neuen Gesichtern und neuen Akzen-
ten zu bieten.

Ein festes Mitgliederprinzip,  
wie wir es von etablierten  
Parteien gewohnt sind, ist 
längst nicht mehr überall  
die gängige Praxis.

Mit einer atemberaubenden Geschwindigkeit 
erringen die neuen Parteien Wahlerfolge. Sie 
werden nahezu vom Zeitgeist an die Oberflä-
che oder höher katapultiert. Dies jedoch oft-
mals ohne Programmatik, ohne Struktur und 
ohne Organisation. Es sind stattdessen einzelne 

Personen, wie der italienische Komiker Giuseppe 
„Beppe“ Grillo oder der polnische Rockmusiker 
Paweł Kukiz, die neue Protest- oder Anti-System-
Parteien gründen, oder einzelne Themen, wie 
Korruptionsbekämpfung, mit denen die neuen 
Parteien Aufmerksamkeit und vorübergehend 
Zuspruch erhalten. Mit der Schnelligkeit, mit 
der immer wieder neue Themen in den Vorder-
grund geraten und andere Themen verdrängt 
werden, treten auch neue Parteien hervor und 
verschwinden oftmals wieder, weil ihnen die 
programmatischen und organisatorischen Vor-
aussetzungen für eine längerfristige Verankerung 
in ihren Parteiensystemen fehlen.

Viele neue Parteien erwecken dabei den Ein-
druck der Andersartigkeit. In Teilen sind sie das 
auch. Wie bereits erwähnt, versuchen gerade die 
neuen Parteien sich abseits bisheriger Ideolo-
gien zu positionieren. Hinzu kommt eine neue 
Art der Kommunikation. Letztere fängt damit 
an, sich gar nicht unbedingt erst als Partei zu 
bezeichnen, um sich so von den anderen Par-
teien abzugrenzen. Hinzu kommt eine ausge-
prägte Nutzung der sozialen Medien, in denen 
die neuen Parteien besonders aktiv sind. Ein 
Großteil der Kommunikation findet zudem auf 
Plattformen statt, auf denen sich die Parteien 
organisieren und sich die Mitglieder aktiv ein-
bringen können, wenn es überhaupt Mitglieder 
gibt.16 Ein festes Mitgliederprinzip, wie wir es 
von etablierten Parteien gewohnt sind, ist längst 
nicht mehr überall die gängige Praxis. Stattdes-
sen bekennen sich beispielsweise Anhänger 
der Partei La République en Marche, indem sie 
sich auf der Website für aktuelle Informationen 
registrieren. Bei den österreichischen NEOS 
können sich Bürgerinnen und Bürger zudem 
auch ohne Parteimitgliedschaft um eine Kandi-
datur für den ersten Listenplatz der Bundesliste 
bewerben (passives Wahlrecht). Und auch für 
die Teilnahme an der ersten Stufe des Vorwahl-
verfahrens (aktives Wahlrecht) wird keine Par-
teimitgliedschaft vorausgesetzt.17

Hinzu kommt, dass gerade die neuen Parteien 
oftmals überwiegend aus Quereinsteigern beste-
hen. Das macht es für die neuen Parteien einfa-
cher, sich als neu und anders als die etablierten 
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Parteien darzustellen und neue Wählergruppen 
zu erschließen. Zugleich können sie sich damit 
von den Berufspolitikern in den etablierten Par-
teien distanzieren. Wenngleich diese Offenheit 
für politische Neulinge auch als ein Gewinn für 
die Demokratie gesehen werden kann, können 
die fehlenden politischen Erfahrungen gerade 
in Krisenzeiten problematisch werden. Darü-
ber hinaus sind die neuen Parteien oftmals eng 
mit einer einzelnen Führungsfigur verbunden. 
Nicht selten fehlen aufgrund einer starken Füh-
rungsfigur innerparteiliche Strukturen. Oftmals 
ist diese Führungsfigur auch diejenige Person, 
die die Partei gegründet hat. Sobald diese Figur 
jedoch nicht mehr Teil der Partei ist, kann auch 
die Partei insgesamt schnell an Unterstützung 
verlieren.

Je heterogener die Gesellschaft 
wird, desto unverzichtbarer 
wird die mühsame Konsens­
findung unter den Parteien.

Diese fehlenden Strukturen können eine der 
markanten Schwachstellen von neuen Parteien 
sein, die kaum Zeit haben, sich zu etablieren 
und strukturell zu organisieren, bevor sie in 
Regierungsverantwortung kommen. Das macht 
sie in Krisen anfälliger als etablierte Parteien. 
Der Umgang von LREM mit den „Gelbwesten“ 
hat die strukturellen Probleme deutlich gezeigt. 
Nicht nur für die Krisenkommunikation kann 
dies verheerend sein, sondern fehlende hori-
zontale und vertikale Strukturen können auch 
ein erfolgreiches Politikmachen erschweren.18 
Abseits der Organisation und Struktur fehlt den 
Neuen oftmals eine Programmatik, die sie nicht 
nur auf ein einziges Thema beschränkt. Für das 
mittel- und langfristige Überleben im Partei-
ensystem reicht dies nicht aus. Gerade für die 
neuen Parteien, die mit Regierungsverantwor-
tung beauftragt sind, kann dies den Erfolg schnell 
gefährden und die Zustimmungswerte sinken 
lassen. Schnell können neue Parteien somit auch 
wieder ins Abseits geraten.

Zusammenfassend weisen neue Parteien damit 
überwiegend folgende Merkmale auf:

•	 	Sie sind ein Krisenphänomen aufgrund von 
Korruption, Vetternwirtschaft, Intransparenz 
oder Vertrauensverlust in etablierte Parteien 
und Institutionen.

•	 	Sie sind geprägt von einer starken Führungs-
figur.
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•	 	Sie bezeichnen sich oftmals als Bewegung 
statt als Partei und versuchen, sich damit 
von den etablierten Parteien bewusst abzu-
grenzen.

•	 	Sie bestehen oftmals aus Quersteinsteigern 
und politischen Neulingen.

•	 	Sie haben eine anfangs schwach ausgeprägte 
Struktur und Programmatik.

•	 	Sie erzielen schnelle Wahlerfolge.

Folgen für die Etablierten

Was bedeuten diese Entwicklungen für die eta
blierten Parteien und für die Zukunft der Parteien
demokratie? Wenngleich die neuen Parteien ihre 
schon längst etablierten Mitbewerber vor neue 
Herausforderungen stellen, bieten die aktuellen 
Entwicklungen auch diverse Chancen für die 
Zukunft der Parteiendemokratie.

Geprägt von einer starken Führungsfigur: Es sind nicht selten einzelne Personen, wie der italienische Komiker Giuseppe 
„Beppe“ Grillo, die neue Protest- oder Anti-System-Parteien gründen. Quelle: © Guglielmo Mangiapane, Reuters.
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Um auch künftig eine bedeutende Rolle zu spie-
len und für eine unerlässliche Stabilisierung des 
Parteiensystems zu sorgen, müssen die etablier-
ten Parteien weiter an ihrer Attraktivität arbei-
ten. Eine Parteiendemokratie ist und bleibt der 
Erfolgsgarant, um unterschiedliche Meinungen 
und Positionen einer immer diverser werdenden 
Gesellschaft abzubilden und zu repräsentieren. Je 
heterogener die Gesellschaft wird, desto unver-
zichtbarer wird die von den Parteien geleistete 
mühsame und konfliktbeladene Konsensfindung. 
Dies bedeutet aber, dass die Anforderungen 
steigen. Parteien müssen nicht nur neue Parti
zipationsmöglichkeiten mit temporären und 
themenspezifischen Schwerpunkten anbieten, 
die dem aktuellen politischen Verständnis vieler 
Menschen entgegenkommen, sondern auch bei 
der Kommunikation mit den aktuellen Entwick-
lungen mitgehen. Andernfalls werden sie hier 
von neuen Parteien abgehängt.

Es entsteht zunehmend der 
Eindruck, dass zugkräftige  
Persönlichkeiten das aus­
schlaggebende Kriterium  
für den Wahlausgang sind.

Dies setzt voraus, dass notwendige Reformen 
durchgeführt und überholte Vorstellungen von 
Parteiarbeit überdacht werden. Bisher ist es in 
Europa vielen etablierten Parteien noch nicht 
gelungen, mit den aufgezeigten Entwicklun-
gen mitzuhalten und ein entsprechendes (digi-
tales) Angebot sowohl für ihre Mitglieder als 
auch für potenzielle Wählerinnen und Wähler 
zu machen. Stattdessen haben sie notwendige 
Reformen verpasst, diese nicht beherzt genug 
in Angriff genommen oder deren Notwendig-
keit erst zu spät erkannt. Viele der etablierten 
Parteien schaffen es nicht, insbesondere junge 
Menschen anzusprechen und für ihre Arbeit zu 
gewinnen. Gerade von diesem Misserfolg profi-
tieren die neuen Parteien, die sich als „anders“ 
ausgeben. Sie können durch ihr scheinbar 
unkonventionelles Auftreten oftmals junge 

Leute mobilisieren, die sich abseits der bishe-
rigen Möglichkeiten parteipolitisch engagieren 
wollen.

In den aktuellen Entwicklungen liegt damit auch 
eine Chance für etablierte Parteien. Gerade die 
Digitalisierung und das Bewusstsein für die 
aufgezeigten Probleme und Entwicklungen 
eröffnen ein noch nie dagewesenes Potenzial. 
Innerparteiliche Beteiligung sowie gezielte 
Angebote für interessierte Nicht-Mitglieder 
beispielsweise durch parteipolitische Diskus-
sionsforen, Plattformen und Apps, die auch 
Angebote für Nicht-Mitglieder haben, können 
das Attraktivitätsniveau auch für etablierte Par-
teien erhöhen. Schließlich können sie damit sehr 
viel präsenter wahrgenommen werden als bisher. 
Wenngleich damit auch Spannungen zwischen 
interessierten Nicht-Mitgliedern und „altein-
gesessenen“ Parteimitgliedern einhergehen 
können, die ihre Mitgliedschaft mit besonde-
ren Rechten einfordern, impliziert ein Angebot 
für interessierte Nicht-Mitglieder nicht, dass 
Nicht-Mitglieder den gleichen „Parteistatus“ wie 
Mitglieder haben. Wenn Parteien aber am Mit-
gliederprinzip langfristig festhalten wollen, dann 
werden sie zwangsläufig nicht umhin kommen, 
erste Angebote für Interessenten zu schaffen, die 
sich erst in einem zweiten Schritt für eine Mit-
gliedschaft entscheiden wollen. In Deutschland 
und Österreich sehen wir bereits, wie digital die 
etablierten Parteien arbeiten und wie sie sich 
auch für interessierte Nicht-Mitglieder zuneh-
mend öffnen und interessensspezifische Ange-
bote für ihre Mitglieder machen.19 Jedoch gibt es 
gerade im Bereich der Angebote für interessierte 
Nicht-Mitglieder und Neumitglieder noch gro-
ßen Spielraum. Wenn es überhaupt spezifische 
Angebote für Neumitglieder und interessierte 
Nicht-Mitglieder gibt, haben sich diese bisher 
überwiegend auf die Teilnahmemöglichkeit an 
digitalen Veranstaltungen oder auf den Social-
Media-Content beschränkt. Die Einbindung, bei-
spielsweise durch gesonderte Bereiche in einer 
Partei-App oder auf Plattformen, gibt es bei den 
deutschen und österreichischen Parteien nahezu 
gar nicht. Dennoch, nicht zuletzt die Coronapan-
demie hat einen Digitalisierungsschub geleistet, 
der viele Parteien quasi dazu gezwungen hat, 
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neue Tools und Möglichkeiten der Partizipation 
wie digitale Workshops und Seminare verstärkt 
auszuprobieren und zu nutzen und sich damit für 
die Zukunft zu rüsten – auch digital.

Aber nicht nur in der Parteiarbeit werden sich 
die etablierten Parteien verändern müssen. Es 
entsteht zunehmend der Eindruck, dass zug-
kräftige Persönlichkeiten das ausschlaggebende 
Kriterium für den Wahlausgang sind. Für die 
etablierten Parteien heißt dies, frühzeitig den 
eigenen politischen Nachwuchs zu fördern und 
die „richtige“ Kandidatenauswahl zu treffen. Mit 

„richtig“ ist gemeint, dass das Sprichwort „Der 
Köder muss dem Fisch schmecken. Nicht dem 
Angler“ immense Bedeutung hat. In der Vergan-
genheit wurde bei etablierten Parteien zu oft auf 
junge und neue Gesichter verzichtet. Oftmals 
wurden diejenigen Personen als Kandidaten 
gekürt, die zwar in der Partei auf eine breite 
Zustimmung stießen, aber bei potenziellen 
Wählerinnen und Wählern entweder unbekannt 
oder wenig attraktiv waren und diese dement-
sprechend nicht mobilisieren konnten. Es wird 
deshalb künftig noch mehr darauf ankommen, 
Wählerinnen und Wähler aus den unterschied-
lichsten gesellschaftlichen Milieus zu integrie-
ren und Parteien hinsichtlich ihrer Mitglieder zu 
diversifizieren.

Darüber hinaus muss es bei den etablierten Par-
teien darum gehen, ihre Problemlösungskom-
petenz deutlich(er) zu machen – insbesondere 
in der Krise. Das ist ein zentraler Vorteil, den 
sie gegenüber neuen Parteien haben. Etablierte 
Parteien „können Krisenbewältigung“ und bie-
ten gerade in Zeiten von Krisen einen notwen-
digen Stabilitätsanker. Die etablierten Parteien 
müssen deswegen zeigen, dass sie gerade auf-
grund ihrer langjährigen politischen Erfahrung 
in der Lage sind, die Probleme der Mehrheit der 
Bevölkerung zu erkennen und zu lösen. Eine 
daran gekoppelte Kommunikation ist unerläss-
lich und wird in einer zunehmend fragmentierten 
Gesellschaft noch wichtiger sein als bisher. Dies 
schließt die Nutzung verschiedener Kommunika-
tionskanäle ein. In einem zunehmend fragmen-
tierten und dynamischen Parteiensystem ist es 
umso wichtiger, dass die etablierten Parteien 

ihre Anschlussfähigkeit nicht verlieren. Diese 
bezieht sich auf die Gesellschaft selbst, bedeu-
tet aber auch die Koalitionsfähigkeit mit anderen 
Parteien.

Anschlussfähigkeit als solche bedeutet jedoch 
nicht, so zu werden wie die neuen Parteien. Die 
etablierten Parteien sollten die Entwicklun-
gen für sich jedoch als Chance und als Aufruf 
verstehen, sich zu fragen, wie die Parteiende-
mokratie auch in Zukunft für Bürgerinnen und 
Bürger der Erfolgsgarant bleiben kann. Damit 
verbunden ist auch der Anspruch, Koalitionsfä-
higkeiten und -möglichkeiten mit Parteien, die 
bislang außerhalb der gängigen Koalitionsoptio-
nen lagen, immer wieder aufs Neue zu eruieren. 
Dass sich die Parteiensysteme aufgrund neuer 
Parteien und Bewegungen verändern werden, 
ist unvermeidlich. Sollten jedoch die etablierten 
Parteien eine Rolle als Stabilitätsanker in den 
von neuen politischen Akteuren in Unruhe ver-
setzten Parteiensystemen in Europa einnehmen 
und Lösungen für die verschiedensten Probleme 
anbieten können, hat die Parteiendemokratie – 
frei nach dem Motto „stabil, weil beweglich“20 – 
eine Zukunft.

Franziska Fislage ist Referentin Internationaler  
Parteiendialog der Konrad-Adenauer-Stiftung.
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Parteienkrise, Instabilität 
und „Volkswille“
Trends in der jungen Demokratie Tunesiens
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Seit den Parlaments- und Präsidentschafts-
wahlen des Jahres 2019 lassen sich politische 
Trends erkennen, die mitverantwortlich für die 
stockende Entwicklung des Landes sind, Tune-
sien mittelfristig prägen werden und den weite-
ren Aufbau der noch jungen Demokratie sowie 
deren Widerstandskraft auf die Probe stellen. 
Dazu zählen eine zunehmende Marginalisie-
rung des Parteiensystems, sich verstärkende 
Kompetenzkonflikte zwischen den demokrati-
schen Institutionen, politische Instabilität mit 
kurzlebigen Regierungen sowie eine mangelnde 
Akzeptanz der repräsentativen Elemente der 
parlamentarischen Demokratie, verdeutlicht 
unter anderem durch die Nichtbeachtung von 
Wahlergebnissen bei der Regierungsbildung. 
In die Ernüchterung über die Errungenschaf-
ten der Revolution mischen sich zunehmende 
Skepsis hinsichtlich der Leistungsfähigkeit der 
Demokratie und eine nostalgische Verklärung 
der vordemokratischen Zeit.

Trend 1: Wachsende Skepsis gegenüber der 
Demokratie und Nostalgie hinsichtlich  
des autoritären Vorgängermodells

Die renommierte tunesische Soziologin Riadh 
Zghal beschrieb im März 2020 die politische 
Transition Tunesiens im Rahmen eines Planungs-
workshops der Konrad-Adenauer-Stiftung mit 
den Worten: „Die Demokratie ist uns auf den 
Kopf gefallen.“ Die Tunesische Revolution, die am  
17. Dezember 2010 begann und nach nicht einmal 
einem Monat mit der Flucht des damaligen Präsi-
denten am 14. Januar 2011 endete, führte das Land 
eher unvorbereitet in eine Demokratie, deren Auf-
bau bis heute nicht abgeschlossen ist. Quasi über 

Nacht wurden die damalige Einheitspartei RCD 
(Rassemblement Constitutionnel Démocratique) 
aufgelöst, andere politische Parteien zugelassen 
und die Pressefreiheit erklärt, beschrieb der im 
Jahr 2019 verstorbene Staatspräsident Beji Caid 
Essebsi rückblickend in seinem im Jahr 2016 
erschienenen Buch „Tunesien, eine Demokra-
tie auf islamischem Boden“1 die damalige Situ-
ation. Diese Demokratie musste überdies von 
Beginn an gegen die weit verbreitete Vermutung 
ankämpfen, dass sie in einem islamischen Land 
gar nicht möglich sei.

Von den Tunesiern selbst wird die Bilanz des poli-
tischen Wandels zunehmend kritisch gesehen. In 
einer im Juni 2020 vom Meinungsforschungs-
institut Sigma Conseil im Auftrag der Konrad-
Adenauer-Stiftung durchgeführten Umfrage, die 
sich mit den Gründen für Populismus beschäf-
tigte, antworteten 77 Prozent der Teilnehmer auf 
die Frage, wie sich die wirtschaftliche Situation 
des Landes im Vergleich zu vor zehn Jahren entwi-
ckelt habe, diese habe sich verschlechtert. Verant-
wortlich für diese Entwicklung seien demnach in 
erster Linie die Politiker (60 Prozent der Befrag-
ten), der Staat (47 Prozent) und Geschäftsleute  
(32 Prozent). In zentralen, für die Meinungs-
bildung zur Leistungsfähigkeit des politischen 
Systems wesentlichen Politikfeldern sahen die 
Befragten große Defizite. So waren 76 Prozent 
mit der Bildungspolitik nicht zufrieden, 65 Pro-
zent hatten ein Familienmitglied ohne Arbeit. 
In einer anderen, im Dezember 2019 von 
Sigma Conseil ebenfalls im Auftrag der Konrad-
Adenauer-Stiftung durchgeführten Umfrage zur 
wirtschaftlichen Inklusion in Tunesien gaben 60 
Prozent der Befragten an, die sozialen Gräben 

Wenn Tunesien im Januar 2021 das zehnjährige Jubiläum der 
Revolution begeht, wird in den Feierlichkeiten die große 
Enttäuschung über die bisherige Entwicklung mitschwingen. 
Repräsentative Umfragen zeigen, dass die große Mehrheit der 
Tunesier mit der politischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Situation des Landes unzufrieden ist – und sich das Land ihrer 
Meinung nach in eine falsche Richtung bewegt.
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in Tunesien hätten sich in den vergangenen fünf 
Jahren vergrößert.

In der Perzeption vieler Tunesier sind die Ver-
schlechterung der wirtschaftlichen und sozia-
len Lage und der politische Systemwechsel vor 
zehn Jahren miteinander verknüpft – und eine 
Demokratiedividende ist nicht erkennbar. Das 
Vertrauen in die politischen Akteure des Lan-
des schwindet. Im August 2020 gaben im Poli-
tikbarometer jeweils nur noch 23 Prozent der 
Befragten an, den politischen Parteien oder dem 
Parlament zu trauen. Die Regierung, die während 
der Coronakrise zunächst bei der Bevölkerung 
punkten konnte, fiel auf 49 Prozent zurück und 
lag damit weit hinter den gesellschaftlichen 
Organisationen, denen immerhin 69 Prozent 
der Tunesier trauten. Einzig der Staatspräsident, 
der ein scharfer Kritiker der aktuellen politischen 
Akteure ist und die Wahlen des Jahres 2019 mit 
dem Anspruch gewonnen hat, ein „Antisys-
tem“ gegen die herrschende Politik zu vertreten, 
erhielt mit 88 Prozent weiter eine sehr umfas-
sende Unterstützung.

In einer vom Meinungsforschungsinstitut Sigma 
Conseil im September 2020 im Auftrag der 
Konrad-Adenauer-Stiftung durchgeführten 
Umfrage stimmten 72 Prozent der Befragten 
der Aussage zu, in der Demokratie würde nichts 
vorangehen, man solle besser weniger Demokra-
tie und dafür mehr Effektivität haben. Auch die 
sinkende Beteiligung an den Parlamentswahlen 
von 51 Prozent der Wahlberechtigten im Jahr 
2011 über 41 Prozent im Jahr 2014 bis hin zu nur 
noch 32 Prozent im Jahr 2019 dokumentiert die 
zunehmende Skepsis der Tunesier gegenüber der 
Demokratie.

Mit der PDL steigt in den aktuellen Umfragen zur 
Wählerpräferenz eine politische Partei zur stärks-
ten Kraft neben der islamistischen Ennahda auf, 
die wenig Distanz zum früheren Regime hat und 
auf eine wachsende nostalgische Sicht auf die 
vordemokratische Zeit bauen kann. Angesichts 
der politischen Instabilität, der prekären Sicher-
heitslage mit zahlreichen Terroranschlägen seit 
der Wende und der wachsenden wirtschaftlichen 
und sozialen Probleme des Landes verblassen 

die Errungenschaften der Revolution, welche 
sich nach der Auffassung vieler Tunesier ohnehin 
in der Schaffung von Meinungsfreiheit erschöpft.

Trend 2: Bedeutungsverlust der  
politischen Parteien

Tunesien hat seit der Revolution eine dramati-
sche Veränderung des Parteiensystems erlebt. 
Vor 2011 wurde das politische System vom quasi 
als Einheitspartei oder Staatspartei agierenden 
RCD in fast allen gesellschaftlichen und politi-
schen Bereichen dominiert. Den zugelassenen 
sechs Oppositionsparteien wurde allenfalls eine 
Nischenfunktion zugestanden.2

Seit der Revolution können politische Parteien 
auf der Basis eines Parteiengesetzes frei agieren. 
Inzwischen wurden mehr als 220 Parteien höchst 
unterschiedlicher Relevanz und Lebensdauer 
gegründet. Das daraus entstandene Parteien
system ist zunehmend fragmentiert und die 
Parteien sind mit Blick auf das Setzen der politi-
schen Agenda, die Rekrutierung von politischem 
Führungspersonal und die Stabilisierung des 
politischen Systems wenig systemrelevant.

Die geringe Bindung der Mit­
glieder an ihre Parteien führt 
zu ständigen Veränderungen 
der Mehrheitsverhältnisse im 
Parlament.

Ursächlich hierfür sind vor allem die mit wenigen 
Ausnahmen ungenügende Repräsentativität auf-
grund mangelnder programmatischer Aussagen 
und Wertorientierung, interne Konflikte sowie 
ein zu geringer Organisationsgrad der Parteien. 
Typischerweise sind die tunesischen Parteien 
nach dem Top-down-Modell organisiert, wonach 
die Entscheidungen auf der höchsten Ebene 
gefällt und dann nach unten oder gegebenenfalls 
auch gar nicht kommuniziert werden. In die Füh-
rungsfunktion einer Partei gelangt man eher nicht 
über eine politische Karriere in den regionalen 
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Organisationsstrukturen, was deren Bedeutung 
weiter einschränkt. Die Mehrheit der Parteien ist 
in den Regionen schwach aufgestellt und – mit der 
Ausnahme von Wahlkämpfen und in Zeiten poli-
tischer Spannungen – wenig präsent.3

Die Bindung der Parteimitglieder und Mandats
träger an ihre eigenen Parteien ist zudem eher 
gering, was zu zahlreichen Abwanderungen von 
Politikern in eine aussichtsreichere politische 
Heimat und damit zu ständigen Veränderungen 
der Mehrheitsverhältnisse im Parlament führt. 

Mit dafür verantwortlich sind permanente inner-
parteiliche Konflikte, bedingt durch erhebliche 
Defizite in der innerparteilichen Demokratie 
und mangelnde Führungsfähigkeit der poli-
tisch Verantwortlichen. Im Fall der Partei Nidaa 
Tounes, die innerhalb von fünf Jahren von einer 
Mehrheitspartei, die den Staatspräsidenten, 
den Regierungschef und den Parlamentsprä-
sidenten stellte, zu einer mehrfach gespalte-
nen Partei mit nur noch drei Abgeordneten 
schrumpfte, zeigen sich die dramatischen Aus-
wirkungen solcher Krisen. Unveröffentlichte, der 
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Konrad-Adenauer-Stiftung vorliegende Umfra-
gen unter aktuellen und früheren Unterstützern 
der Partei zeigen, dass nicht etwa eine verfehlte 
Regierungspolitik, sondern parteiinterne Kon-
flikte der wichtigste Grund dafür waren, dass die 
Befragten sich von der Partei abgewandt haben.

Einen Sonderfall in der tunesischen Parteien
landschaft bildet die islamistische Partei 
Ennahda („Wiedergeburt“). Die Partei erfuhr 
seit ihrer Zulassung im Jahr 2011 eine erhebliche 
Unterstützung in der Bevölkerung und zählte 

immer zu den stärksten Kräften im Parlament. 
Sie wird häufig als die einzige Volkspartei Tune-
siens bezeichnet, die zwar politisch-inhaltlich 
schwer zu fassen ist, aber im Unterschied zu 
anderen Parteien über einen höheren Grad an 
Führungsstärke, Organisation und Disziplin 
verfügt. Inhaltlich versuchte die Partei in den 
vergangenen Jahren, sich das Profil einer isla-
misch-konservativen Partei nach dem Vorbild 
der deutschen Christdemokratie zu verschaf-
fen. Ihr Verhältnis zu den Muslimbrüdern bleibt 
allerdings undurchsichtig. Ennahda profitierte 
bisher von der starken Polarisierung zwischen 
säkularen und religiös-konservativen Teilen 
der Gesellschaft. Während das säkulare Lager 
politisch gespalten ist, konnte Ennahda sich im 
religiös-konservativen Milieu eine Stammwähler-
schaft erschließen und sich so als vergleichsweise 
stabile politische Macht behaupten. Allerdings 
verlor auch Ennahda zuletzt deutlich an Unter-
stützung durch die Wähler – und spätestens seit 
Beginn der Diskussion um ein in der Satzung der 
Partei ausgeschlossenes drittes Mandat des jetzi-
gen Vorsitzenden Ghannouchi bröckelt auch bei 
dieser Partei der Zusammenhalt.

Vielen politischen Parteien des Landes mangelt 
es an Transparenz, sie gelten Tunesiern schon 
fast als anrüchig. Tatsächlich reichen nur drei 
der 20 im Parlament vertretenen Parteien regel-
mäßig den obligatorischen Rechenschaftsbericht 
beim Rechnungshof ein und die meisten politi-
schen Parteien widersetzen sich der Offenlegung 
der Finanzierung von Wahlkämpfen.4

Nicht überraschend gewannen daher zuletzt 
Befürworter von direktdemokratischen Ansätzen 
an Zustimmung und politischem Gewicht. Zur Prä-
sidentschaftswahl 2019 trat mit dem dann gewähl-
ten Kais Saied ein parteiloser Kandidat an, der sich 
als Teil eines „Antisystems“ gegen die bestehen-
den politischen Akteure profilierte, für Formen der 

Im Einsatz für den Kandidaten der Ennahda: Die islamistische 
Partei erfuhr seit ihrer Zulassung im Jahr 2011 eine erhebliche 
Unterstützung in der Bevölkerung und wird häufig als die 
einzige Volkspartei Tunesiens bezeichnet.  
Quelle: © Zoubeir Souissi, Reuters.
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direkten Demokratie warb und mit seinem Wahl
slogan „le peuple veut“ (das Volk will) davon aus-
geht, dass es einen erkennbaren Volkswillen gäbe, 
auf den sich die Politik stützen kann und muss. 
Dies widerspricht ausdrücklich der Notwendigkeit 
eines durch die Parteien vertretenen Ideenwett-
bewerbs und damit der Annahme von Parteien als 
Säulen der repräsentativen Demokratie.

Das schlechte Abschneiden  
der etablierten Parteien ist 
eine direkte Folge der Kritik 
am Parteiensystem.

Bei den Parlamentswahlen 2019 zählten die eta-
blierten politischen Parteien zu den Verlierern 
und mussten wie im Fall von Nidaa Tounes, der 
liberalen Partei Afek Tounes oder dem linken 
Bündnis Front Populaire existenzielle Verluste 
hinnehmen. Wahlgewinner waren politische 
Kräfte, die populistisch agieren. In diese Kate-
gorie fällt die Partei Qalb Tounes, die kurz nach 
Gründung aus dem Stand zweitstärkste Kraft im 
Parlament wurde und deren Vorsitzender in die 
zweite Runde der Präsidentschaftswahlen kam. 
Die Identifikation der Abgeordneten mit dieser 
noch jungen Partei war allerdings so gering, dass 
schon kurz nach der Wahl fast ein Drittel ihre 
Fraktion verließ.

Das schlechte Abschneiden der etablierten 
Parteien ist eine direkte Folge der Kritik am 
Parteiensystem, das sich nach dem Empfinden 
vieler Tunesier zu sehr mit sich selbst beschäf-
tigt. Bereits die in Tunesien übliche Bezeichnung 
für die Politiker als „classe politique“, also eine 
eigene gesellschaftliche Gruppierung, deutet an, 
wie sehr die Politiker und die Parteien von ihrer 
repräsentativen Funktion abgerückt oder noch 
nicht dort angekommen sind.

Die Regierungsbildung im Anschluss an die Wah-
len bestätigte die schwindende Bedeutung der 
Parteien nochmals. Keiner der führenden Par-
teienpolitiker wurde vom Staatspräsidenten mit 
der Regierungsbildung beauftragt, sondern mit 

Habib Jemli ein eher unbekannter und politisch 
unerfahrener Politiker mit einer nicht ungeteil-
ten Unterstützung durch die Partei Ennahda. 
Nachdem Jemli für sein Kabinett keine Mehrheit 
im Parlament fand, beauftragte der Staatspräsi-
dent den vormaligen Präsidentschaftskandida-
ten Elyes Fakhfakh mit der Regierungsbildung, 
der zwar über umfassende politische Erfahrung 
verfügte, dessen Partei Ettakatol bei den Wahlen 
aber ohne Parlamentssitz geblieben war und der 
als Präsidentschaftskandidat dieser Partei nur 
0,34 Prozent der Stimmen erhalten hatte. Fakh-
fakh erhielt für sein Kabinett die Unterstützung 
im Parlament, ohne jedoch auf gesicherte Mehr-
heiten bauen zu können. Seine Regierung hielt 
dann tatsächlich auch nur knapp fünf Monate, 
bevor er wegen eines Interessenkonfliktes 
zurücktreten musste. Mit Hichem Mechichi wurde 
dann erneut kein Vertreter einer Partei, sondern 
ein Technokrat mit der Regierungsbildung beauf-
tragt, der bei der Abstimmung im Parlament am 
1. September 2020 eine Mehrheit von 134 der 
erforderlichen 109 Stimmen erhielt und seitdem 
mit einem mehrheitlich aus Technokraten beste-
henden Kabinett arbeitet. Dies verdeutlicht den 
Trend, wonach politische Parteien an Bedeutung 
verlieren und man in Tunesien in die höchsten 
politischen Ämter aufsteigen kann, ohne von 
einer Partei getragen zu werden. Parteien über-
lassen die politische Gestaltung Tunesiens ande-
ren Akteuren – Experten oder Verbänden wie 
dem Gewerkschaftsverband UGTT oder dem 
Arbeitgeberverband UTICA, die ihrerseits nur 
bedingt repräsentativ sind, aber ihre Interessen-
vertretung deutlich besser organisieren sowie 
Massen mobilisieren – und rücken selbst in das 
zweite Glied der Politik. Die jüngere politische 
Geschichte des Landes hat allerdings gezeigt, 
dass derart gebildete Regierungen ohne eine 
parteipolitische Unterstützung höchst fragil sind.

Trend 3: Zunehmende politische Instabilität

Die politische Instabilität Tunesiens ist eine 
bereits seit der Wende im Jahr 2011 bestehende 
Entwicklung, die sich durch die wachsende 
Skepsis gegenüber den demokratischen Insti-
tutionen und durch die mangelnde Leistungser-
bringung der Politik verstetigt hat und das Land 
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auch längerfristig prägen wird. Seit 2011 gab es 
je nach Zählweise bereits sieben oder gar neun 
Regierungen und zahlreiche Kabinettsumbildun-
gen. Die im Dezember 2011 gebildete Regierung 
Hamadi Jebali blieb bis März 2013 für 15 Monate 
im Amt, sein Nachfolger Ali Larayedh erreichte 
gar nur elf Monate. Die Regierung Mehdi Jomaâ 
hielt zwölf Monate (Januar 2014 bis Januar 2015), 
die seines Nachfolgers Habib Essid 18 Monate 
(Februar 2015 bis August 2016). Mit Youssef 
Chahed kam dann eine Regierung, die zwar 
mehrfach umgebildet wurde, mit 42 Monate 
aber vergleichsweise stabil war. Seit den Par-
lamentswahlen vom September 2019 ist nun 
wieder eine Phase großer Instabilität eingetre-
ten, nachdem die erst im März 2020 formierte 
Regierung von Elyes Fakhfakh bereits im Juli 
2020 wieder aufgeben musste.

Mit dem Tag der Amtsein­
führung beginnt für eine 
tunesische Regierung der 
Versuch, ihre Entlassung 
möglichst lange herauszu­
schieben.

Mit Hichem Mechichi wurde im September 2020 
ein politischer Neueinsteiger vom Parlament als 
Regierungschef bestätigt, der als Verwaltungs
experte gilt, nach den Präsidentschaftswahlen 
für kurze Zeit Präsidentenberater wurde und dann 
in der Regierung Fakhfakh für wenige Monate 
das Amt des Innenministers bekleidete. Er kann 
auf keine gesicherten Mehrheiten im Parlament 
bauen und muss nach den ersten Eindrücken seit 
seiner Nominierung darauf vorbereitet sein, auch 
nicht immer auf die Unterstützung durch den 
Staatspräsidenten zählen zu können.

Überspitzt formuliert beginnt aus dieser Erfah-
rung heraus für eine tunesische Regierung mit 
dem Tag der Amtseinführung der Überlebens-
kampf und der Versuch, ihre Entlassung mög-
lichst lange herauszuschieben. Das sich aus der 
Wahlperiode ergebende Mandat von fünf Jahren 

hat de facto keine Relevanz und bildet jedenfalls 
nicht den für die Formulierung und Implementie-
rung von Politik wesentlichen Zeithorizont. Die 
sich zuletzt in einem permanenten Krisenmodus 
befindliche Regierung fährt auf Sicht und muss 
fast zwangsläufig eine langfristige strategische 
Planung vernachlässigen. In dieser Situation 
führt schon geringfügiger Widerstand gegen 
(auch notwendige) unpopuläre Entscheidungen 
zum Einlenken und die Anfälligkeit für populis-
tische Lösungskonzepte steigt.

Mit ursächlich für diese Instabilität ist neben eini-
gen Bestimmungen der Verfassung (siehe dazu 
Trend 4) auch das Wahlsystem, welches tendenzi-
ell zu einem zerklüfteten Parlament und unklaren 
Mehrheiten führt. Bei der Entscheidung für das 
tunesische Wahlrecht stand das Ziel der Reprä-
sentation aller relevanten gesellschaftlichen 
Gruppen im Parlament vor dem Ziel der Konzen-
tration der politischen Kräfte und der Bildung sta-
biler parlamentarischer Mehrheiten. So wurden 
ein Verhältniswahlrecht ohne Sperrhürde und 
eine Sitzverteilung nach Quotenverfahren mit 
Restausgleich nach größten Bruchteilen gewählt, 
welches kleinere Parteien bevorzugt. Bei der Par-
lamentswahl vom Oktober 2019 schafften bei 
einer Gesamtzahl von 217 zu vergebenden Sit-
zen 20 Parteien den Einzug ins Parlament, sieben 
davon mit nur einem Abgeordneten.

Gemäß der Verfassung beauftragt der tunesi-
sche Staatspräsident die Liste mit den meis-
ten Sitzen im Parlament mit der Bildung einer 
Regierung. Erhält diese keine Mehrheit, kann 
der Präsident einen anderen Kandidaten mit 
der Regierungsbildung beauftragen. Wird auch 
diese Regierung im Parlament nicht bestätigt, 
kann das Parlament durch den Präsidenten 
aufgelöst und eine Neuwahl ausgerufen wer-
den. Nach der Parlamentswahl 2019 konnte der 
zunächst mit der Regierungsbildung beauftragte 
Kandidat der Partei Ennahda keine Mehrheit im 
Parlament erzielen, der Präsident beauftragte 
anschließend einen von ihm bestimmten Kan-
didaten mit der Regierungsbildung. Die Partei 
dieses designierten Regierungschefs war bei 
den Wahlen ohne Mandat geblieben. Damit 
wurde der Wählerwille de facto ignoriert, die 
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schließlich erfolgte Zustimmung der Abge-
ordneten zu Fakhfakh beruhte weniger auf 
einem Einverständnis zur Person und des-
sen Programm als vielmehr auf dem Bemü-
hen, Neuwahlen zu vermeiden. Die schon hier 
erkennbare Tendenz, wonach Wahlergebnisse 
für die Regierungsbildung eine untergeordnete 
Rolle spielen, bestätigte sich nach dem Rücktritt 
der Regierung Fakhfakh im Juli 2020 und der 
Beauftragung des parteilosen Hichem Mechichi 
mit der Regierungsbildung, dessen dann Anfang 
September 2020 im Parlament bestätigtes Kabi-
nett fast vollständig ohne Minister auskommt, 
die an den vergangenen Parlamentswahlen teil-
genommen haben.

Laut einer Umfrage fühlen sich 
78 Prozent der Befragten vom 
Parlament nicht umfassend 
repräsentiert.

Die so entstandene Situation erinnert stark an das 
Vielparteiensystem der Weimarer Republik mit 
dessen Schwierigkeit, stabile Regierungsmehr-
heiten zu schaffen, sowie mit der Zunahme extre-
mistischer Kräfte im Parlament. In der bereits 
erwähnten Umfrage von Sigma Conseil vom Juni 
2020 antworteten auf die Frage, inwieweit sie die 
Aussage teilen, dass das tunesische Parlament sie 
umfassend repräsentiere und die eigenen politi-
schen Vorstellungen teile, 78 Prozent der Befrag-
ten, dass sie diese Aussage nicht teilen würden. 
Bezüglich der Regierung gaben 70 Prozent der 
Befragten an, dass diese sie nicht repräsentiere.

Trend 4: Kompetenzkonflikte blockieren  
erfolgreiches Regieren

Die tunesische Verfassung aus dem Jahr 2014 ist 
das Ergebnis eines Verhandlungsprozesses, bei 
dem zwei Bedrohungsszenarien abgewehrt werden 
sollten. Erstens sollte nach der Erfahrung mit dem 
Ben-Ali-Regime ein übermächtiger Staatspräsident 
verhindert werden. Deshalb wurden dem Parla-
ment umfassende Kompetenzen gegeben und die 
exekutive Macht auf einen Staatspräsidenten und 

einen Regierungspräsidenten aufgeteilt. Zweitens 
sollte die Macht der Islamisten beschränkt werden. 
Diese befürworten als stärkste politische Kraft ein 
parlamentarisches System mit einem nicht an 
der Regierungsarbeit beteiligten Staatspräsiden-
ten. Um die absehbare Machtfülle der Islamisten 
zu begrenzen, wurde daher eine Direktwahl des 
ebenfalls mit exekutiven Funktionen ausgestatte-
ten Staatspräsidenten vorgesehen. Gemäß Artikel 
71 der Verfassung besteht die Exekutive somit aus 
dem Staatspräsidenten und der vom Regierungs-
präsidenten geführten Regierung. Der Staatsprä-
sident repräsentiert das Land und bestimmt die 
Richtlinien in der Außen-, Verteidigungs- und 
Sicherheitspolitik, während der Regierungspräsi-
dent alle weiteren Politikfelder verantwortet. Die 
Direktwahl des Staatspräsidenten verleiht diesem 
eine im Vergleich zum vom Parlament gewähl-
ten Regierungspräsidenten starke demokratische 
Legitimation. Der Regierungspräsident verant-
wortet zwar den Großteil der Regierungsgeschäfte, 
wird in der Bevölkerung aber – auch aufgrund der 
schnellen Abfolge von Regierungen seit der Revo-
lution  – als auswechselbar und damit deutlich 
weniger mächtig erachtet. Diese Teilung der exe-
kutiven Gewalt auf zwei „Präsidenten“ ist nach den 
Erfahrungen der vergangenen Jahre nur praktika-
bel, wenn die jeweiligen Amtsinhaber politisch an 
einem Strang ziehen oder der Regierungschef über 
eine stabile Mehrheit im Parlament verfügt. Beides 
war in der Zeit nach der Verabschiedung der Ver-
fassung eher selten der Fall.

Überdies hat sich nach den Parlamentswahlen des 
Jahres 2019 mit der Wahl des Vorsitzenden der 
Partei Ennahda, Rached Ghannouchi, zum Par-
lamentspräsidenten eine de facto Erweiterung der 
Zahl der „Präsidenten“ ergeben, die einen umfas-
senden politischen Gestaltungsanspruch erhe-
ben. Ghannouchi nimmt ausdrücklich in seiner 
Funktion des Parlamentspräsidenten – nicht des 
Parteivorsitzenden – Stellung zu aktuellen politi-
schen Themen. So hat er eine eigene Diplomatie 
gegenüber der Türkei begonnen, was wegen der 
dahinter vermuteten Zusammenarbeit der Mus-
limbrüder zu einem Aufschrei der Empörung 
der antiislamistischen Kräfte des Landes führte. 
Im Libyen-Konflikt hat er Position für ein Lager 
bezogen und damit das von der tunesischen 
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Diplomatie hier traditionell verfolgte Prinzip 
der Neutralität verlassen. Anlässlich des Frie-
densabkommens zwischen Israel und den Ver-
einigten Arabischen Emiraten hat Ghannouchi 
dieses sogar mit einer offiziellen Stellungnahme 
des Parlamentspräsidiums kritisiert und damit 
erneut seine Kompetenzen überschritten.

Nach einem afrikanischen Sprichwort leidet das 
Gras, wo Elefanten kämpfen. In der Perzeption 
vieler Tunesier gibt es mit dem Staatspräsi-
denten, dem Regierungspräsidenten und dem 
Parlamentspräsidenten inzwischen drei Prä-
sidenten, die um die Macht ringen und einen 
Konflikt zwischen den demokratischen Institu-
tionen provozieren.5 Dieser Konflikt, der sich 

außerhalb der Funktionsweisen der demokrati-
schen Gewaltenkontrolle abspielt, schwächt die 
Handlungsfähigkeit des Staates, verunsichert 
die Bevölkerung hinsichtlich der politischen 
Führung Tunesiens und verringert die außen
politische Berechenbarkeit eines in hohem Maße 
von verlässlichen internationalen Beziehungen 
abhängigen Landes.

Instrumente zur Festigung der 
repräsentativen Demokratie

Die politische Krise Tunesiens gibt Hinweise 
auf Stellschrauben, mit denen die Widerstands
fähigkeit der Demokratie erhöht und überzoge-
nen Reaktionen wie der Forderung nach einer 

Für stabilere Mehrheiten: Durch eine Wahlrechtsreform könnte der Zersplitterung des Parlaments begegnet werden – 
eine Sperrhürde etwa wäre dazu geeignet, die Zahl der vertretenen politischen Kräfte zu verringern.  

Quelle: © Zoubeir Souissi, Reuters.
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direkten Demokratie oder der zeitweiligen Aus-
setzung demokratischer Prinzipien („Regieren per 
Dekret“) begegnet werden können. Zu sehr weit-
reichenden Forderungen zählt auch eine Verfas-
sungsänderung, für die es viele Gründe gäbe, die 
aber zeitaufwendig ist und damit keine Lösung für 
die akute politische Krise schaffen würde. Weniger 
aufwendig und mittelfristig umsetzbar wären bei-
spielsweise folgende Maßnahmen:

Politische Bildung stärken

Das geringe Vertrauen in die Demokratie, ihre 
Prinzipien und Verfahren (Trend 1) ergibt sich 
zu einem großen Teil aus fehlendem Wissen 
und fehlenden Informationen. Daher muss die 
Demokratieerziehung stärker in den unterschied-
lichen Ebenen der Bildung verankert werden. 
Gezielte Maßnahmen der politischen Bildung 
müssen sich überdies an die jetzigen politischen 
Akteure, insbesondere an die im Zuge der Dezen-
tralisierung des Landes im Jahr 2018 gewählten 
Gemeinderäte und die lokalen Verwaltungs
beamten, richten, um ihnen die Erfüllung ihrer 
Aufgaben zu erleichtern und so das Vertrauen der 
Bevölkerung in die Demokratie in ihrer unmittel-
baren Lebensumwelt zu stärken.

Die Trennung zwischen 
„politischer Klasse“ und 
Gesellschaft muss durch­
brochen werden.

Stärkung der repräsentativen Funktion des Partei-
ensystems und Sanktionierung politischer Parteien

Das Parteiensystem darf kein rechtsfreier Raum 
sein, weshalb gesetzlich vorgesehene Sanktio-
nen für Parteien, die zum Beispiel ihren Rechen-
schaftspflichten nicht nachkommen oder Regeln 
der innerparteilichen Demokratie verletzen, 
umgesetzt werden müssen. Allein diese Maßnah-
men würden bereits zu einer Konzentration des 
Parteiensystems führen. Die erkennbare Tren-
nung zwischen einer durch die Parteien vertre-
tenen „politischen Klasse“ und der Gesellschaft 

muss durchbrochen werden. Dazu müssen mehr 
Menschen für ein parteipolitisches Engagement 
geworben werden, die nicht existenziell von der 
Politik abhängen oder keine berufliche politische 
Karriere anstreben. Beispielsweise könnte über 
ein niederschwelliges Angebot wie der Mitar-
beit in Parteijugendorganisationen, die stark 
dezentralisiert sein sollten, das Engagement 
junger Menschen in der Politik gestärkt werden. 
Damit könnte gleichzeitig eine für die bessere 
Selbstkontrolle der Partei notwendige kritische 
Masse von Parteimitgliedern aufgebaut werden. 
Der Bedeutungsverlust der politischen Parteien 
(Trend 2) könnte durch solche Maßnahmen 
gestoppt und die repräsentative Demokratie 
gestärkt werden.

Wahlrechtsreform wagen

Durch eine kleine Wahlrechtsreform könnte der 
Zersplitterung des Parlaments begegnet wer-
den. Das Verhältniswahlrecht sollte beibehal-
ten, aber um eine Sperrhürde von drei bis fünf 
Prozent ergänzt werden. Aufwendige, schwer 
vermittelbare Wahlsysteme sollten vermieden 
werden. Das gilt auch für die Einführung eines 
Mehrheitswahlrechts, das den Reifegrad der 
tunesischen Demokratie überfordern könnte, 
weil dabei große Anteile der Wählerstimmen 
von der Mandatsverteilung ausgeschlossen wer-
den und die heterogene tunesische Gesellschaft 
nur schlecht im Parlament abgebildet werden 
kann. Eine Sperrhürde wäre dazu geeignet, die 
Zahl der im Parlament vertretenen politischen 
Kräfte zu verringern und stabilere Mehrheiten 
zu fördern (Trend 3). Gleichzeitig würde sie 
Kleinstparteien, die dann ohne Chance auf ein 
Mandat wären, zur Fusion mit anderen Parteien 
ermutigen, wodurch deren organisatorische 
Stärke und politische Relevanz (Trend 2) zuneh-
men würde.

Einrichtung des Verfassungsgerichts

Die seit dem Jahr 2015 verschleppte Einrichtung 
des Verfassungsgerichts muss nun dringend 
umgesetzt werden. Das Gericht soll aus zwölf 
Richtern bestehen, von denen jeweils vier vom 
Parlament, vom Obersten Richterrat und vom 
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Staatspräsidenten bestimmt werden. Bislang 
scheiterte die Besetzung des Gerichts, weil das 
Parlament die von ihm per Zweidrittelmehr-
heit zu wählenden vier Kandidaten noch nicht 
bestimmt hat. Offenbar gibt es bei einigen poli-
tischen Akteuren große Angst vor der Schaffung 
einer zu unabhängigen Instanz oder auch die 
Befürchtung, angesichts der Mehrheitsverhält-
nisse im Parlament würden religiös-konservative 
Richter mit einer entsprechenden Rechtsausle-
gung ins Amt kommen. Diese Befürchtungen sind 
zumindest teilweise Ausdruck der bislang fehlen-
den Erfahrungen mit einem Verfassungsgericht. 
Der Prozess könnte in Gang gesetzt werden, 
indem zunächst Richterrat und Staatspräsident 
ihre insgesamt acht Richter auswählen, was den 
Druck auf das Parlament erhöhen würde. Mit der 
Besetzung des Verfassungsgerichts könnte der im 
Trend 4 beschriebene Kompetenzkonflikt verrin-
gert und damit ein konstruktiveres Regierungs-
handeln ermöglicht werden.

Reglementierung des Fraktionswechsels

Der politische Nomadismus im Parlament 
schwächt dieses in seiner repräsentativen Funk-
tion, weil die Abgeordneten sich dadurch ten-
denziell vom Wählerwillen entfernen. Häufige 
Fraktionswechsel führen zu permanenten Ver-
schiebungen der Kräfteverhältnisse, was eine 
glaubwürdige Kontrolle der Exekutive erschwert 
und die Instabilität fördert. Überdies ist es für 
den Wähler am Ende einer Wahlperiode fast 
unmöglich, den Abgeordneten die politische 
Verantwortung für Entscheidungen des Parla-
ments zuzuordnen und ihre Wahl danach auszu-
richten. Hier könnte eine Selbstverpflichtung der 
Abgeordneten, die sie stärker an ihre Fraktion 
bindet, oder eine Reglementierung von Frakti-
onswechseln hilfreich sein. So könnten wie im 
Fall Südafrikas bestimmte Zeitfenster für Frak-
tionswechsel festgelegt werden. Eine Sanktio-
nierung des politischen Nomadismus durch den 
Wähler könnte durch eine noch umfassendere 
Beobachtung und Dokumentation dieses Phäno-
mens durch staatliche oder nichtstaatliche Ins-
titutionen erleichtert werden. Reglementierung 
und Monitoring würden Hürden für den Frakti-
onswechsel bilden und könnten damit die sich aus 

den unsicheren Mehrheiten im Parlament erge-
bende politische Instabilität (Trend 3) reduzieren.

Die Demokratie war bereits 
unter Druck geraten, bevor 
sie eine ausreichende Wider­
standskraft aufbauen konnte.

Fazit: Ein schwieriges erstes Jahrzehnt  
in der Demokratie

Tunesien blickt auf ein bewegtes erstes Jahrzehnt 
der politischen Transition zurück. Die Demo-
kratie war bereits unter Druck geraten, bevor 
sie eine ausreichende Widerstandskraft gegen 
externe und interne Krisen aufbauen konnte. Ter-
roranschläge mit katastrophalen Auswirkungen 
auf den Tourismus als wichtigen Wirtschaftsfak-
tor, der schon fast ein Jahrzehnt währende Krieg 
im Nachbarland Libyen, der zunehmende Ein-
fluss autoritärer Staaten in der Region und zuletzt 
die Pandemie bildeten schwierige Rahmenbedin-
gungen für die Demokratieentwicklung. Tune-
siens jüngere politische Entwicklung kann man 
daher  – je nachdem, welche Geschichte man 
erzählen will – als eine noch nicht abgeschlos-
sene Erfolgsgeschichte oder einen noch nicht 
abgeschlossenen Beweis für das Scheitern der 
Demokratie präsentieren. Politische Instabilität, 
ein unsicherer Umgang mit Freiheiten, man-
gelndes Verantwortungsbewusstsein in Poli-
tik und Gesellschaft und eine unzureichende 
Fähigkeit der Politik, nachhaltige Lösungen 
für die zahlreichen Entwicklungsengpässe des 
Landes zu fördern und umzusetzen, trüben die 
bisherige Bilanz. Die erfolgreich durchgeführten 
und demokratischen Ansprüchen genügenden 
Parlaments- und Präsidentschaftswahlen, die 
Verabschiedung einer demokratischen Verfas-
sung im Jahr 2014, eine aktive, die Demokra-
tie schützende Zivilgesellschaft und eine freie 
Presse sind zweifellos Elemente einer Erfolgsge-
schichte. Insgesamt betrachtet bleibt Tunesien 
mit seiner kulturellen, religiösen und demokra-
tischen Entwicklung eine wichtige Referenz in 
der Region. Eine erfolgreiche Weiterführung der 
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demokratischen Transition wäre auch ein wichti-
ges Signal an Länder, die diese Entwicklung noch 
nicht begonnen oder abgeschlossen haben und 
würde die dortigen Verfechter der Demokratie 
beflügeln. Ein Scheitern würde antidemokra-
tische Kräfte stärken und die Skeptiker einer 
Umsetzbarkeit der Demokratie in der gesamten 
arabischen Welt bestätigen.

Dr. Holger Dix ist Leiter des Auslandsbüros  
Tunesien / Algerien der Konrad-Adenauer-Stiftung  
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Wertepartner im 
Stresstest

Sieben Schlaglichter auf den Stand der 
lateinamerikanischen Parteiendemokratien
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Was seine Parteiensysteme betrifft, steht Lateinamerika Europa 
deutlich näher als weiten Teilen des sogenannten Globalen Südens.  
Um im Sturm von sozialen Protesten, populistischen Heilsversprechen 
oder chinesischen Avancen zu bestehen, brauchen Lateinamerikas 
Parteien strategische Unterstützung aus Europa. In einer Zeit des 
globalen Wandels sind sie als Wertepartner unverzichtbar.

Corona traf Lateinamerika mitten im Demo-
kratie-Stresstest. Die Pandemie gesellte sich in 
verschiedenen Ländern des Kontinents zu aku-
ten sozialen Konflikten, Misstrauen in die Insti-
tutionen, einem erodierenden politischen und 
gesellschaftlichen Konsens sowie populistischen 
Heilsversprechen. Die ohnehin geschwächten 
politischen Parteien waren in der Coronakrise 
kaum in der Lage, als Träger schlüssiger Politik-
konzepte die Deutungshoheit an sich zu reißen. 
Dies liegt nicht nur an der Prominenz der Exeku-
tive in der Krisensituation und der auf dem Kon-
tinent derzeit eher selten anzutreffenden engen 
institutionellen Verknüpfung zwischen Regie-
rung und einer starken politischen Partei. Die 
Pandemie macht es auch grundsätzlich schwer, 
nach dem gewohnten Rechts-links-Schema Ant-
worten zu geben. Auch wenn die strukturellen 
Herausforderungen der Parteien in Lateiname-
rika in der Krise eher weniger internationale 
Aufmerksamkeit finden, bleiben sie nicht nur 
aktuell, sondern sind auch von entscheidender 
Bedeutung für die Zukunft der Demokratie in 
der Region. Gerade wenn Europa in den Staaten 
Lateinamerikas strategische Wertepartner sieht, 
sollten die Entwicklungen der lateinamerikani-
schen Parteiendemokratien aufmerksam verfolgt 
werden. Auf einige von ihnen soll in diesem Arti-
kel in Form von sieben Schlaglichtern eingegan-
gen werden.

1.	 Lateinamerikas Demokratien sind 
(immer noch) Parteiendemokratien

Im Unterschied zu den zeitlich deutlich später 
stattfindenden Dekolonialisierungsprozessen in 
Afrika oder Asien bildeten sich praktisch in allen 
lateinamerikanischen Staaten bereits kurz nach 
der Unabhängigkeit politische „Parteien“. Die 

Formationen, welche sich in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts unter dieser Bezeichnung 
zusammentaten, waren der spanischstämmi-
gen Elite vorbehalten, hatten aber trotz ihres 
elitären Charakters durchaus erste ideologische 
Gegensätze – konservativ-klerikal auf der einen 
sowie liberal-handelsorientiert auf der anderen 
Seite. In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
kamen dann dezidiert linke, sozialistische oder 
gar kommunistische Parteien hinzu. Mit dem 
Aufkommen der Massenmedien kam es zu einer 
stärkeren Verankerung der Parteien in den Mit-
tel- und Unterschichten. Im Zuge des Kalten 
Krieges wurden Lateinamerikas Parteien oftmals 
in dessen Funktionslogik hineingezogen, sei es 
durch starke Verbindung mit der einen oder der 
anderen ideologischen Seite oder aber durch 
die Propagierung des „dritten Weges“ und einer 
Sympathie für die Blockfreienbewegung. Wenn 
es auch im Laufe der Jahre immer wieder Partei
neugründungen anhand aktueller Fragestellun-
gen gab und sich einige von ihnen etablieren 
konnten, so blieben Lateinamerikas Parteien-
systeme doch bis ins beginnende 21. Jahrhundert 
bemerkenswert stabil.1 Dies gilt, obwohl es in 
der Geschichte des Kontinents praktisch in allen 
Ländern immer wieder zu Militärputschen und 
Diktaturen kam, nach denen es dann aber häu-
fig wieder die alten Parteien waren, die bei der 
Demokratisierung eine wichtige Rolle spielten. 
Beispiele hierfür sind Argentinien, Chile oder 
Uruguay.

Auch wenn die These von den stabilen Par-
teiensystemen Lateinamerikas heute immer 
stärker in Frage zu stellen ist, hat sich an zwei-
erlei nichts geändert: Die lateinamerikanischen 
Staaten sind seit rund 200 Jahren an die Exis-
tenz irgendwie gearteter politischer „Parteien“ 
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gewöhnt und die existierenden politischen 
Gruppierungen lassen sich in den meisten Län-
dern zumindest teilweise und grob auf einer 
ideologischen Skala zwischen links und rechts, 
zwischen autoritär und freiheitlich-pluralis-
tisch, zwischen nationalistisch und weltoffen 
einordnen. Die ideologischen Denkschulen 
Lateinamerikas sowie die mit ihnen verbunde-
nen Parteien entsprechen insgesamt viel stärker 
europäischen Kategorien, als dies in Afrika oder 
Asien der Fall ist. Zudem bestehen auf dem Kon-
tinent einige wichtige Programmparteien seit 
vielen Jahrzehnten fort, die bei der Regierungs-
bildung weiterhin ein wichtiges Wort mitzure-
den haben. Deutlichstes Beispiel ist die im Jahr 
1836 (!) gegründete bürgerliche Partido Nacio-
nal, welche in Uruguay seit dem 1. März 2020 
die Regierung anführt. Der Ursprung der wei-
terhin politisch relevanten Partido Conservador 
und Partido Liberal aus Kolumbien geht auf die 
Jahre 1848 / 1849 zurück, die mexikanische Par-
tido Acción Nacional (PAN) formierte sich 1939. 
All dies gibt Lateinamerika ein herausgehobenes 
Potenzial für die Parteienzusammenarbeit.

2.	 Die gesellschaftliche Polarisierung 
verstärkt den Ansehensverlust von 
politischen Parteien und Institutionen

Umfragen deuten darauf hin, dass es den 
demokratischen Institutionen trotz drei bis vier 
Dekaden ziviler Regierungen in den meisten 
lateinamerikanischen Staaten nicht nachdrück-
lich gelungen ist, das Vertrauen der Bürger als 
Garanten guter Regierungsführung und insti-
tutioneller Stabilität zu gewinnen. Im Jahr 2018 
gaben laut der Umfrage Latinobarómetro2 nur 
24 Prozent der befragten Lateinamerikaner an, 
mit der Demokratie in ihren Ländern zufrieden 
zu sein  – der niedrigste Wert seit Beginn der 
Erhebung im Jahr 1995. Demgegenüber waren 
71 Prozent „nicht zufrieden“. Brasilien lag mit 
nur neun Prozent Demokratiezufriedenheit am 
Ende der Skala – direkt gefolgt von Peru und El 
Salvador (je elf Prozent), Venezuela (zwölf Pro-
zent) und Mexiko (16 Prozent). Insgesamt gaben 
nur noch 48 Prozent der Befragten grundsätzlich 
an, die Demokratie zu unterstützen, während 
eine Rekordzahl von 28 Prozent ihr gegenüber 

„indifferent“ ist. Diese schwachen Werte wirken 
sich direkt auf verschiedenste demokratische 
Institutionen wie Wahlbehörden (28 Prozent 
Vertrauen), Justiz (24 Prozent), Regierung all-
gemein (22 Prozent) oder Parlamente (21 Pro-
zent) aus. Ganz besonders betroffen sind jedoch 
politische Parteien, denen nur 13 Prozent der 
Befragten Vertrauen schenkten. Im Jahr 2013 
hatte dieser Wert noch bei 24 Prozent gelegen. 
Der Ansehensverlust der politischen Parteien 
kann somit zwar nicht unabhängig von der fal-
lenden Unterstützung für demokratische Insti-
tutionen und Demokratie insgesamt betrachtet 
werden. Trotzdem ist auffällig, dass politische 
Parteien besonders unter diesem Imageschaden 
leiden.

Lateinamerika nimmt in den 
letzten Jahren verstärkt am 
Trend der Erosion eines poli­
tischen Grundkonsenses teil.

Auf der Suche nach Erklärungsmustern ist der 
Blick auf globale Entwicklungen hilfreich. So 
nimmt Lateinamerika in den letzten Jahren 
verstärkt am Trend zur Erosion eines politi-
schen Grundkonsenses und zur Polarisierung 
der politischen Landschaft in zwei sich unver-
söhnlich gegenüberstehende Lager teil. Das, 
was in Argentinien als „la grieta“ (der Graben) 
bekannt ist, existiert in immer mehr Ländern 
der Region, wenn auch in unterschiedlich ausge-
prägter Vehemenz. Staaten wie Brasilien, Chile 
oder Peru haben sich in den vergangenen Jah-
ren in eine ähnliche Richtung bewegt – ganz zu 
schweigen von den ehemals oder immer noch 

„bolivarisch“-autokratisch regierten Ländern 
Bolivien, Ecuador, Nicaragua oder Venezuela. 
Dort, wo der politische Gegner im Sinne einer 
mittels identity politics geführten Auseinan-
dersetzung zum unversöhnlichen politischen 
Feind statt zum politischen Wettstreiter wird, 
wird die Luft für institutionalisierte Parteien 
mit ihren internen Diskussionen und Gremien 
als Artikulatoren gesellschaftlicher Forderungen 
dünn. Auch die Bereitschaft zum Verteidigen der 
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demokratischen Institutionen gegen jedwede 
Bedrohung von links und rechts nimmt oftmals 
in dem Maße ab, in dem die gesellschaftliche 
Polarisierung zunimmt.

Wenn die parlamentarische 
Demokratie letztlich durch ein 
plebiszitäres System ersetzt 
wird, verlieren Parteien ihre 
Daseinsberechtigung.

3.	 Interessengruppen – nicht Parteien – sind 
Träger der neuen sozialen Proteste

Ob in Chile, Kolumbien oder Ecuador – schwere 
soziale und teils gewalttätige Unruhen erschüt-
terten Teile Lateinamerikas unmittelbar vor 
Ausbruch der Coronakrise. Insbesondere die 
politische Krise in Chile warf bei Beobachtern 
die Frage auf, wie sich das „wohlhabendste Land 
Lateinamerikas […] plötzlich in so etwas wie ein 
Schlachtfeld verwandeln“3 konnte. Im chileni-
schen Kontext konstatiert der Soziologe und Buch-
autor Carlos Peña als eine von mehreren Ursachen 
der Krise, dass „der Staat kaum reformiert wurde 
und von einer immer schneller voranschreitenden 
Gesellschaft zunehmend als obsolet wahrgenom-
men wird“. Somit sei eine Situation entstanden, in 
der „die Gesellschaft eine Komplexität erlangt hat, 
die der Staat, dessen Design aus dem 19. Jahrhun-
dert stammt, nicht aufnehmen kann“.4 Diese Dia-
gnose kann durchaus auf die politischen Parteien 
als Teil dieses institutionellen Designs übertragen 
werden. In keinem der erwähnten Kontexte waren 
politische Parteien als politische Artikulatoren 
sozialer Forderungen maßgeblich beteiligt. Im 
Gegenteil – die häufig von Korruptionsskandalen 
und Streitigkeiten intern geschwächten Parteien 
wurden von den Demonstrierenden oft als Teil 
eines zu bekämpfenden ungerechten Systems 
wahrgenommen. Parteien vermochten es in die-
sen Fällen nicht, als in der Gesellschaft verankerte 

„Frühwarnsysteme“ die sozialen Forderungen auf-
zunehmen, in institutionelle Bahnen zu leiten und 
somit einer gewalttätigen Explosion vorzubeugen.

Hauptmobilisatoren der Proteste waren oft 
schwer zu fassende Interessenbewegungen ohne 
klare Führungsfiguren, die insbesondere über die 
sozialen Medien agierten. Solche Gruppen fun-
gierten unter Schlagworten wie „No más AFP“ 
(Keine AFP mehr) in Chile oder einige Jahre 
zuvor „Vem pra Rua“ (Gehen wir auf die Straße) 
im Rahmen der Proteste gegen die Regierung 
von Dilma Rousseff in Brasilien im Jahr 2016. 
Dazu kommen Studentenbewegungen und ver-
schiedene Kollektive, bei denen es mitunter 
schwer ist, eine einzige treibende Kraft heraus-
zufiltern. Während diese Bewegungen Parteien 
somit in ihrer Mobilisierungsfunktion ersetz-
ten, waren sie weitgehend unfähig, politische 
Lösungsansätze oder neue demokratisch legiti-
mierte Formen politischer Führung mit sich zu 
bringen. Im Gegenteil treiben sie die vorhande-
nen Parteien und Parlamentsfraktionen mit stark 
emotional aufgeladenen und über die virtuellen 
Resonanzräume um ein Vielfaches amplifizier-
ten Forderungen vor sich her. Inhaltliche Dis-
kussionen, etwa um die technischen Details der 
Ausgestaltung eines Renten- oder Wahlsystems, 
moralisieren sich so in einer Art und Weise, die 
dem unbedingt notwendigen rationalen Dialog 
zu diesen Fragen sehr abträglich ist. Zudem wer-
den durch diese öffentliche Moralisierung einige 
in repräsentativen Demokratien den Parlamen-
ten vorbehaltene Elemente demokratischer Ent-
scheidungsfindung zunehmend auf die Straße 
beziehungsweise ins Netz verlegt. Wenn dieser 
Prozess soweit fortschreitet, dass die parlamenta-
rische Demokratie letztlich durch ein plebiszitä-
res System ersetzt wird, verlieren Parteien nichts 
weniger als ihre Daseinsberechtigung und fallen 
somit als Puffer gegen autoritäre Machtambiti-
onen aus.

4.	 Der Caudillo ist nicht totzukriegen –  
analog und digital

Bei aller Problematik sind die aktuellen sozi-
alen Proteste Ausdruck der Forderung einer 
gewachsenen und immer besser ausgebil-
deten Mittelschicht nach neuen Formen der 
gesellschaftlichen und politischen Teilhabe  – 
gewissermaßen also nach mehr Demokra-
tie. Umso anachronistischer mutet es an, dass 
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ausgerechnet eine traditionelle Spezies der 
„politischen Fauna Lateinamerikas“5 von der all-
gemeinen Unzufriedenheit mit „der Politik“ und 

„der politischen Klasse“ profitiert  – der „Cau-
dillo“. Diese ursprünglich aus dem Militärjargon 
kommende Bezeichnung für einen Heeresführer 
wird in Lateinamerika immer dann bemüht, 

wenn ein charismatisch-populistischer Anführer 
sich als Volkstribun inszeniert und die Macht mit 
bisweilen fragwürdigen Mitteln auf sich zieht 
oder nutzt. Auch Lateinamerikas zeitgenössi-
sche Populisten sehen sich gestern wie heute in 
einer Art „binärem Kampf zwischen ‚dem Volk‘ 
auf der einen und einer irgendwie gearteten 

Große Unzufriedenheit: Politische Parteien werden bei Demonstrationen oft als Teil eines zu bekämpfenden  
ungerechten Systems wahrgenommen. Quelle: © Pablo Sanhueza, Reuters.
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korrupten und exklusiven Elite auf der anderen 
Seite“6 und profitieren somit von einer Morali-
sierung der Politik.

Es ist bezeichnend, dass drei der fünf oben 
erwähnten Länder mit der laut Latinobaróme-
tro geringsten Demokratiezufriedenheit Latein-
amerikas im Jahr 2018 (Brasilien, Mexiko und 
El Salvador) ihre Geschicke seit Erscheinen der 
Umfrage in die Hand einer populistischen Cau-
dillo-Figur gelegt haben. Die neuen Caudillos 
wissen mittlerweile die digitalen Medien ziel-
gerichtet für ihre Zwecke zu instrumentalisieren 
und Politikstile als „modern“ zu markieren, die 
aus der politischen Mottenkiste des Kontinents 
zu stammen scheinen.

Ein besonders exemplarischer Fall ist der des 
Präsidenten El Salvadors, Nayib Bukele, wel-
cher sich zu einer Art Cyber-Caudillo entwi-
ckelt hat. Im Jahr 2019 ins Amt gewählt mit dem 
Versprechen „dieselben wie immer“, also die 
Traditionsparteien seines Landes, abzulösen, fei-
erte sich Bukele auf Twitter zunächst als „cools-
ter Präsident der Welt“, um dann schnell auf 
das klassischste aller Legitimationsmuster der 
lateinamerikanischen Caudillos zurückzugreifen, 
das Stützen auf die Waffengewalt. Seinen emb-
lematischen Höhepunkt fand diese Strategie in 
der Besetzung des Parlamentsgebäudes durch 
die Streitkräfte am 9. Februar 2020.7 Es mutet 
vor diesem Hintergrund fast schon zynisch an, 
wenn Bukele die von ihm im besten Caudillo-Stil 
nach seinem Ebenbild und Gutdünken gegrün-
dete Partei ausgerechnet „Nuevas Ideas“ (Neue 
Ideen) nennt.

Die Coronapandemie hat das 
defizitäre Krisenmanagement 
einiger populistischer Führungs- 
figuren deutlich gemacht.

Wenn die Coronapandemie auch das defizitäre 
Krisenmanagement einiger populistischer Füh-
rungsfiguren deutlich gemacht hat,8 so erscheint 
es doch bestenfalls als Wunschdenken, dass 

die Krise die Caudillos dauerhaft in die Schran-
ken weisen und die Bevölkerung zur Wahl 
moderater Programmparteien anleiten wird. 
Im Gegensatz könnte eine Verarmung weiter 
Bevölkerungsschichten im Zuge der Pandemie 
und ein Gefühl des Alleingelassensein von den 
ohnehin sehr schwachen Staatsgebilden dem 
Ruf nach populistischen Politikkonzepten und 
vermeintlich einfachen Lösungen erst recht 
Echo verleihen.
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5.	 Kurze Lebensdauer, kaum Zusammen- 
halt – Die „Peruanisierung“ der latein- 
amerikanischen Parteien

Während manche Caudillos sich zu einer Gefahr 
für die demokratische Verfasstheit der latein-
amerikanischen Staaten entwickeln, kommt 
es unter der internationalen Wahrnehmungs-
grenze oft zu kleinen, ihre politischen Parteien 
bestimmenden Micro-Caudillos. Insbesondere 

in Ländern, in denen Parteiensysteme nur noch 
in Ansätzen vorhanden sind, tendieren aussichts-
reiche Präsidentschaftsbewerber dazu, selbst 

„Parteien“ zu gründen, deren Lebensdauer oft 
auf den Zyklus der eigenen politischen Aktivität 
in der ersten Reihe beschränkt ist. In Peru etwa 
benannte der ehemalige Präsident Pedro Pablo 
Kuczynski eine Partei gar nach seinen Initialen, 

„PPK“ (Peruanos Por el Kambio). Mit dem vor-
zeitigen Ende der Präsidentschaft Kuczynskis 

Während der Coronapandemie litten Bevölkerungen in Lateinamerika unter einem Gefühl des Alleingelassenseins 
von den ohnehin sehr schwachen Staatsgebilden. Quelle: © Sergio Moraes, Reuters.
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2018 zerfiel auch seine „Partei“, während sich 
ihre Mitglieder zerstreuten und sich neuen Grup-
pierungen anschlossen. Dieses für Peru mittler-
weile typische Phänomen hat Politologen immer 
wieder dazu veranlasst, den Andenstaat als 

„Demokratie ohne Parteien“9 zu bezeichnen. Die 
peruanischen Wissenschaftler Fernando Tuesta, 
Paula Muñoz, Milagros Campos, Jessica Bensa 
und Martín Tanaka erklären die grundsätzlichen 
Charakteristika dieses Modells:10 In immer kür-
zer werdenden politischen Zyklen bilden sich 
programmatisch amorphe politische Franchises11 
um Führungsfiguren herum und lösen sich als-
bald wieder auf. Einmal an der Regierung, feh-
len Parteikader zur Übernahme von wichtigen 

Regierungsfunktionen, was zu Technokratenre-
gierungen ohne klare politische Richtung führt. 
Zudem besteht eine erhöhte Gefahr, dass Indivi-
duen, die sich derartigen politischen Projekten 
nähern, eher persönliche als politische Anliegen 
verfolgen, was nicht zuletzt die Gefahr der Ein-
flussnahme illegaler Strukturen auf die Politik 
erhöht, der Politik eine markante Instabilität 
verleiht und zu einer „Merkantilisierung“12 von 
Kandidaturen und Wahlkämpfen führt.

Das im peruanischen Kontext beschriebene 
Schicksal politischer Parteien wird mittler-
weile auch in bisher parteipolitisch vergleichs-
weise stärker institutionalisierten Ländern wie 

Neuer Player China: Das vermittelte Gefühl der Bedeutsamkeit lässt die lateinamerikanischen Gäste in die offenen 
Arme der KP laufen. Quelle: © Ivan Alvarado, Reuters.
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Kolumbien oder Chile immer deutlicher sicht-
bar – ganz zu schweigen von noch weiter im Auflö-
sungsprozess verfangenen Parteiensystemen wie 
etwa in Ecuador, Bolivien, Venezuela oder den 
zentralamerikanischen Staaten mit Ausnahme 
von Costa Rica. Der uruguayische Politikwissen-
schaftler Juan Pablo Luna sieht das peruanische 
Modell daher auch als mögliches Zukunftsszena-
rio für andere lateinamerikanische Staaten.13

6.	 Lateinamerikas Parteien suchen ihren 
Platz in der „digitalen Demokratie“

Der Begriff der „digitalen Transformation“ wird 
immer noch vor allem in Bezug auf die Wirt-
schaft benutzt, während politische Akteure 
und Parteien eher am Ende der diesbezügli-
chen Wahrnehmungsskala auftauchen.14 Dabei 
müssen sich die politischen Parteien nicht nur 
im digitalen Raum behaupten, sondern ihre 
Kapazität, sich der digitalen Demokratie und 
ihren Dynamiken anzupassen, entscheidet auch 
immer stärker über ihre Erfolgsaussichten an den 
Wahlurnen. Dies gilt für Lateinamerika in ganz 
besonderer Art und Weise. Obwohl die Region 
beim Ausbau digitaler Infrastruktur trotz Fort-
schritten weiter deutlich hinter Europa oder den 
USA zurückliegt,15 ist der Kontinent laut statisti-
schen Daten weltweit die Region mit der inten-
sivsten täglichen Nutzung von Social Media. Laut 
einer Untersuchung aus dem Jahr 2019 verbrach-
ten Lateinamerikaner durchschnittlich rund drei-
einhalb Stunden täglich auf Social Media – fast 
doppelt so viel wie Nordamerikaner.16

Lateinamerikas Parteien 
müssen dringend strategische 
Antworten auf die Realität der 
digitalen Demokratie finden, 
wenn sie zukunftsfähig sein 
wollen.

Nichtsdestotrotz standen Lateinamerikas Par-
teien den Entwicklungen der digitalen Kom-
munikation bisher meist eher passiv gegenüber, 

anstatt innovativ die neuen Möglichkeiten für 
die Parteiarbeit zu nutzen, etwa bei Mitglieder-
werbung, Programmdiskussionen oder Fund-
raising.17 Während man auf dem Kontinent in 
stark auf Personen zugeschnittenen Wahlkämp-
fen unter Einsatz professioneller Wahlstrategen 
durchaus sehr innovative und professionelle 
Ansätze im digitalen Bereich findet, gilt dies 
kaum für die oft sehr hausbackene alltägliche 
Parteikommunikation und Parteiarbeit. Auch 
wird die Digitalisierung von den Parteien insge-
samt unzureichend als künftiges Feld der Poli-
tikgestaltung wahrgenommen. So finden sich 
kaum Fachpolitiker, die Digitalisierung zu ihrem 
Schwerpunktthema machen, geschweige denn 
Partei-Arbeitskreise zu diesem Themengebiet. 
All dies führt dazu, dass die schwerfälligen, oft 
mit überholten Statuten und internen Regelun-
gen überfrachteten lateinamerikanischen Tradi-
tionsparteien in diesem Punkt gegenüber dem 
stark emotionalen und personalistischen Poli-
tikstil der Caudillos leicht ins Hintertreffen gera-
ten. Da das Internet und besonders die multiplen 
Social-Media-Plattformen politischen Führungs-
figuren mehr denn je eine direkte Ansprache an 
immer stärker segmentierte Wählergruppen 
ermöglichen, wird eine wichtige Funktion der 
politischen Partei, nämlich die territoriale Prä-
senz und damit die Nähe zu den Bürgern, zumin-
dest in Frage gestellt. Lateinamerikas Parteien 
müssen somit dringend strategische Antworten 
auf die Realität der digitalen Demokratie finden, 
wenn sie zukunftsfähig sein wollen.

7.	 China hat die Schwäche und das Potenzial  
der lateinamerikanischen Parteien erkannt  
und versucht daraus Kapital zu schlagen

Während politische Parteien in Lateiname-
rika akademisch und politisch häufig vor allem 
aufgrund ihrer Krisenanzeichen thematisiert 
werden, hat ein anderer globaler Player diese 
Schwäche als Potenzial erkannt  – die Volks-
republik China. Seit Jahren baut Peking die 
lateinamerikanischen Parteien gezielt in seine 
geostrategischen Machtrochaden mit ein, im 
Sinne des von Chinas Staats- und Parteichef 
propagierten „neuen Modells“18 der Parteien-
beziehungen, nach welchem Parteien sich auf 
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ihre „Gemeinsamkeiten“ konzentrieren und 
sich gegenseitig „respektieren“, statt ihre Dif-
ferenzen in den Vordergrund zu stellen. Im Jahr 
2015 lud die Kommunistische Partei (KP) Chinas 
Parteien Lateinamerikas und der Karibik zum 

„Forum politischer Parteien China-CELAC“19 
ein, welches sie 2018 im Beisein von „über 60“ 
anwesenden „Parteien und Organisationen“20 
wiederholte. Wichtigstes Lockmittel Pekings 
gegenüber politischen Parteien Lateinameri-
kas bleiben dabei persönliche Reiseeinladun-
gen nach China. Laut Buchautor Juan Pablo 
Cardenal haben derartige Reisen und die den 
Gästen gegenüber zur Schau gestellte enorme 
Höflichkeit einen „hypnotischen Effekt“ auf die 
Besucher, die den Eindruck der „komplexen Rea-
lität Chinas und seines politischen Systems ver-
nebeln“21 können. Dabei ist es insbesondere das 
vermittelte Gefühl der eigenen Bedeutsamkeit, 
welches die in der Heimat oft angefeindeten oder 
bedeutungslosen lateinamerikanischen Gäste in 
die offenen Arme der KP laufen lässt.

China nutzt sein wirtschaft­
liches Engagement in Latein­
amerika, um Partner in 
politische und geostrategische 
Abhängigkeiten zu treiben.

Die Verflechtung von Partei- und Staatsführung 
in China führt seitens Pekings lediglich zu einer 
rhetorischen Trennlinie zwischen Staats- und Par
teibeziehungen. Dieser direkte Zusammenhang 
erschließt sich lateinamerikanischen Parteivertre-
tern nicht immer. Strategisch ist für China beson-
ders naheliegend, gleichzeitig enge Beziehungen 
zu den Regierungen und Regierungsparteien 
unterschiedlicher Ideologien zu pflegen.22 Bei-
spiele hierfür sind die Verbindungen der KP 
Chinas zu den Regierungsparteien in Brasilien 
(Partido de Trabajadores, 2003 – 2016), Ecua-
dor (Alianza País, 2007 – 2017), Peru (Partido 
Nacionalista Peruano, 2011 – 2016) oder Argen-
tinien (Propuesta Republicana, 2015 – 2019), 
die wichtige Teilnehmergruppen der oben 

erwähnten Parteikongresse bzw. von Reisen 
nach China stellten.

Bei all diesen Instanzen präsentiert sich die KP 
als politische Partei gewissermaßen auf gleicher 
Ebene neben etablierten demokratischen Par-
teien Lateinamerikas und betont Kooperation 
und Erfahrungsaustausch. Durch die Unterzeich-
nung gemeinsamer Dokumente der „Solidarität“ 
und des „Respekts“ nutzt die KP die lateinameri-
kanischen Parteien als Legitimationsschirm. Ein 
kritisches Hinterfragen der strategischen Inte
ressen hinter den Einladungen nach China und 
den schwülstigen, im Spanischen oder Portugie-
sischen nur schwer lesbaren Erklärungen findet 
kaum statt. Da die Unterzeichnung solcher Doku-
mente von der heimischen Öffentlichkeit kaum 
wahrgenommen wird, verlieren Parteien dadurch 
kaum politisches Kapital auf nationaler Bühne.

Dabei nutzt China sein wirtschaftliches Engage-
ment in Lateinamerika, um Partner gleichzeitig 
in politische und geostrategische Abhängigkeiten 
zu treiben. Dies wird Parteivertretern ziemlich 
eindeutig zu verstehen gegeben, wenn es zum 
Beispiel um die Bewertung politischer Ereignisse 
in China oder die Ausklammerung von Men-
schenrechtsthemen bei Staatsbesuchen geht. Ein 
weiteres Beispiel sind Kredite, die mitunter nur 
gewährt werden, wenn chinesische Firmen mit 
der Durchführung der Infrastrukturmaßnahmen 
beauftragt werden und gleichzeitig Regierungen 
in der Taiwan-Frage eine China genehme Posi-
tion einnehmen.23

Parteiendialog als strategische 
Aufgabe der Wertepartnerschaft

Was die Parteiensysteme betrifft, ist die große 
Mehrheit der lateinamerikanischen Staaten 
Europa deutlich näher als weiten Teilen des soge
nannten Globalen Südens. Wenn auch Erosions
prozesse in manchem lateinamerikanischen 
Kontext (Stichwort „Peruanisierung“) noch wei-
ter fortgeschritten sein mögen als etwa in den 
Ländern der Europäischen Union, sind viele der 
aufgezeigten Herausforderungen für Lateiname-
rikas Parteien auch für ihre europäischen Part-
ner relevant. Da das Parteiverständnis in beiden 
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Regionen dabei grundsätzlich ein ähnliches ist, 
können von einem verstärkten Dialog auf Augen-
höhe beide Seiten nachhaltig profitieren.

Dies gilt insbesondere, da die autoritären Alter-
nativen zu den Parteiendemokratien in beiden 
Regionen klar als abschreckende Beispiele 
erkennbar sind. Themenfelder für eine Inten-
sivierung des Parteiendialogs bestehen in allen 
Fragen der Verbindung der Parteien mit ihren 
Gesellschaften – sei dies bei der Programmatik, 
beim Suchen nach einem gesamtgesellschaft-
lichen Grundkonsens und bei der strukturellen 
Ausrichtung der Parteien auf die sich schnell 
wandelnden Kommunikations- und Debatten-
muster im digitalen Zeitalter.

Vernachlässigt Europa die Parteienzusammen
arbeit, überlässt es Akteuren wie China mit sei-
ner eine Diktatur tragenden Staatspartei das Feld. 
Wenn China in Formen der Parteienzusammen-
arbeit einsteigt und in Lateinamerika sein Modell 
der politischen Partei propagiert, kann und darf 
dies Europa nicht gleichgültig sein. Europa 
sollte deshalb Parteien als unabdingliche Träger 
lebendiger, freiheitlicher und pluralistischer 
Demokratien in Lateinamerika stärker in den 
Blick nehmen und in ihnen strategische Werte-
partner erkennen. Der Wille Europas, einen sol-
chen Parteiendialog strategisch zu fördern, wird 
wesentlich mit darüber entscheiden, wie Latein-
amerikas Parteiendemokratien ihren Stresstest 
überstehen können.

Sebastian Grundberger ist Leiter des Regional­
programms Parteiendialog und Demokratie in  
Lateinamerika der Konrad-Adenauer-Stiftung mit  
Sitz in Montevideo, Uruguay.
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Die PAN in Mexiko
Oppositionspartei mit Regierungspotenzial?

Hans-Hartwig Blomeier / Ann-Kathrin Beck
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Das Jahr 2021 wird ein Superwahljahr in Mexiko. 
Sowohl Kandidaten wie auch Parteien befinden 
sich bereits in der Vorbereitungsphase für den 
Wahlkampf. Es stehen zur Wahl: alle 500 Abge-
ordnete des nationalen Parlaments, 15 von 32 
Gouverneuren, mehr als 1.000 Abgeordnete der 
Landesparlamente sowie Stadt-/Gemeinderäte 
und Bürgermeister in fast 2.000 Gemeinden.1 
Dabei steht auch und im besonderen Maße die 
Partido Acción Nacional (PAN) vor der Heraus-
forderung, programmatisch starke, persönlich 
glaubwürdige, politisch versierte und kommu-
nikationsfähige Kandidaten aufzustellen sowie 
strategische Allianzen zu schmieden. Denn 
derzeit ist sie die stärkste Oppositionspartei 
und spielt eine entscheidende Rolle dabei, der 
(medial) überpräsenten aktuellen Regierungs
partei Movimiento Regeneración Nacional 
(MORENA) die Stirn zu bieten und deren nahezu 
unangefochtene Mehrheit im Abgeordneten-
haus zu brechen bzw. deren weiteres Erstarken 
auf lokaler und regionaler Ebene zu verhindern. 
Sollte dies nicht gelingen, könnte der amtierende 
Präsident Andrés Manuel López Obrador nahezu 
widerstandslos und ohne politische Kontrolle 
und Gegengewichte bis 2024 „durchregieren“. 
Die Auswirkungen für die mexikanische Demo-
kratie wären bedenklich.

Das mexikanische Parteiensystem

Um die Entwicklung der PAN richtig einzu-
ordnen, muss man die mexikanische Parteien
demokratie der vergangenen 100 Jahre und 
damit ganz wesentlich auch die über 70 Jahre 

regierende Partido Revolucionario Institucional 
(PRI) einbeziehen. Aufgrund dieser Dominanz 
wird Mexiko im 20. Jahrhundert deshalb auch 
gerne als „perfekte Diktatur“ bezeichnet. Um 
lange Amtszeiten und Ämterhäufung zu verhin-
dern, war die Wiederwahl von politischen Man-
datsträgern zwar lange Zeit verboten,2 doch die 
Partei hatte die Weitergabe von Ämtern inner-
halb der Parteikader perfektioniert. Ebenso 
waren die Übergänge zwischen den drei Gewal-
ten lange Zeit fließend. Selbst Arbeitnehmer-, 
Arbeitgeber- und zivilgesellschaftliche Organi-
sationen waren mehr Parteiorganisationen als 
eigenständige Verbände.

Historisch betrachtet war die mexikanische Poli-
tik nach der Mexikanischen Revolution (1910 bis 
1920) instabil und wurde von politischen Fehden 
und häufigen Machtwechseln geprägt. Ab 1929 
gelang es der PRI3, die Macht zu konsolidieren 
und stabile Regierungen zu bilden – über Jahr-
zehnte hinweg. Doch die Politik der Regierungen 
orientierte sich nicht immer am Wohl des Volkes. 
Insbesondere unter Lázaro Cárdenas (Präsident 
von 1934 bis 1940) war die Politik stark sozialis-
tisch sowie durchaus populistisch geprägt und 
spannte unterschiedliche Sektoren der Gesell-
schaft für die eigenen Zwecke ein. So wurden 
beispielsweise Arbeitnehmerverbände und tradi-
tionelle Grundbesitzer für politische Zwecke ins-
trumentalisiert. Demgegenüber stand die Vision 
eines der Gründungsväter der PAN, Manuel 
Gómez Morin, der bereits früh an die Etablierung 
einer neuen Partei dachte und eine Abkehr vom 
politischen Caudillo4, langfristige Politikplanung 

Die Partido Acción Nacional (PAN) blickt auf 81 Jahre Tradition 
und Geschichte zurück, deren Großteil sie allerdings in der Oppo-
sition verbracht hat. Im Vorfeld des Superwahljahres 2021 will die 
Partei auf lokaler und bundesstaatlicher Ebene ihre Regierungs
fähigkeit wieder unter Beweis stellen und sich so auch auf nationaler 
Ebene für die nächste Präsidentschaftswahl 2024 als Regierungs-
alternative präsentieren – angesichts der strukturellen Probleme 
im Land und historisch gewachsener Eigenheiten des mexikanischen 
Parteiensystems eine enorme Herausforderung.
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und stärkere Institutionen forderte. Sozialmaß-
nahmen sollten sich am Subsidiaritätsprinzip ori-
entieren und die Interessen der gesamten Nation 
und des Gemeinwohls wären der Übermacht des 
Staates vorzuziehen. Die Teilnahme an Wahlen 
als Element, um die politischen Rechte des Indi
viduums zu sichern, war neben der Förderung 
der politischen Bildung ein zentrales Anliegen 
des späteren Parteigründers.

Die PAN wurde 1939 offiziell gegründet und 
war ursprünglich von einer stark konservativen 
bis christlich-demokratischen Identität geprägt, 
auch wenn die laizistische Natur der Partei 
betont wurde. Die Partei zog die Mittelschicht – 
insbesondere Akademiker und Unternehmer – 
an, die die Ausrichtung der Partei entscheidend 
beeinflussten.

In den kommenden Jahrzehnten perfektio-
nierte allerdings die PRI ihre Vormachtstellung. 
Neben einer generellen Omnipräsenz im Leben 
der Mexikaner geschah dies immer wieder auch 
durch Wahlfälschung. Gómez Morin, der die 
PAN weiterhin stark prägte, hielt jedoch an seiner 
Überzeugung fest, dass politische Partizipation 
nur durch Wahlen gefestigt werden kann. Und 
so stellte die PAN immer wieder Kandidaten, 
insbesondere auf lokaler Ebene. Im Jahr 1947 
wurde erstmals ein lokaler PAN-Abgeordneter 
gewählt (Alfonso Hernández Sánchez in Zamora, 
Michoacán).

Die PAN durchlief einen nicht 
immer linearen Prozess der 
Identitätsfindung.

In den Folgejahren durchlief die PAN einen nicht 
immer linearen Prozess der Identitätsfindung. 
Die Partei entwickelte sich zur ersten Anlauf-
stelle für Regierungsgegner und wurde dadurch 
im Laufe der Zeit von stark katholischen, eher 
nationalistischen und dann wiederum sich an 
eher linken Maximen der sozialen Unterstüt-
zung orientierenden Gruppen geprägt. Doch 
die PAN gewann an Unterstützern und trotz 

der Tatsache, dass die politische Repression 
durch die PRI-Regierungen anstieg, konnte sie 
zunehmend politischen Einfluss in den lokalen 
Parlamenten gewinnen, insbesondere in den 
nördlichen Bundesstaaten.

Mit zunehmender Präsenz der PAN auch in loka-
ler Regierungsverantwortung nahmen allerdings 
auch die internen Richtungskämpfe zu, da sich 
unabhängige Kandidaten mehr aus politischem 
Machtkalkül und weniger auf der Basis gemeinsa-
mer Überzeugungen der PAN anschlossen. Intern 
kam es immer wieder zu Diskussionen über die 
Parteiausrichtung, die sich neben gesellschafts-
politischen und Wertefragen auch an strategi-
schen Fragen (Koalitionen mit anderen Parteien, 
Zusammenarbeit mit der PRI) oder Nähe zu 
bestimmten Zielgruppen (Kirche, Unternehmer) 
aufheizten.

Die PRI hatte zunehmend Schwierigkeiten, 
ihre Vormachtstellung aufrechtzuerhalten. 
Die Handlungsunfähigkeit der PRI-geführten 
korporatistischen Staatsstrukturen traten ins-
besondere nach dem Jahrhunderterdbeben 
1985, der Schuldenkrise in den 1980ern („ver-
lorenes Jahrzehnt“) und der Währungskrise 
von 1994/1995 immer mehr zu Tage. Auch die 
zunehmende wirtschaftliche Öffnung nach 
außen, endgültig besiegelt durch das Inkraft-
treten des Nordamerikanischen Freihan-
delsabkommen NAFTA 1994, hatten große 
Auswirkungen für Mexiko und stellten die 
jahrzehntelange Parteienhegemonie in Frage. 
Nach den Wahlen im Jahr 1988 stellte die PAN 
101 von 500 nationalen Abgeordneten und 
gewann dadurch entscheidend an Einfluss im 
Parlament. Aber auch die PRI musste durch die 
1989 neu gegründete Partido de la Revolución 
Democrática (PRD),5 eine linke Abspaltung der 
PRI, Federn lassen. So kam es zu einem spür-
bar stärkeren parteipolitischen Pluralismus im 
Land.

Im Jahr 1989 konnte die PAN mit Ernesto Ruffo 
Appel in Baja California Norte erstmals eine 
Gouverneurswahl gewinnen. Mitte der 1990er 
gehörten bereits sechs von 32 Gouverneuren der 
PAN an.
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Zwölf Jahre PAN-Regierung

Die PAN wählte in den Folgejahren den prag-
matischen Weg des gradualismo, der graduellen 
Annäherung an die Regierungsverantwortung, 
eine Abkehr von der bis dato rigorosen Oppo-
sitionshaltung. Sie kooperierte in politischen 
Projekten teilweise und punktuell mit der PRI, 
was zuweilen stark umstritten war, aber die poli-
tischen Gestaltungsmöglichkeiten vergrößerte.

Im Jahr 2000 gelang schließlich mit dem Wahl-
sieg von Vicente Fox der langersehnte Macht-
wechsel: Erstmals wurde damit ein PAN-Politiker 
zum Präsidenten Mexikos gewählt. Verbunden 
mit einer fast euphorischen Aufbruchsstimmung 
und enormen Erwartungen folgte nach dieser 

ersten Amtszeit ein weiterer (wenn auch denk-
bar knapper) Wahlerfolg durch den PAN-Politiker 
Felipe Calderón, der bis 2012 im Amt blieb. 
Damit kam die PAN auf nationaler Ebene auf 
insgesamt zwölf Jahre Regierungsverantwortung.

Die Herausforderungen für beide PAN-Regierun-
gen waren enorm: Korruption, Nepotismus und 
politischer Klüngel waren noch immer tief im 
politischen System und im ganzen Staatsapparat 
verankert. Reformvorhaben wurden im Parla-
ment von der PRI – nunmehr Oppositionspartei – 
weitestgehend blockiert, der PAN fehlten hier 
angesichts der nicht gegebenen Parlamentsmehr-
heit die Gestaltungsmöglichkeiten, Zugeständ-
nisse der Opposition (v. a. der PRI) waren kaum 
oder, falls doch, dann nur sehr teuer zu erlangen. 

Auf verlorenem Posten? Die eskalierende Gewalt durch das Erstarken der Drogenkartelle, denen insbesondere 
Felipe Calderón in seiner Regierungszeit den Kampf angesagt hatte, setzte dem Land erheblich zu und wurde 
wesentlich der PAN angekreidet. Quelle: © Daniel Becerril, Reuters.
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Bei der Bevölkerung entstand über die Jahre so 
der Eindruck, viele PAN-Politiker hätten sich 
der korrupten Elite angeschlossen, statt sie zu 
bekämpfen. Die eskalierende Gewaltproblema-
tik mit dem Erstarken der Drogenkartelle, denen 
insbesondere Felipe Calderón in seiner Regierung 
den offenen Kampf angesagt hatte, sowie die 
Wirtschafts- und Finanzkrise 2008/2009 setz-
ten dem Land erheblich zu und wurden wesent-
lich der PAN angekreidet. Durch das inzwischen 
in den USA laufende Gerichtsverfahren gegen 
den Sicherheitsminister der Regierung Calderon, 
Genaro García Luna, verstärkte sich zudem der 
Eindruck, dass die Bekämpfung der Drogenkar-
telle nicht nur einen hohen Blutzoll forderte, son-
dern auch durch Zugeständnisse und Absprachen 
mit den Kartellen selbst geprägt war.

Der aktuelle Staatspräsident 
Andres Manuel López Obrador 
gilt als Prototyp des mexikani­
schen Caudillos.

Die PAN wurde deshalb 2012 abgestraft und mit 
Enrique Peña Nieto erneut ein PRI-Präsident 
an die Regierung gewählt. Mit dem „Pacto por 
México“ zwischen seiner Regierung, PRI, PAN 
und der inzwischen ebenfalls erstarkten PRD 
konnte der Reformstau zwar in Angriff genom-
men werden, denn auch diese PRI-Regierung 
war im Parlament auf die Stimmen der Oppo-
sition angewiesen. Allerdings fand in den 
Augen vieler Mexikaner dadurch auch eine 
übermäßige Annäherung zwischen PRI und 
PAN statt – ein Tatbestand, den sich der aktu-
elle Staatspräsidenten Andres Manuel López 
Obrador (AMLO) später in seinem Wahlkampf 
zu Nutze machte.6

Diversifizierung der Parteienlandschaft

Mittlerweile ist das mexikanische Parteiensys-
tem breiter gefächert. Die Parteien PRD und 
Movimiento Ciudadano, Partido Verde Ecolo-
gista de México, Partido del Trabajo (PT) haben 
sich größtenteils in den 1990ern gegründet 

(überwiegend aus Abspaltungen aus der PRI) 
und halten sich mit wechselnden Koalitionen 
und lokalen Hochburgen im Parteienwettbe-
werb. Während es um die PRI auf nationaler 
Ebene derzeit eher still geworden ist, kann sie 
doch auf 90 Jahre Strukturbildung in der Breite 
zurückblicken. Sie stellt derzeit elf von 32 Gou-
verneuren und ist in vielen Gegenden Mexikos 
nach wie vor lokal stark präsent. Allerdings 
deuten die aktuellen Umfragen auf weitere 
Verluste hin, die vor allem von MORENA kapi-
talisiert werden dürften, die auch zahlreiche 
PRI-Politiker in ihre Reihen aufgenommen hat.

Die erst 2011 unter anderem von López Obrador 
gegründete Movimiento Regeneración Nacional 
sieht sich selbst mehr als „Bewegung“ denn als 
Partei. In der Tat mangelt es noch an gefestig-
ten Strukturen und MORENA charakterisiert 
sich deshalb durch zwei wesentliche Faktoren: 
einerseits die Führungsfigur des aktuellen Staats
präsidenten López Obrador als Prototyp des 
mexikanischen Caudillos, andererseits ein Sam-
melsurium höchst heterogener Gruppierungen 
und Politiker, die in MORENA eine tatsächliche 
Chance der Veränderung oder aber eine Chance 
der politischen Selbstverwirklichung sahen. Auf 
nationaler Ebene sind Mitglieder beider Grup-
pen aber inzwischen an die Grenzen ihrer Gestal-
tungsmöglichkeiten gelangt. Zunehmend gibt 
es Risse bis hin zu Grabenkämpfen in der Par-
tei, die sich aktuell in einer heftigen Auseinan-
dersetzung um den Parteivorsitz zwischen dem 
ehemaligen Gründungsvater der PRD, Porfirio 
Muñoz Ledo, und dem aktuellen Vorsitzenden 
der MORENA-Fraktion in der Abgeordneten-
kammer, Mario Delgado (ebenfalls aus der PRD 
kommend), manifestieren.7

Die aktuelle Lage der PAN zwischen  
nationaler Opposition und lokaler Regierung

Die Wahlniederlage 2018: Weitere Abwärtsspirale  
oder Wiederaufbau?

Das schon wenig überzeugende Ergebnis der 
PAN bei der Präsidentschaftswahl 2012 mit ledig-
lich 25,68 Prozent für die Spitzenkandidatin Jose-
fina Vázquez Mota (selbiges noch zuzuschreiben 
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der Erschöpfung der PAN nach zwölf Jahren 
Regierung und der sich abzeichnenden Enttäu-
schung der Wähler) wurde im Jahr 2018 noch-
mal unterboten. Der mit viel Elan und Dynamik 
angetretene und damals erst 39-jährige Präsi-
dentschaftskandidat der PAN, Ricardo Anaya, 
schaffte es nicht, die Wechselstimmung im Land 
(cambio) und den Wunsch nach einer neuen Poli-
tik auf sich zu vereinen. Er scheiterte letztlich klar 
mit nur 22,36 Prozent gegen den siegreichen, zu 
diesem Zeitpunkt bereits 64 Jahre alten Wahlsie-
ger López Obrador, der 53,19 Prozent der Wäh-
lerstimmen erhielt.

Die Partei stand nach diesem Ergebnis und dem 
zermürbenden Wahlkampf mit zahlreichen 
Attacken von außen, aber vor allem auch den 
internen Konflikten im Kontext der unabhängi-
gen Kandidatur von Margarita Zavala, Ehefrau 
des ehemaligen PAN-Staatspräsidenten Felipe 
Calderón, vor nicht unerheblichen Herausfor-
derungen: Sie hatte sich programmatisch und 
personell zu erneuern, sich der drohenden All-
macht von MORENA zu stellen und sich wieder 
als Regierungsalternative zu positionieren. Mit 
diesem Anspruch und der Aufgabe, die bisherige 
Abwärtsspirale zu stoppen, trat der neue Partei-
vorsitzende Marko Cortés, der sich nach erheb-
lichen parteiinternen Auseinandersetzungen 
durchsetzen konnte, Anfang 2019 sein Amt an.

Die Coronapandemie stellt  
die PAN in den Bundesstaaten 
besonders auf den Prüfstand. 
Hier kann sie aber auch Regie­
rungspotenzial beweisen.

Regierungsverantwortung auf lokaler Ebene

Auch wenn MORENA derzeit niemand die natio-
nale Dominanz streitig machen kann (Koalitions-
mehrheiten in beiden Kammern des Kongresses, 
Omnipräsenz des Staatspräsidenten und eindeu-
tiges agenda setting durch seine täglichen Presse-
konferenzen, die mañaneras), ist die PAN nicht 

nur die stärkste Oppositionspartei im Kongress8 
(was nur eine sehr eingeschränkte reale Wirkung 
hat). Sie verfügt auch noch immer über eine 
starke und signifikante Präsenz mit Regierungs-
verantwortung auf der Ebene der Bundesstaaten 
und Kommunen. Hier stellt sie derzeit rund 400 
von 2.500 Bürgermeistern und neun von insge-
samt 32 Gouverneuren.9

Besonders hervorzuheben ist dabei, dass die 
Auswirkungen und Herausforderungen der 
COVID-19-Pandemie die PAN-Regierungen 
stärker zusammengeschweißt haben, da diese 
nicht nur individuelle Lösungen für ihre doch sehr 
unterschiedlichen Bundesstaaten finden mussten, 
sondern sich auch als Asociación de Gobernado-
res de Acción Nacional (Vereinigung der Gouver-
neure der PAN, GOAN) gemeinsam gegenüber 
der Nationalregierung positionierten. Sie spielen 
hierbei aufgrund der Territorialmacht eine nicht 
unbedeutende Rolle, sind aber auch signifikant 
eingeschränkt, da die finanzielle Abhängigkeit 
der Bundesstaaten von Zuweisungen aus dem 
Bundeshaushalt erheblich ist. Eine radikale Oppo-
sition kann da schnell in eine mehr oder minder 
subtile finanzielle Gängelung durch die Bundesre-
gierung umschlagen. Dies geschah beispielsweise 
durch Budgetkürzungen im Sicherheitsbereich.

Zu dieser nicht unwichtigen territorialen Prä-
senz kommt die Tatsache, dass in allen aktuellen 
Umfragen hinsichtlich Anerkennung und Regie-
rungsführung bei Bürgermeistern und Gouver-
neuren die PAN-Vertreter klar vorne liegen und 
im Ranking der Gouverneure beispielsweise vier 
der fünf Spitzenplätze belegen.10 Ein ähnliches 
Bild ist bei den Bürgermeistern der größeren 
Städte zu verzeichnen.

Da in Krisenzeiten traditionell die Partei in der 
Regierungsverantwortung profitiert, steht die 
PAN in den Bundesstaaten besonders auf dem 
Prüfstand. Dort kann es ihr gelingen, ihr Regie-
rungspotenzial zu beweisen und aufzuzeigen, 
dass sie in der Lage ist, zum Vorteil der Bevöl-
kerung wirksame Politikprogramme (derzeit v. a. 
in Fragen der Pandemiebekämpfung und wirt-
schaftlichen Reaktivierung) aufzusetzen und 
durchzuführen.
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Image- und Akzeptanzprobleme

Eine große Herausforderung für die PAN ist nach 
wie vor die Einbindung der Zivilgesellschaft in 
Entscheidungsprozesse und Richtungsdiskussi-
onen. Allzu oft wird sie als elitäre Partei wahrge-
nommen, die zu wenig für den normalen Bürger 
tut. Initiativen des Bundesvorstandes der PAN 
zielen zwar darauf ab, mehr zivilgesellschaftliche 
Akteure einzubinden, doch in der Breite gelingt 
dies oftmals nicht in überzeugender Art und 
Weise. Die traditionelle Nähe der PAN zur Unter-
nehmerschaft wird einerseits vom politischen 
Gegner genutzt, um das elitäre Image der PAN 
hervorzuheben. Andererseits liegt hier aber auch 
die Chance, sich als Gegenpol zum eher wirt-
schaftsfeindlichen Kurs der aktuellen Regierung 
zu positionieren und zu profilieren. Doch auch 
das gelingt der PAN derzeit nur teilweise, zumal 
sich in Unternehmerkreisen auch Bewegungen in 
Opposition zur Regierung gegründet haben, die 
sich nicht von der PAN vereinnahmen lassen.

Die Einbindung der Zivilgesell­
schaft in Entscheidungsprozesse 
und Richtungsdiskussionen ist 
eine große Herausforderung.

Die mexikanische Gesellschaft ist zudem äußerst 
heterogen, was eine Herausforderung für alle poli-
tischen Parteien ist. Diese müssten sich mit den 
20 Prozent der mexikanischen Bevölkerung, die 
sich als indigen bezeichnet, aber auch generell mit 
den unteren Einkommensschichten wesentlich 
intensiver auseinandersetzen. Die PAN spricht 
diese Gruppen derzeit jedoch nur wenig an und 
bezieht deren Meinungen und Vertreter auch 
nicht in Entscheidungsfindungs- und Politikpro-
zesse ein. Hier besteht Nachholbedarf.

So ist es wenig verwunderlich und sehr bezeich-
nend für die aktuellen Kräfteverhältnisse, dass 
die PAN in einschlägigen Wahlumfragen11 der-
zeit nur bei rund 24 Prozent liegt, zwar deut-
lich vor der PRI (knapp zwölf Prozent), aber 
eben auch sehr deutlich hinter MORENA (40 

Prozent), die stark von der nach wie vor signi-
fikanten Popularität des Präsidenten (rund 50 
Prozent) profitiert.

Programmatik und Kommunikation

Insgesamt ist die PAN nach wie vor als kon-
servative und christdemokratische Partei ein-
zuordnen, allerdings ist die programmatische 
Ausrichtung intern nicht unumstritten. Der-
zeit laufen die Arbeiten an einem erneuerten 
Grundsatzprogramm, welches noch in diesem 
Jahr verabschiedet und Grundlage für die Wahl-
plattform 2021 sein soll. Prinzipiell beruft man 
sich auf den humanistischen Grundgedanken 
und christlich-konservative Werte, Familienpo-
litik, nachhaltige Wirtschafts-und Sozialpolitik, 
internationale Verantwortung, innere Sicherheit 
und Korruptionsbekämpfung. Doch die Ausge-
staltung dieser Punkte in der Praxis führt des 
Öfteren zu Reibungen zwischen dem erzkonser-
vativen und dem liberaleren Flügel der Partei.

Auch hinsichtlich der Kommunikationskapazität 
und der Medienpräsenz besteht Verbesserungs
potenzial. Dies war bereits im Wahlkampf 2018 
offenkundig. Inmitten der Coronakrise haben 
zwar einzelne Mandatsträger der PAN sehr pro-
aktiv und geschickt im virtuellen Raum kommu-
niziert, dies färbt aber noch nicht umfassend auf 
die PAN als Partei ab.

Leadership und ein neuer Konkurrent

Was bei MORENA in der Figur von Staatspräsi-
dent López Obrador ein eindeutiger Pluspunkt 
ist, fehlt derzeit der PAN: eine zentrale Füh-
rungsfigur, die als personelle Alternative für 
das höchste Regierungsamt wahrgenommen 
werden könnte. Die beiden Ex-Präsidenten 
haben der Partei den Rücken gekehrt (Calderón 
mit seinem Parteiaustritt, Fox mit mehr oder 
weniger explizitem Desinteresse, auch wenn 
letzterer sich bei den PAN-Jubiläen 2019 und 
2020 wieder blicken ließ). Der letzte Präsident-
schaftskandidat Ricardo Anaya hat nach dem 
Wahldebakel von 2018 einen Lehrauftrag in den 
USA angenommen, meldete sich jedoch Ende 
September überraschend zurück und kündigte 
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an, wieder in der Politik tätig werden zu wollen. 
Es ist jedoch davon auszugehen, dass er eher 
in seinem Heimatbundesstaat Querétaro aktiv 
wird. Der aktuelle nationale Parteivorsitzende, 
Marko Cortés Mendoza, konzentriert sich – was 
sinnvoll und notwendig ist – auf die strukturelle 
Arbeit der Partei.

Mit Blick auf die Wahlen 2024 hat die Partei 
noch etwas Zeit, personelle Alternativen vor-
zubereiten. Vor allem bei den Gouverneuren 
sind potenzielle Kandidaten wie die noch recht 
jungen, aber erfolgreichen Gouverneure von 
Yucatán, Mauricio Vila, und Guanajuato, Diego 
Sinhue, erkennbar. Eine positive Entwicklung ist 
auch der Zusammenschluss von 15 ehemaligen 
Gouverneuren, Bürgermeistern und aktuellen 
Mandatsträgern der PAN zur Initiative Unidos 
por México. Diese will gezielt den Austausch mit 
der Zivilbevölkerung suchen, Politikvorschläge 
entwickeln, Kandidaten für die anstehenden 
Wahlen identifizieren und somit die PAN von 
innen heraus unterstützen. Viele der Mitglieder 
haben als Gouverneure gearbeitet und genie-
ßen ein hohes Ansehen innerhalb und außer-
halb der Partei, was ein positiver Impuls für die 
PAN ist. Auf nationaler Ebene haben sich zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt allerdings noch keine 
PAN-Führungspersönlichkeiten aktiv positioniert 
(was angesichts der Tatsache, dass die Präsident-
schaftswahlen erst 2024 anstehen, verständlich 
und taktisch sinnvoll ist).

Hinzu gekommen ist allerdings ein neuer 
Herausforderer der PAN aus den eigenen Rei-
hen: Ex-Staatspräsident Felipe Calderón und 
seine Ehefrau Margarita Zavala haben eine 
eigene Bewegung, México Libre (ML) gegrün-
det, die um die konservative Wählerschaft buhlt. 
Staatspräsident López Obrador liefert sich gerne 
politische Scharmützel mit Calderón, was den 
Bekanntheitsgrad von ML nur noch gesteigert 

hat. In den aktuellen Umfragen liegen diese 
schon bei rund zehn Prozent. Um jedoch bei 
den Wahlen 2021 antreten zu können, musste 
ML noch von der nationalen Wahlbehörde 
INE als Partei registriert werden. Und genau 
das scheint nun definitiv gescheitert zu sein. 
Da mehr als fünf Prozent der ML-Einkünfte 
nicht eindeutig zugeordnet werden konnten, 
lehnte das INE die Registrierung als Partei ab.12 
Die Anfechtung dieser Entscheidung durch 

Politisch relevanter Akteur: Auch wenn MORENA derzeit 
niemand die nationale Dominanz streitig machen kann, ist 

die PAN nicht nur die stärkste Oppositionspartei im Kon­
gress, sondern verfügt noch immer über eine starke Präsenz 
mit Regierungsverantwortung auf Ebene der Bundesstaaten 

und Kommunen. Quelle: © Henry Romero, Reuters.
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ML beim Obersten Wahlgericht wurde Mitte 
Oktober 2020 ebenfalls abgelehnt, womit die 
juristischen Schritte ausgeschöpft sind. Der-
zeit ist unklar, was sowohl das Ehepaar Cal-
derón / Zavala als auch die nicht unerhebliche 
Zahl der Anhänger machen werden. Der Aufruf 
des PAN-Vorsitzenden, sich wieder der PAN 
anzuschließen, dürfte zumindest bei Zavala und 
Calderón auf Grund der heftigen Meinungsver-
schiedenheiten kaum auf Gegenliebe stoßen. 

Bei den Wahlen 2021 könnte das Ausscheiden 
von ML aber am ehesten der PAN nutzen.

Ausblick 2021 und 2024:  
Herausforderungen und Potenziale

Vor diesem Hintergrund rüstet sich Mexiko für 
ein Superwahljahr. Durch die Anpassung der 
Legislaturperioden werden im Juni 2021 so viele 
Posten wie noch nie vergeben: 500 nationale 
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Abgeordnete, 15 Gouverneure, mehr als 1.000 
lokale Abgeordnete und fast 2.000 Bürgermeis-
ter.13 Derzeit hat MORENA mit Koalitionspart-
nern eine Mehrheit im Parlament, aber nur sechs 
Gouverneursposten, die politischen Mehrheits-
verhältnisse können sich also drastisch ändern.

Für die PAN gibt es dabei zwei eindeutige Ziel-
vorgaben – im Verbund mit den übrigen Oppo-
sitionsparteien die Mehrheit von MORENA in 
der Abgeordnetenkammer zu brechen und auf 
regionaler Ebene die eigene Regierungspräsenz 
zu halten bzw. auszubauen.14 Beide Vorhaben 
sind ambitioniert, zumal die PAN mit der Bünd-
nispolitik und Koalitionsangeboten bisher sehr 
gemischte und zuletzt 2018 eher negative Erfah-
rungen gemacht hat. Allerdings ist rein rechne-
risch klar, dass nur eine vereinte Opposition in 
der Lage sein wird, dem MORENA-Vormarsch 
Einhalt zu gebieten.

Dafür werden einerseits politische Inhalte, die 
Einbindung der Bevölkerung und Kommunika
tionsstrategien entscheidend sein, doch auch 
wie gut es der Partei gelingt, die eigenen Reihen 
zu schließen und in sich geeint aufzutreten. In 
manchen Regionen ist dies, auch befeuert durch 
die inzwischen mögliche Wiederwahl, jedoch 
herausfordernder als gedacht. In traditionellen 
PAN-Hochburgen sind bereits jetzt Machtkämpfe 
entbrannt. Dabei birgt die Beziehung zwischen 
Gouverneuren und Bürgermeistern besonderes 
Konfliktpotenzial.

Die Wahlen 2021 werden richtungsweisend für 
die mexikanische Politik der kommenden Jahre 
sein. Letztere und die Demokratie in Mexiko 
brauchen dringend eine überzeugende und 
schlagkräftige Opposition und für 2024 wieder 
eine politische Alternative zu MORENA und 
Staatspräsident López Obrador. Ohne eine sol-
che starke Opposition droht der mexikanischen 
Demokratie eine sehr einseitige Zukunft und die 
Weichen würden stark in Richtung autoritäre 
Strukturen gestellt.

Dazu muss die PAN auf Bundesebene proaktiv 
statt reaktiv agieren. Nur so wird es gelingen, sich 
weiter mit guter Regierungsführung, moderner 

Programmatik und dem Aufbau personeller Füh-
rungskapazitäten auch in Richtung der Präsident-
schaftswahlen 2024 zu positionieren. Angesichts 
des Misstrauens vieler Mexikaner und der nicht 
abgeschlossenen internen Findungsprozesse 
dürfte der Weg der PAN zurück in die nationale 
Regierungsverantwortung 2024 ungleich schwie-
riger werden, als dies noch 2000 der Fall war. Ob 
ihr das gelingen wird, ist noch offen.

Hans-Hartwig Blomeier ist Leiter des Auslandsbüros 
der Konrad-Adenauer-Stiftung in Mexiko.

Ann-Kathrin Beck ist Trainee im Auslandsbüro der 
Konrad-Adenauer-Stiftung in Mexiko.
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1	 	Instituto Nacional Electoral 2020: Calendario Elec-
toral 2021, 10.08.2020, in: https://bit.ly/37m6mUC 
[18.08.2020].

2	 	Dies wird seit der Wahlrechtsreform 2015 aller-
dings sukzessive geändert. Dadurch war im Jahr 
2018 erstmals die Wiederwahl von Bürgermeistern 
möglich. Im Jahr 2021 wird dies erstmals auch für 
nationale Abgeordnete der Fall sein. Nach wie vor 
ist aber eine Wiederwahl von Gouverneuren und 
auch des Präsidenten nicht möglich.

3	 	Zu diesem Zeitpunkt noch Partido Nacional Revo-
lucionario (PNR).

4	 	Charismatisch-populistische Anführer, die mit teil-
weise fragwürdigen Methoden an die Macht kom-
men, sich aber als Vertreter des Volkes inszenieren, 
wobei sie generell eher am eigenen Machterhalt als 
am Wohl des Volkes interessiert sind.

5	 	An der Gründung der PRD im Mai 1989 war neben 
Cuauhtémoc Cárdenas und Porfirio Muñoz Ledo 
auch der amtierende Staatspräsident Andrés Manuel 
López Obrador beteiligt, der für die PRD auch 2006 
erfolglos bei der Präsidentschaftswahl antrat. 2012 
trat López Obrador aus der PRD aus, um die neue 
Bewegung MORENA zu gründen, mit der er dann 
2018 erneut und diesmal erfolgreich für das höchste 
Staatsamt kandidierte.

6	 	Er prägte im Wahlkampf 2018 den Begriff „PRIAN“ 
mit Anspielung auf diese Nähe, die weniger pro-
grammatische Substanz hatte, sondern vielmehr auf 
Gemeinsamkeiten in Sachen Korruption anspielte.

7	 	Stand 16.10.2020.
8	 	Die PAN stellt derzeit 83 von 500 Abgeordneten im 

Abgeordnetenhaus und 23 von 128 Senatoren im 
Senat.

9	 	Die PAN stellt derzeit die Gouverneure von Aguas
calientes, Chihuahua, Querétaro, Guanajuato,  
Tamaulipas, Durango, Baja California Sur,  
Quintana Roo und Yucatán.

10	 	Ranking de Gobernadores 2020: Ranking de 
Popularidad, Juni 2020, in: https://bit.ly/3jctLKI 
[20.10.2020]; Bei Popularität bzw. Regierungsfüh-
rung liegen jeweils vier PAN-Gouverneure auf den 
ersten fünf Plätzen, mit Mauricio Vila (Yucatán) an 
der Spitze.

11	 	Encuesta Massive Caller, 11.08.2020, Porcentaje 
Nacional de Intención de voto.

12	 	Die Wahlbehörde INE hatte ML bereits im August 
2019 auf nicht identifizierbare Zahlungen, die über 
die Anwendung CLIP erfolgten, hingewiesen. ML 
akzeptierte aber bis Juni 2020 Spenden auf diesem 
Weg.

13	 	Instituto Nacional Electoral 2020, N. 1.
14	 	In vier von neun Bundesstaaten, in denen derzeit 

die PAN den Gouverneur stellt, wird 2021 neu ge-
wählt: Baja California Sur, Chihuahua, Nayarit und 
Querétaro.

https://bit.ly/37m6mUC
https://bit.ly/3jctLKI
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Parteien in Afrika
Ein Plädoyer für eine verstärkte Befassung  

mit einem vernachlässigten Topos

Benno Müchler / Christoph Schmidt
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Wäre die Anzahl von Parteien ein Indikator für 
den Stand der Demokratie, dann wäre die Demo-
kratische Republik Kongo mit 599 registrierten 
Parteien1, von denen 34 zurzeit im Parlament 
vertreten sind, einer der demokratischsten Staa-
ten der Welt. Im Parlament 2011 waren es 98 Par-
teien; bei der Wahl 2006 immerhin 67.2

Die Erfahrung lehrt, dass allein das Vorhanden-
sein mehrerer Parteien oder die Abhaltung von 
Wahlen noch keine Demokratie ausmachen. 
Besondere Vorsicht scheint bei all solchen Staa-
ten geboten, die in ihrem Namen das Attribut 

„demokratisch“ tragen oder eine „Republik des 
Volkes“ heißen. Daran erinnert nicht zuletzt die 
deutsche Geschichte.

Der jährliche Demokratieindex der Economist 
Intelligence Unit (EIU) präsentiert die Demo-
kratische Republik Kongo so auch am Ende der 
Liste. Von 167 erfassten Staaten liegt sie auf dem 
vorletzten Platz. Negativer Spitzenreiter ist die 
Demokratische Volksrepublik Korea.3

Afrikanische Parteien: Es fehlt an Daten

Parteien sind eine Voraussetzung für das Funk
tionieren des demokratischen Systems. 30 Jahre, 
nachdem die Mehrzahl der heute 49 Staaten Afri-
kas südlich der Sahara4 den Weg zur Mehrpar-
teiendemokratie wählte, stehen ihre Parteien 
jedoch stark in Zweifel: fragmentiert, struktur-
los, undemokratisch, von Patronage geprägt, tri-
balistisch und ideologisch voneinander kaum 
unterscheidbar, so lauten die vorherrschen-
den Annahmen – und das nicht unberechtigt. 
Verallgemeinerungen sind jedoch gefährlich 
und übersehen individuelle Unterschiede und 

wichtige Tendenzen. Eine intensivierte wis-
senschaftliche Betrachtung tut Not. Sie böte 
wichtige Erkenntnisse für die internationale 
Parteienforschung sowie die Arbeit externer 
Förderer und trüge allgemein zu mehr Verständ-
nis für die Länder bei in Zeiten wachsender 
Bedeutung Afrikas.

Parteien grundsätzlich: Warum?

Obgleich es in der Wissenschaft keine einheitli
che Definition für Parteien gibt, herrscht Einig-
keit darüber, dass sie für das Funktionieren des 
demokratischen Systems unerlässlich sind.5 Aller 
Kritik zum Trotz ist es bislang nicht gelungen, 
etwas Besseres an ihre Stelle zu setzen. Par-
teien wirken „wie keine andere Organisation“ 
als Scharnier zwischen politischer Bürgerschaft, 
außerparlamentarischer Organisation und 
Regierung auf Bundes-, Länder- und kommu-
naler Ebene.6 Ihre fünf Grundfunktionen sind 
die Interessenartikulation, -repräsentation und 

-aggregation; die Bestimmung politischer Inhalte; 
die Rekrutierung von Wählern und politischem 
Personal; Regierungs- und Oppositionsarbeit; 
Mobilisierung und Integration der Wählerschaft 
und Mitglieder.7 Als Haupttypen hat die For-
schung die Massenpartei, die catch-all party und 
die Honoratiorenpartei identifiziert.

Defekte Parteiensysteme in Afrika:  
Sieben Defizite

Von diesen Idealtypen scheinen Parteien in 
Afrika stark abzuweichen. Mehrere Forschungs-
arbeiten8 haben auf ihre Schwächen hingewiesen, 
die sich auf sieben Grundprobleme reduzieren 
lassen.

Die große Mehrzahl der Staaten südlich der Sahara wählte vor 
30 Jahren den Weg der Parteiendemokratie. In welchem Zu-
stand sind die Mehrparteiensysteme heute? Defekt, lautet das 
erste Urteil. Diese Verallgemeinerung ist jedoch gefährlich und 
übersieht wichtige Unterschiede und neue Tendenzen. Sechs 
Argumente für eine intensivierte Forschung.
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1.	 	Eine Mehrzahl der Parteiensysteme der 49 
Länder Afrikas südlich der Sahara ist stark 
fragmentiert. Die aktuelle Zusammenset-
zung der Nationalversammlungen als direkt 
gewählte Kammern zeigt, dass in über der 
Hälfte von ihnen fünf oder mehr Parteien 
repräsentiert sind. In 16 Ländern sind es aktu-
ell sogar zehn oder mehr Parteien, darunter 
auch Länder wie Südafrika mit 14 Parteien. 
Mehrfach kann nicht abschließend festge-
stellt werden, wie viele Parteien tatsächlich 
in der Nationalversammlung vorhanden sind, 
da sich in vielen Ländern Parteien vor Wahlen 
zu Bündnissen zusammenschließen, weil sie 
alleine keine Mehrheit stellen könnten. Die 
Proliferation von Parteien schwächt die Kraft 
der Opposition.

2.	 	Häufig sind die Parteien keiner politischen 
Strömung zuzuordnen und wirken voneinan-
der kaum unterscheidbar. Nicht selten fehlen 
Parteiprogramme ganz. Gewählte Kategorien 
wie liberal, konservativ oder sozial-demokra-
tisch finden keine Übersetzung in politische 
Inhalte.

3.	 	Die Parteien sind stark unterfinanziert. Staatli-
che Parteienfinanzierung ist wenig ausgeprägt 
oder existiert gar nicht. Eine Mitgliederfi-
nanzierung kann angesichts der größtenteils 
armen Bevölkerung nur einen geringen Bei-
trag leisten. Viele Parteien sind von einem 
finanziell starken Vorsitzenden abhängig.

4.	 	Nicht nur in stark fragmentierten Systemen 
sind die Parteien, insbesondere die Klein- 
und Kleinstparteien, abseits von Wahlen 
kaum aktiv, weder nach außen (Interessen-
artikulation) noch nach innen (Mobilisierung 
und Integration der Wählerschaft).9 Der Vor-
wurf des „Wahlvereins“ wird laut.

5.	 	Nur wenige Parteien sind durch zugehörige 
Organisationen wie Jugend-, Frauen-, Unter-
nehmens- und Sozialverbände gesellschaft-
lich in der Breite wie lokal verankert.

6.	 	Mitgliederzahlen lassen sich kaum verifizie-
ren, Statistiken werden selten geführt.

7.	 	Demokratische Willensbildung findet kaum 
oder gar nicht statt. Vorstände müssen sich 
nach dem Gründungsparteitag vor den 
Mitgliedern nicht mehr verantworten. Die 
demokratische Auswahl von Kandidaten 
für Wahlen und Parteiämter steht ähnlich in 
Zweifel.

Die Dominanz finanziell starker Parteiführer

Diese Mängel lassen sich in autokratischen Syste-
men dadurch erklären, dass hier Parteien gegrün-
det wurden, um den Schein von Demokratie zu 
wahren. Generell scheint jedoch das zentrale 
Grundproblem in den wirtschaftlich nach wie vor 
schwachen Staaten Afrikas, in denen Ressourcen 
ungleich verteilt sind, die finanzielle Abhängig-
keit von einem Vorsitzenden, der kaum Interesse 
an interner Veränderung hat, sodass Merkmale 
für eine langfristige Etablierung demokratischer 
Parteien vernachlässigt werden.

Nicht selten werden Parteien 
gegründet, um Zugang zu staat­
lichen Ressourcen zu erlangen, 
die an die Unterstützer der 
Partei verteilt werden.

Dieses Phänomen analysiert die amerikani-
sche Wissenschaftlerin Catherine Lena Kelly 
in einer der neuesten Arbeiten zum Thema am 
Beispiel Senegals, in dem es zum Zeitpunkt der 
Recherche Mitte 2018 rund 300 registrierte 
Parteien gab. Kelly schreibt, dass die Haupt-
funktion der Parteien sei, Zugang zum Staat 
und zu seinen Ressourcen zu verhandeln, nicht 
jedoch, Wahlen zu gewinnen.10 Nicht selten 
würden Parteien gegründet, um im Gegen-
zug für die Mobilisierung von Wählern und 
die Sicherung von Parlamentssitzen in einem 
regionalen Gebiet eine Beteiligung an Staat, 
Aufträgen und Ämtern zu erhalten. Nach Erlan-
gung der Zugänge zu staatlichen Ressourcen 
werden diese wiederum an die Unterstützer 
der Partei verteilt (Patronage). Je fähiger der 
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Führer einer Partei erscheint, desto höher seine 
Chance, Unterstützer zu finden. Kelly stellte 
unter den Parteien eine deutliche Tendenz fest, 
mit dem Regierungslager zu koalieren, anstatt 
in die Opposition zu gehen. Opposition sei nicht 
attraktiv, weil (finanziell) riskant. Lohnend sei 
Opposition vor allem für starke, ehemalige 
Regierungsmitglieder, welche das System von 
innen kennen und aufgrund ihrer Ressourcen 
und Kenntnisse erhöhte Chancen haben, einen 
Wechsel an der Spitze der Macht zu ihren Guns-
ten herbeizuführen.11

Patronage und die Proliferation von Parteien schä-
digen nachhaltig das Vertrauen in die Politik. Die 
Abhängigkeit von einem Parteiführer bedeutet für 
Parteien im Umkehrschluss außerdem oft, dass sie 
vor dem Aus stehen, wenn ihr Finanzier geht und 
die Nachfolge nicht geregelt wird. Ein aktuelles Bei-
spiel sind die Forces Cauris pour un Bénin Émergent 
(FCBE), die unter dem früheren Staatspräsidenten 
Thomas Boni Yayi über ein Jahrzehnt die Politik 
Benins dominierten. 2016 verlor FCBE die Macht. 
Vor kurzem kündigte Yayi nach einem Zerwürfnis 
an, eine neue Partei gründen zu wollen.12

Eingeschränkter demokratischer Spielraum

Abgesehen von internen Schwierigkeiten lasten 
auch externe Einflüsse auf afrikanischen Par-
teien. In vielen jungen afrikanischen Demokra-
tien besteht große Unsicherheit fort, sei es durch 
bewaffnete Konflikte, staatliche Repression und 
die allgemeine Einschränkung des demokrati-
schen Spielraums durch die Regierungspartei. 
Zahlreiche Beispiele verdeutlichen das:

•	 	Staatsstreiche wie in Mali, Terror durch Boko 
Haram in Nigeria und der Bürgerkrieg in Süd-
sudan lassen an parteipolitische Arbeit vor 
Ort nicht denken.

•	 	Länderübergreifend ist die Opposition Ziel
scheibe von Repression. In drastischer Weise 
zeigt das das Beispiel des mutmaßlich poli-
tisch motivierten Anschlags auf den tansani-
schen Oppositionsführer Tundu Lissu im Jahr 
2017, als dieser mit 16 Schüssen lebensgefähr-
lich verletzt wurde und nur knapp überlebte.

•	 	Nach wie vor sind Wahlen in vielen der Län-
der von großen Mängeln gekennzeichnet, die 
das Ergebnis verzerren und die politische 
Landschaft nachhaltig schädigen. Dazu gehö-
ren der Ausschluss von Parteien, ihre Benach-
teiligung und Unterdrückung im Wahlkampf, 
die Manipulation von Ergebnissen oder 
Wahlboykotte durch Oppositionsparteien.

Sechs Argumente für eine verstärkte  
Forschung

Angesichts dieser Defizite und der allgemein 
durchaus verbreiteten Enttäuschung über die 
demokratische Entwicklung Afrikas südlich der 
Sahara in den vergangenen 30 Jahren stellt sich 
die Frage: Warum sollte sich die Forschung über-
haupt stärker mit afrikanischen Parteien ausei-
nandersetzen? Der Einwand ist verständlich. 
Sechs Argumente sprechen jedoch dafür.

1.	 	Die wissenschaftlich fundierten Kenntnisse 
über afrikanische Parteien sind sehr über-
schaubar. Allgemein gibt es nur wenige Arbei-
ten, die sich mit Parteien in Afrika beschäftigt 
haben. Arbeiten in den anglofonen Ländern 
überwiegen. Die oben genannten Ergebnisse 
müssen weiter geprüft werden. Nur wenige 
Parteien können als gut untersucht gelten, 
wie beispielsweise der südafrikanische Afri-
can National Congress (ANC).

Der Generalverdacht der Patro­
nage und der Vorwurf, dass Po­
litik nur als Geschäft betrieben 
werde, übersieht jene, die aus 
Überzeugung Politik betreiben.

2.	 	Das Bild in Afrika ist unterschiedlich. So 
vielseitig der Kontinent, so facettenreich ist 
seine Parteienlandschaft. Ist ein fragmen-
tiertes Parteiensystem wie in der DR Kongo 
ein Extrem, ist Ghana ein anderes. Seit der 
ersten Mehrparteienwahl 1992 zum ghanai-
schen Parlament hat sich ein Wettbewerb 
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zwischen vier Parteien herausgebildet, der 
aktuell auf einen Dualismus hinauszulau-
fen scheint: Im jetzigen Parlament sind nur 
noch die New Patriotic Party (NPP) und der 
National Democratic Congress (NDC) vertre-
ten. Ghana gilt als eines der stabilsten demo-
kratischen Systeme des Kontinents. Seit 1992 
schafften es insgesamt nur sechs Parteien ins 
Parlament – und das trotz erhöhten Wettbe-
werbs. 2016 traten neun Parteien zur Wahl an, 
2012 waren es 16.

3.	 	Eine Verallgemeinerung ist gefährlich. Der 
Generalverdacht der Patronage und der Vor- 

wurf, dass Politik nur als Geschäft betrieben 
werde, um sich am Staat und seinen Ressour-
cen zu bereichern, übersieht all jene Akteure, 
die aus Überzeugung Politik betreiben. Sie 
gibt es überall und nicht nur in einigen Län-
dern.

4.	 	Demokratie braucht Zeit. Nur wenige erin-
nern sich, dass im ersten Deutschen Bun-
destag 1949 elf Parteien vertreten waren. 
Mahnend wirkt bis heute das Beispiel der Wei
marer Republik: Im Reichstag 1928 saßen 15 
Parteien.
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5.	 	Eine intensivierte Analyse der Parteienland-
schaft würde allgemein mehr Wissen über 
Politik und Gesellschaft der einzelnen Län-
der in Erfahrung bringen. Angesichts des 
gewachsenen Interesses an Afrika wäre der 
Zeitpunkt richtig.

6.	 	Das wichtigste Argument ist jedoch, dass die 
Staaten mit Etablierung der Mehrparteien-
systeme vor 30 Jahren de facto ein Element 
des Wettbewerbs eingeführt haben. Egal wie 
autokratisch ein Land ist, das Risiko für Herr-
scher, die Macht zu verlieren bzw. die Chance 
für neue Kräfte, sie zu gewinnen, besteht. Zu 

Recht spricht Catherine Lena Kelly daher auch 
von „competitive authoritarianism“.13 Eine 
oberflächliche Betrachtung übersieht diesen 
Zustand in der Regel.

Es herrscht Wettbewerb in Afrika

Tatsächlich verdeutlicht ein näherer Blick auf 
die einzelnen Länder schnell, dass Wettbewerb 
herrscht – sowohl innerhalb des Regierungslagers 
als auch innerhalb der Opposition. Niemandes 
Machtposition ist gesichert. So bestehen unter 
den Parteien und ihren Akteuren Bedarfe und 
Interessen, ihre Macht zu sichern und auszu-
bauen. Dabei setzt die heute global vernetzte 
Welt die afrikanischen Parteien in immer stärke-
rem Maße unter Druck. Sie hat den Wettbewerb 
verschärft und stellt wachsende Herausforderun-
gen an die Akteure, eine modernere bürger- wie 
mitgliederorientierte Politik zu führen.

Alle Parteien müssen sich 
gegenüber einer jungen, immer 
besser ausgebildeten Bevölke­
rung fragen, wie sie die Men­
schen langfristig erreichen 
wollen.

So müssen sich alle Parteien – von denen nicht 
wenige überaltert sind – angesichts neuer Kritik- 
und Teilhabemöglichkeiten, etwa durch soziale 
Medien einerseits sowie gegenüber einer jungen, 
immer besser ausgebildeten Bevölkerung ande-
rerseits, fragen, wie sie die Menschen langfris-
tig erreichen wollen, wenn sie relevant bleiben 
möchten. Programmatik, agenda setting, mehr 
Teilhabe für junge Wählerschichten sowie für 
Frauen, eine verbesserte politische Kommuni-
kation und bessere Modelle der Parteienfinan-
zierung werden als Faktoren bedeutender. Auch 

Bewaffnete Konflikte, Staatsstreiche, Anschläge: In vielen der  
jungen afrikanischen Demokratien besteht große Unsicher­
heit fort. Quelle: © Joe Penney, Reuters.



68 Auslandsinformationen 4|2020

die inhaltliche Fähigkeit von Parteien – die Auf-
nahme wissenschaftlicher Erkenntnisse und 
Trends sowie die Vermittlung dieser Inhalte 
gegenüber Wählern und Mitgliedern – wird wie 
in Europa auch in Afrika entscheidender werden. 
Scheitern afrikanische Parteiführer daran, kom-
plexe Inhalte zu übersetzen oder gar zu verste-
hen, laufen sie Gefahr, als aus der Zeit gefallen 
zu wirken.

Ein Blick nach Kenia

Kenia verdeutlicht als Beispiel, welche Dyna-
mik heute in verschiedenen Ländern Afrikas 
herrscht und welche Anforderungen an Parteien 
als gesellschaftliche Scharniere bestehen. Seit 
dem Ende des Einparteiensystems 1994 konnte 
sich in Kenia eine vielfältige Parteienlandschaft 
entwickeln. Eine demokratische Kultur innerhalb 
der Parteien ist vorhanden, weist jedoch einige 
Defizite auf.14

Die Politik des Landes wird in patriarchischen 
Strukturen von „starken Männern“ dominiert. 
Gerade für Jugend und Frauen ist es daher 
schwierig, sich politisch Gehör zu verschaffen. 
Dennoch sind die Bildung und Arbeit der Par-
teien in Kenia durchaus frei. Das zeigt sich nicht 
zuletzt daran, dass in der aktuellen Nationalver-
sammlung 20 Parteien vertreten sind, elf davon 
jedoch nur mit einem oder zwei Abgeordneten. 
Die rechtlich sichere, aber politisch volatile Eta
blierung von Parteien bezieht sich dabei nicht nur 
auf Kleinst- und Regionalparteien, sondern wirkt 
sich auch auf die Regierungsbildung aus.

Jeder der drei Präsidenten seit 1994 stützte 
seine Regierung auf eine andere Partei bezie-
hungsweise Parteienkoalition. Nach dem Ende 
der jeweils zwei Amtszeiten verschwanden 
die Parteien und Koalitionen in der politi-
schen Bedeutungslosigkeit. Auch die aktuell 
regierende Jubilee-Partei, die 2016 durch die 
Fusion mehrerer unterstützender Parteien des 
Präsidenten entstand, droht mit dem Ende der 
Amtszeit von Präsident Uhuru Kenyatta im Jahr 
2022, in alte Lager zu zerfallen. Dies könnte 
nun einer alten Regierungspartei zum Come-
back verhelfen.

Die Kenya African National Union (KANU), die 
Partei der Unabhängigkeitsbewegung Kenias, 
welche jahrzehntelang als alleinige Staatspar-
tei das Land regierte, verlor 2002 mit dem von 
Daniel arap Moi als Nachfolger auserkorenen 
Kenyatta gegen ein Oppositionsbündnis unter 
der Führung des ehemaligen Finanzministers 
Mwai Kibaki. In der Folge sank auch der Erfolg 
von KANU bei Wahlen, die seit 2017 noch mit 
zehn Abgeordneten in der Nationalversamm-
lung (von 350 Sitzen) sowie drei im Senat (von 
68 Sitzen) vertreten ist.15 Dass KANU nach Jah-
ren weitgehender Bedeutungslosigkeit auf natio-
naler Ebene nun doch wieder eine Rolle spielen 
kann, liegt auch daran, dass in den vergangenen 
Jahren an Defiziten gearbeitet wurde. Frauen und 
Jugend werden expliziter in die politische Arbeit 
eingebunden.16

Schaffen es die Parteien nicht, 
junge Menschen in demokra­
tische Prozesse einzubinden, 
droht die Etablierung des patri­
archischen Systems für diese 
Generation.

Jugend und Frauen sind mehr als das Zünglein  
an der Waage

Die Einbindung der Jugend ist angesichts der 
kenianischen Demografie durchaus geboten. 
Mehr als die Hälfte der kenianischen Bevölke-
rung ist jünger als 35 Jahre. Aus dieser Alters-
gruppe leben 24,2 Millionen Menschen im 
ländlichen Kenia, 10,8 Millionen in urbanen 
Gebieten. Schaffen es die Parteien nicht, die jun-
gen Menschen im ganzen Land in demokratische 
Prozesse einzubinden, droht das patriarchische 
System auch für diese Generation fortzubeste-
hen. Denn besonders die urbane, politisch aktive 
Jugend zeigt sich mehr und mehr frustriert vom 
Nepotismus der Eliten.17

Ein weiteres Problem ist die Beteiligung von 
Frauen. Während junge Männer innerhalb des 
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Systems Karriere machen können, fällt es enga-
gierten Frauen deutlich schwerer. Die kenianische 
Verfassung sieht daher eine Geschlechterquote für 
die Parlamente vor.

Im kenianischen Wahlrecht, das in seiner regulä-
ren Form nach dem britischen First-past-the-post-
System gebildet wurde, werden seit Einführung 
einer Geschlechterquote in der Verfassung von 
2013 sogenannte nominierte Sitze in den bei-
den Kammern an Repräsentanten für Frauen, 
Jugendliche und Menschen mit Behinderung ver-
geben. Für diese nominierten Sitze dürfen dann 
die Parteien gemäß ihrem Stimmenanteil Vor-
schläge unterbreiten. Dennoch erfüllt Kenia die 

Ein-Drittel-Quote in keiner der beiden Kammern. 
Da vor allem gut vernetzte Honoratioren – insbe-
sondere als Vertreter lokaler Ethnien – gewählt 
werden, fehlt es gerade jungen Kandidatinnen an 
organisierter Unterstützung. Hier können breit 
aufgestellte Parteien dazu beitragen, mehr Diver-
sität in die Parlamente zu bringen.

Mit der Verfassungsreform 2010 dezentralisierte 
Kenia politische Strukturen. Parteien folgten 
diesen Dezentralisierungstendenzen jedoch 
kaum. So gibt es weiterhin Regionalparteien, die 
in Nairobi für die Interessen der eigenen Eth-
nie eintreten sollen. Dezentralere Parteistruk-
turen können dabei als Vehikel der politischen 

Politisch aktiv und eingebunden? Bislang fällt es engagierten Frauen deutlich schwerer, innerhalb des politischen 
Systems Karriere zu machen. Quelle: © Thomas Mukoya, Reuters.
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Willensbildung dienen. Gerade wenn eine Partei 
es schafft, sich eine programmatische Agenda zu 
setzen, dienen solche dezentralen Strukturen der 
Verankerung in der Gesellschaft. Dafür müssten 
sich die Parteien jedoch von ihren „starken Män-
nern“ lösen. Diese würden dann nicht mehr als 
Anwalt ihrer Community auftreten müssen, son-
dern sich vor den programmatischen Beschlüssen 
der eigenen Partei rechtfertigen. Bislang konzen-
trieren sich Parteien jedoch auf die Mobilisierung 
der Wahlklientel und deren Interessenvertretung, 
statt politische Arbeit innerhalb oder außerhalb 
der Parlamente wahrzunehmen.

Geld regiert den Wahlkampf

Damit Parteien mit einer programmatischen 
Agenda jedoch überhaupt wahrgenommen wer-
den, bedarf es zunächst einer gemeinsamen 
politischen Anstrengung gegen das in Kenia 
verbreitete Phänomen des Stimmenkaufs (voter 
bribery).18 Dadurch treten politische Inhalte in 
den Hintergrund und es stärkt Kandidaten, die 
ihre Wählerschaft in Form von (Geld-)Geschen-
ken am besten versorgen können. Eine Partei 
allein wird dieses System nicht auflösen kön-
nen. Damit Politiker aber als Politiker und nicht 
als Patrone wahrgenommen werden, hilft die 
Rückendeckung einer Partei, die sich eine poli-
tische Agenda setzt.

In etablierten Parteien wächst 
das Bewusstsein, dass der poli­
tische Nachwuchs eine stärkere  
politische Ausrichtung erwartet.

Zwar gibt die nationale Wahlkommission ein 
Jahr im Vorfeld der Wahlen ein Ausgabenlimit 
vor, dieses lag 2017 jedoch bei bis zu 4,3 Millio-
nen US-Dollar für Senatoren und Gouverneure 
sowie 330.000 US-Dollar für Kandidaten der 
Nationalversammlung.19 Im Vergleich dazu lag 
das Budget der großen Parteien in Deutschland 
pro Wahlkreis bei der Bundestagswahl 2017 zwi-
schen 30.000 und 40.000 Euro.20

Dass die finanziellen Ressourcen im Wahlkampf 
eine so wichtige Rolle spielen, frustriert beson-
ders den politisch aktiven Nachwuchs. Die in 
Kenia 2017 erstmals angetretene Ukweli-Partei, 
die auf Initiative junger Aktivisten gegründet 
wurde, war trotz Zuspruchs chancenlos gegen 
die etablierten Parteien. Doch während Parteien 
mit einer dezidiert politischen Agenda – wie eben 
Ukweli  – nun versuchen, sich strukturell dem 
politischen Establishment anzunähern, wächst 
bei anderen Parteien – wie KANU – das Bewusst-
sein, dass der politische Nachwuchs ebenfalls 
eine stärkere politische Ausrichtung erwartet.

Ob sich Kenia mit diesen Entwicklungen als Blau-
pause für andere afrikanische Länder anbieten 
kann, werden möglicherweise die Wahlen 2022 
zeigen. Die rechtlichen Voraussetzungen für freie 
Wahlen sind in Kenia lange etabliert. Die übrigen, 
oben aufgeführten Defizite lassen sich jedoch auch 
in Kenia deutlich identifizieren. Dass sich mit einer 
neuen politischen Generation auch die Bedeutung 
der Parteien ändern kann, könnte als Fingerzeig 
dienen. Es muss sich nun beweisen, ob Parteien 
es mit ihrem programmatischen Anspruch ernst 
meinen und damit auch Wähler mobilisieren 
können. Oder ob die Wahlen im Vorfeld durch die 
herrschenden Eliten durch Allianzen dominiert 
werden und Parteien damit erneut nur zu „Wahl-
vereinen“ degradiert werden. Der Entwicklung des 
Landes dient das sicherlich nicht.

Empfehlungen und Ansätze für eine  
intensivierte Forschung

Politik und Gesellschaft der afrikanischen Länder 
noch besser zu verstehen, muss die Aufgabe und 
Grundlage für eine intensivierte Zusammenarbeit 
mit den Staaten südlich der Sahara sein. Parteien-
forschung – an der Schnittstelle zu Wählerumwelt, 
Anhängern, Mitgliedern, Gesellschaft, Parteiappa-
raten, Wahlen, Staat, Regierung und Opposition – 
kann hierbei einen wichtigen Beitrag leisten.21

Das Feld ist spannend und reicht weiter als 1990 
zurück. In einem bis heute lesenswerten Werk 
von 1978 in der Reihe von Dolf Sternberger, Bern-
hard Vogel, Dieter Nohlen und Klaus Landfried 
stellten zahlreiche Autoren22 die Entwicklung 
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und Anfänge der afrikanischen Parteien dar, die 
in den letzten Stunden des Kolonialzeitalters ihre 
Wurzeln haben, als die Mächte versuchten, den 
Übergang in die Unabhängigkeit zu organisieren.

SLPP, UNIR, PNDS Tarayya, PAICV, PDCI, 
AFDC-A, UDP, MPS, DP, JP, PP, PF, RPF, MDC, 
CCM, APC, FCBE, Mouvement Cœurs Unis: 
Um sich im Dickicht der teils stark fragmentier-
ten Parteiensysteme zurechtzufinden, mag die 
Feststellung helfen, dass sich in den meisten 
Ländern an der Spitze mehrere Parteien eta
bliert haben. Grundlegendes Datenmaterial lie-
fert die Inter-Parliamentary Union (IPU), die frei 
zugänglich im Internet für jedes Land die Wahl-
ergebnisse der nationalen Parlamente der ver-
gangenen Jahrzehnte dokumentiert hat. Ähnlich 
wie es das Manifesto Project des Wissenschafts-
zentrums Berlin für Sozialforschung (WZB) für 
europäische, nord- und südamerikanische Par-
teien leistet, ließe sich eine solche Datenbank für 
die afrikanischen Parteien und Länder anlegen. 
Diese könnte mit den Möglichkeiten des Inter-
nets aktuell gehalten und laufend angereichert 
werden.

Neben grundlegenden Fragen, wie zur verfas-
sungsrechtlichen Verankerung von Parteien, 
Parteienfinanzierung und Wahlgesetzgebung 
sowie zu Struktur, Programmatik und Geschichte 
der wichtigsten Parteien, sollte sich ein solches 
politikwissenschaftliches Projekt von Land zu 
Land Afrikas mit weiteren Fragen beschäftigen: 
etwa die Wahlhürden als Mittel gegen Fragmen-
tierung in den Ländern; Wahlkampfstrategien; 
agenda setting; Allianzbildung von Parteien bei 
nationalen und regionalen Wahlen; die Bedeu-
tung ethnisch-regionaler Linien für afrikanische 
Parteien23; die Art und Funktionsweise des vor-
politischen Raums in Afrika, der bislang kaum 
untersucht wurde.

Keine Scheu vor Demokratiediskurs

Zuletzt müssen auch die externen Demokratie-
förderer – angesichts des globalen Systemwett
bewerbs mit China – aktiver werben, den Dialog 
mit afrikanischen Akteuren ausbauen und die 
Demokratisierung der Länder weiter und noch 

stärker begleiten. Rufe nach mehr Autokratie 
werden lauter  – sowohl unter afrikanischen 
Regierenden wie auch unter den Bürgern, die 
verständlicherweise unzufrieden mit der Leis-
tung ihrer Regierenden sind. Die externen För-
derer dürfen dabei die Debatte nicht scheuen. 
Denn nicht selten verleihen ihr afrikanische 
Regierende gerne den Spin, dass die Demokratie 
gegen den Willen der afrikanischen Länder ein-
geführt worden sei, um sich damit von eigenen 
Fehlern freizusprechen, und dass Beispiele wie 
China oder Singapur zeigten, wie vorteilhafter 
Autokratie für Entwicklung sei.

Die Demagogen und vermeintlichen Auguren 
sollten deshalb regelmäßig daran erinnert wer-
den, dass es die afrikanischen Staaten selbst 
waren, die nach dem Ende des Kalten Krieges 
in großer Mehrzahl die Mehrparteiendemokra-
tie einführten und für ihre Versäumnisse selbst 
verantwortlich sind – und keine externe Macht. 
Des Weiteren hat die große Mehrzahl der Länder 
Afrikas bereits eine lange Historie von Autokratie 
hinter sich – ohne dass es jedoch Erfolge für die 
wirtschaftliche Entwicklung der Länder gebracht 
hätte. War die demokratische Euphorie nach der 
Unabhängigkeitswelle Anfang der 1960er Jahre 
groß, waren in den 1980er Jahren alle – bis auf 
lediglich fünf Staaten Afrikas – Einparteiensys-
teme. Daran muss nicht zuletzt die junge, poli-
tisch interessierte Generation des Kontinents 
erinnert werden. Über 60 Prozent der Bevölke-
rung Afrikas südlich der Sahara sind jünger als 
25 Jahre alt.

Benno Müchler ist Leiter des Auslandsbüros der 
Konrad-Adenauer-Stiftung in der Demokratischen 
Republik Kongo.

Christoph Schmidt ist Trainee im Auslandsbüro der 
Konrad-Adenauer-Stiftung in Kenia.
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Weitere Themen

Im Niedergang?
Migration, Automatisierung und Erwerbsbevölkerung in Japan
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Nicht nur im Dienstleistungssektor muss Japans 
alternde Bevölkerung die sinkenden Zahlen der 
Erwerbstätigen ausgleichen. Insbesondere die 
geschätzten Lebensmittelläden sowie die Ferti-
gungsindustrie sind stark auf ausländische Prak-
tikanten und Lehrlinge angewiesen; gleichzeitig 
werden Arbeitsmigranten in Japan nicht sehr 
herzlich empfangen. In den vergangenen Jahren 
hat Japans Regierung festgestellt, dass diese Glei-
chung nicht mehr aufgeht. Von „Womenomics“3 
über eine zeitgemäße Einwanderungspolitik, 
von fortschreitender KI und Automatisierung 
bis hin zu verbesserten Arbeitsbedingungen: 
Viele Ansätze wurden auf den Weg gebracht, um 
Japans Image einer verschlossenen, nationalis-
tisch geprägten Insel abzuschütteln.

Düstere Aussichten für Japans Gesellschaft

Die Alterswelle der Babyboomer (Jahrgänge 1947 
bis 1949) kehrt die Populationspyramide Japans 
dramatisch um. Die Lebenserwartung ist auf 
84 Jahre gestiegen, gleichzeitig ist die Gebur-
tenrate von 1,37 Kindern pro Frau4 sehr niedrig, 
was Japan vor ein noch nie dagewesenes Alte-
rungsproblem stellt. Der daraus resultierende 
Rückgang der Erwerbsbevölkerung stellt eine 
sehr ernste Herausforderung für das Land dar. 
Die VN-Weltbevölkerungsprognose (2019)5 sagt 
voraus, dass Japans Erwerbsbevölkerung (15- 
bis 64-Jährige) zwischen 2020 und 2050 ein 

Defizit von 21 bis 54 Millionen aufweisen wird. 
Die Bevölkerung ab 65 wird sich von 18 Millio-
nen (Stand 1995) auf 34 Millionen (2045) nahezu 
verdoppeln. 2025 wird jede dritte Japanerin oder 
jeder dritte Japaner 65 Jahre oder älter sein. Der 
Abhängigkeitsquotient (Anteil der Nichterwerbs-
tätigen auf 100 Erwerbstätige) wird in dieser 
Zeit von 69 auf 97 Prozent steigen – der höchste 
Wert in der OECD. Diese Zahlen könnten noch 
drastischer sein, bliebe die Arbeitslosenquote 
so niedrig wie bisher. Im Januar 2020 betrug sie 
2,4 Prozent6 und war damit auf dem niedrigsten 
Stand der letzten 20 Jahre. Selbst COVID-19 
hatte keine drastischen Auswirkungen auf die 
Arbeitslosenquote – im August 2020 lag sie bei 
2,9 Prozent.7

Als Gegenmaßnahmen zum Arbeitskräfteman-
gel braucht Japan vor allem eine stabile Frauen
erwerbsquote, Weiterbeschäftigung älterer Bürger, 
ausländische Arbeitskräfte und technologische 
Entwicklung. 2019 befand sich die Frauener-
werbsquote auf einem Rekordhoch von 72,6 Pro-
zent (in Deutschland waren es 74,9 Prozent).8 Die 
Erwerbsquote bei den über 65-Jährigen ist mit 25,3 
Prozent bereits sehr hoch (in Deutschland sind 
es 7,8 Prozent).9 Laut VN-Bevölkerungsbericht 
müsste Japan bis 2050 über 33 Millionen Ein-
wanderer aufnehmen, um die Erwerbsbevölke-
rung bei 87 Millionen zu halten.10 Pro Jahr wäre 
dies die Aufnahme von 600.000 ausländischen 

An nahezu jeder Straßenecke in Tokio stehen freundliche und 
hilfsbereite ältere Bürger, die Passanten den Weg weisen, 
Autos in Parklücken winken, allmorgendlich Schulkinder über 
die Straße lotsen oder andere wichtige Aufgaben für die 
Gemeinschaft übernehmen. Fast alle Taxifahrer in Japan 
arbeiten jenseits des Rentenalters. In Restaurants und Hotels 
haben Roboter das Servieren und Einchecken übernommen. 
In beinah jedem Konbini1 wird man heutzutage von asiati-
schen Mitarbeitern bedient, die sehr gut Japanisch sprechen. 
Trotzdem bleibt der Sitz neben den Gaikokujin2, wenn sie 
denn einen Platz in Tokios überfüllten U-Bahnen ergattern, 
meist frei. Wie passt das zusammen?
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Arbeitskräften. Da bereits die aktuell verzeichne-
ten 200.000 Arbeitsmigranten Japan vor große 
Herausforderungen stellen, scheint diese Zahl 
derzeit utopisch hoch.

Einwanderungsprogramme:  
Zwischen Missbrauch und Hoffnung

Zwischen 1945 und 1990 verfolgte Japan eine 
besonders strenge Einwanderungspolitik. In 
den 1980er Jahren wurden die Regularien leicht 
gelockert. Etwa, als circa 10.000 Flüchtlinge aus 
Kambodscha, Laos und Vietnam aufgenommen 
wurden. Zwischen 1990 und 2012 kamen ins-
besondere Aussiedler zurück sowie die ersten 
Lehrlinge und sogenannten technischen Prakti-
kanten aus den Arbeitsmigrationsprogrammen. 
Ungelernte Arbeiter, wenn auch in kleiner Anzahl, 
fanden ebenfalls ihren Weg nach Japan. Erst 2012 
wurden die Einwanderungsbestimmungen gelo-
ckert und gleichzeitig ein punktebasiertes System 
für hochqualifizierte Fachkräfte aus dem Ausland 
eingeführt. Ab 2019 hat Japan den mittelqualifi-
zierten Arbeitskräften den Zuzug ermöglicht. 
Diese Entscheidung gehört zu einer der wegwei-
sendsten Gesetzgebungen, die der ehemalige Pre-
mierminister Shinzo Abe während seiner Amtszeit 
erließ.

Arbeitnehmer halten sich mit 
Beschwerden zurück, da sie in 
ihr Herkunftsland abgeschoben  
werden könnten, ihre Familien 
jedoch von ihren Einkommen 
abhängig sind.

Ende 2019 lag die Zahl der gemeldeten Einwoh-
ner ohne Staatsbürgerschaft, die sich bereits 
länger als drei Monate in Japan aufhielten, bei 
insgesamt drei Millionen – die Zahl der Gesamt-
bevölkerung liegt bei 126 Millionen. Unter diesen 
Ausländern machen die technischen Praktikanten 
und Lehrlinge nach Angaben des Justizministeri-
ums mit 411.000 den größten Anteil aus, gefolgt 
von 345.000 internationalen Studierenden.

Seit 2015 wird hochqualifizierten Fachkräften 
ein neuer Aufenthaltsstatus gewährt: Sie gelten 
in der Terminologie der japanischen Einwande-
rungspolitik als spezialisierte Fachkräfte und sind 
als Ingenieure, Ausbilder, Forscher, Journalisten 
oder im medizinischen Bereich tätig. 2019 waren 
270.000 ausländische Fachkräfte dieser Katego-
rie in Japan angestellt.

Die Anzahl der ausländischen Pflegekräfte, 
unverzichtbar für Japans alterndernde Gesell-
schaft, liegt aktuell bei 22.700.11 Das Wirt-
schafts- und Partnerschaftsabkommen, 2008 
mit Indonesien, den Philippinen und Vietnam 
unterzeichnet, öffnete den japanischen Arbeits-
markt für ausländische Krankenschwestern und 
Pfleger. Doch sie müssen in Japan eine Prüfung 
ablegen, wenn sie länger als drei oder vier Jahre 
bleiben wollen. Sollten sie die Prüfung nicht 
bestehen, dürfen sie seit 2019 noch ein weiteres 
Jahr bleiben, um den Arbeitskräftemangel in den 
zunehmenden Altersheimen und Pflegeeinrich-
tungen abzufangen.

Um mehr Studierende anzulocken, führte die 
japanische Regierung 2008 den sogenannten 
300.000 International Student Plan ein. Erst 
zehn Jahre später wurde die gewünschte Zahl 
erreicht. Um den ausländischen Studieren-
den, die an einer japanischen Universität ihren 
Abschluss gemacht haben, den weiteren Auf-
enthalt in Japan zu erleichtern, dürfen sie Voll-
zeitstellen annehmen und auf gleiche Vergütung 
hoffen. Vorausgesetzt, die Sprachkenntnisse 
erreichen das N1-Niveau.12

Zwei der Programme des Einwanderungsplans 
zielen auf ungelernte Arbeitskräfte aus dem 
Ausland ab und unterteilen sie nach technischen 
Praktikanten und Lehrlingen. Die sogenannten 
technischen Praktikanten erhalten den Mindest-
lohn, aber keine Überstundenvergütung und dür-
fen höchstens fünf Jahre in einem teilnehmenden 
Unternehmen bleiben. Seit Einführung des Pro-
gramms 1993 arbeiten technische Praktikanten 
in vielen Bereichen sowohl kleiner und mittle-
rer Unternehmen als auch großer Firmen. Sie 
werden zwar durch das Arbeitsrecht geschützt, 
können ihren Arbeitsplatz jedoch nicht ohne 
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die Zustimmung ihres Arbeitgebers wechseln. 
Mit Beschwerden halten sich die Arbeitnehmer 
zurück, da sie in ihr Herkunftsland abgeschoben 
werden könnten, ihre Familien jedoch von ihren 
Einkommen abhängig sind. Das Prozessrisiko ist 
für die Arbeitgeber also ausgesprochen gering.

Im 2020er Bericht des US-Außenministeriums 
zur Situation des Menschenhandels (Traffick
ing in Persons Report) wurde Japan erneut 
stark kritisiert, da das Migrationsprogramm 
immer noch anfällig für Missbrauch ist und die 
Arbeitsmigranten eklatanten Menschenrechts-
verletzungen ausgesetzt sind. Die in dem Bericht 
beschriebenen Missstände waren unter ande-
rem Zwangsverschuldung, Lohnpfändung, die 
Einbehaltung von Pässen, Abschiebungsandro-
hungen, schlechte Lebensbedingungen und kör-
perliche Gewalt.13 Die Regierung weiß um diese 

Probleme und versucht seit Jahren, die Verstöße 
zu minimieren.

Lehrlinge dürfen nur ein Jahr in Japan bleiben, 
können aber zu technischen Praktikanten auf-
steigen. Durch diese Möglichkeit wird das Pro-
gramm unverhohlen ausgenutzt, um die Stellen 
für technische Praktikanten zu besetzen  – ein 
Anreiz allerdings für beide Seiten. Lehrlinge 
sind ungelernte Arbeitskräfte, die Honorare 
weit unter dem Mindestlohn erhalten und erst 
vor kurzem unter den Schutz des Arbeitsrechts 
gestellt wurden. Das Programm wurde ursprüng-
lich entworfen, um Ausländern die Möglichkeit 
zu bieten, durch die Arbeit in Japan Fachwissen 
und spezielle Fertigkeiten zu erlangen und diese 
dann in ihren Ländern (meist Entwicklungslän-
der) anzuwenden. Doch statt dieser ehrbaren 
Idee Rechnung zu tragen, leidet das Programm 

Alternde Gesellschaft: Bis 2025 wird jeder dritte Japaner 65 Jahre oder älter sein. Quelle: © Issei Kato, Reuters.
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unter seinem dubiosen Ruf. Die Arbeiter wurden 
Opfer von Arbeitsrechtsverstößen und weiteren 
Rechtsverletzungen: Ihre Pässe wurden oft ein-
gezogen, sie hausten in verheerenden Unterkünf-
ten, waren Überstunden ausgesetzt und mussten 
stets damit rechnen, entlassen und nach Hause 
geschickt zu werden. Der Technical Intern Trai-
ning Act 2017 sollte derartige Fälle durch erheb-
liche Strafen bei Verstößen und die Verpflichtung 
zu einem offiziellen Ausbildungsplan für jeden 
Praktikanten verhindern. Die Daten bestätigen, 
dass sich die Situation seitdem verbessert hat.

Aufgrund strengerer Kontrollen sind die Zahlen 
irregulärer Personen, deren Visum abgelaufen ist, 
in den letzten Jahren zurückgegangen. Darunter 
sind 82.000 asiatische Staatsbürger, vorwiegend 
aus den Philippinen, China, Vietnam oder Thai-
land. Die meisten von ihnen stammen aus den 
Programmen für technische Praktikanten.14

Während der Pandemie zeigt die  
Regierung ein vorher fast un­
denkbares Maß an Flexibilität.

Um dem drastischen Arbeitskräftemangel in 
bestimmten Industriefeldern entgegenzuwirken, 
wurde 2019 eine weitere Visa-Kategorie einge-
führt. Diese zielt auf qualifizierte Arbeitskräfte 
ab, die bereits ein beträchtliches Fachwissen und 
spezielle Fertigkeiten mitbringen. Aktuell wei-
sen 14 Bereiche der japanischen Wirtschaft einen 
akuten Bedarf an externen Arbeitskräften auf: 
unter anderem die Gastronomie, die Lebensmit-
telherstellung, die Landwirtschaft, das Bauwe-
sen, der Maschinenbau und die Elektroindustrie. 
Ein großes Hindernis für dieses Programm ist 
der zwingende Nachweis von Japanischkennt-
nissen auf N4-Niveau  – dadurch erreicht das 
Programm weder die anvisierten noch die gefor-
derten Zahlen. 2019 erwartete die Regierung 
47.550 qualifizierte Arbeitskräfte – davon kamen 
nur acht Prozent. Nicht nur, dass die erforderli-
chen Sprachkenntnisse schwer zu erlangen sind, 
auch die Vereinbarungen zwischen Japan und 
den entsendenden Partnerländern verzögern 

sich. Zudem ist der Bewerbungsprozess selbst 
langwierig und kompliziert. Über kurz oder lang 
wird die Regierung dem niedrigen Interesse ent-
gegensteuern und die Voraussetzungen für die 
zukünftigen Arbeitnehmer und ihre Arbeitgeber 
verbessern müssen.

COVID-19: Bleiben oder gehen

Während der COVID-19-Pandemie reagierte die 
Regierung schnell auf die veränderten Bedingun-
gen für Lehrlinge und technische Praktikanten. 
Diejenigen, die entlassen wurden, durften für 
ein weiteres Jahr bleiben und eine neue Arbeit 
suchen, unabhängig davon, wie lange sie sich 
schon im Land aufhielten. Diejenigen, die 
ihr Praktikum zwar beendet hatten, aufgrund 
geschlossener Grenzen aber nicht nach Hause 
kamen, durften ebenfalls in Japan bleiben und 
weiterarbeiten.

Während der Pandemie zeigte die Regierung ein 
hohes Maß an Flexibilität – in der Vergangenheit 
fast undenkbar. Und so trug die Pandemie ganz 
beiläufig zu einem neuen Modell für Japans pro-
blematischen Arbeitsmarkt bei.

Doch von diesen pragmatischen Lösungen 
konnten in den vergangenen Monaten nicht alle 
Betroffenen profitieren. Viele Arbeitgeber, die 
durch COVID-19 in wirtschaftliche Schwierigkei-
ten gerieten, baten ihre technischen Praktikanten 
und Lehrlinge, eine sogenannte Willenserklä-
rung zu unterschreiben. Dieses Dokument diente 
als Bestätigung dafür, dass der Unterzeichnende 
sein Ausbildungsprogramm freiwillig abbrach.15 
Sobald jedoch die Praktikanten und Lehrlinge 
aus dem Programm ausscheiden, obliegen sie 
nicht mehr dem Arbeitsschutz und müssen Japan 
verlassen. Ein denkbar schlechtes Szenario, da 
viele der Arbeitsmigranten hohe Kredite abzah-
len, die ihren Aufenthalt in Japan in den ersten 
Jahren finanzieren. Japans Arbeitsministerium 
gab an, dass in den ersten Monaten der Pande-
mie 3.428 technische Praktikanten aus dem Aus-
land entlassen wurden.16 Diese Zahl beinhaltet 
jedoch nicht diejenigen, die durch die erbetene 
Unterzeichnung jener Willenserklärung unfrei-
willig kündigten.
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Das Akzeptanzproblem

Um Personal zu gewinnen, „muss sich Japan in 
vielerlei Hinsicht verändern. Es muss eine Gesell-
schaft schaffen, in der exzellente Studierende 
weiterhin leben und bleiben möchten“, schreibt 
Kato Hisakazu von der Meiji-Universität. Er geht 
der Frage nach, ob Japan als Inselstaat mit sei-
nen nach innen gerichteten Traditionen in Kultur 
und Sprache überhaupt attraktiv ist.17 Er sieht die 
Lösung darin, Studierende aus dem Ausland zu 
gewinnen, die gemeinsam mit Japans eigener 
engagierter Jugend die zukünftigen Arbeits-
kräfte des Landes bilden sollen. Dieser Ansatz 
vernachlässigt jedoch die Einwanderer, die sich 
bereits im Land aufhalten – sie brauchen eben-
falls mittel- und langfristige Perspektiven. Dazu 
gehören vereinfachte Visa-Regularien und ein 
flexibler Aufenthaltsstatus. Die derzeit auf fünf 
Jahre begrenzte Aufenthaltsgenehmigung und 
die strengen Vorschriften bezüglich der Familien
zusammenführung sind jedenfalls kein großer 
Anreiz. Im Widerspruch zur Realität herrscht 
Angst davor, dass mehr Einwanderer zu Unru-
hen am Arbeitsplatz führen und die öffentliche 
Ordnung in den lokalen Gemeinschaften stören 
könnten.18 Bei genauerer Betrachtung lässt sich 
jedoch eine langsame Veränderung der Wahr-
nehmung beobachten. Die alternde Gesellschaft 
und der demografische Wandel zwingen sowohl 
die Regierung als auch die Bürger zu einer Anpas-
sung ihrer konservativen Ansichten bezüglich der 
Einwanderungspolitik. Die öffentliche Meinung 
befindet sich Umfragen gemäß im Wandel.

Parallelgesellschaften stellen 
in Japan kein Problem dar.

In der Vergangenheit sprach die japanische Regie-
rung nicht von „Einwanderungspolitik“ und 

„Integrationspolitik“, sondern von „Ausländer-
politik“. Nach dem Zweiten Weltkrieg durchlief 
das Land vier Stadien der Integrationspolitik. Von 
1945 bis 1979 waren „Ausgrenzung, Diskrimi-
nierung und Assimilation“ der führende Ansatz. 
Zwischen 1980 und 1989 setzte man vor allem 

auf „Gleichstellung und Internationalisierung“. 
Doch trotz der unterzeichneten internationalen 
Menschenrechtsabkommen in den 1980er Jahren 
blieb die Situation für Ausländer volatil.19 Die 
Semantik tat ihr Übriges: In den 1980er Jahren 
wurde nicht von „Integrationspolitik“ gesprochen, 
sondern von der „Internationalisierungspolitik“. 
Immerhin, im Einklang mit der internationalen 
Menschenrechtscharta 1979 und der Teilnahme 
am Abkommen der VN-Flüchtlingskonvention 
und dem dazugehörigen Protokoll 1981, ergänzte 
das japanische Parlament das Sozialgesetz im 
Hinblick auf den Umgang mit Nichtstaatsangehö-
rigen in Japan.20 Zwischen 1990 und 2005 folgte 
dann der Ansatz „Besiedlung und gemeinsames 
Miteinander“, seit 2006 gibt das „interkulturelle 
Miteinander“ den Ton an.

2019 erließ die japanische Regierung eine über-
arbeitete Version der „flächendeckenden Maß-
nahmen für die Akzeptanz und Koexistenz von 
ausländischen Staatsangehörigen“.21 Sie bein-
haltet 172 Maßnahmen, die Toleranz gegenüber 
Migranten fördern und ein Umfeld schaffen 
sollen, in dem ein harmonisches Miteinander 
herrscht. Demnächst wird eine umfassende 
Befragung unter den ausländischen Einwohnern 
durchgeführt, um die Herausforderungen und 
Probleme zu erfassen, denen sie in ihrem Arbeits-
leben und in ihrem Alltag begegnen. 2015 lag 
Japan beim MIPEX (Migrant Integration Policy 
Index) auf Platz 27 von 38.22 Eine 2019 durchge-
führte Umfrage zu den Bedürfnissen der Einwan-
derer zeigte bereits, dass sich 63,7 Prozent mehr 
verfügbare Mietwohnungen wünschen, 44 Pro-
zent sehen Bedarf an Krankenhäusern, in denen 
sie auf Englisch oder in ihrer Muttersprache kom-
munizieren können, und 33 Prozent baten um die 
Förderung mehrsprachiger Verwaltungsdienste.23 
Shunsuke Tanabe, Professor an der Waseda-Uni-
versität, denkt, dass es den Japanern trotz der 
steigenden Einwanderungszahlen an Gelegen-
heiten mangelt, mit ausländischen Einwohnern 
in Kontakt zu treten. Vor allem junge Menschen 
haben auffallend wenig Interesse daran, ins Aus-
land zu reisen und Beziehungen zu Ausländern 
zu knüpfen, betont er. Er warnt davor, dass diese 
Einstellung letztlich zu Vorurteilen und zu Diskri-
minierung führt.24
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Parallelgesellschaften stellen in Japan jedoch kein 
Problem dar. Erstens, weil die Einwanderungs-
rate gering ist, und zweitens, weil die Arbeits-
losenquote in Japan sehr niedrig ist: Unter den 
Nicht-Staatsangehörigen liegt die Arbeitslo-
senquote im Vergleich zur insgesamt niedrigen 
Quote bei 5,4 Prozent.25

Laut International Social Survey Programme 
National Identity III26 sind 56 Prozent der Japa-
ner der Meinung, dass Einwanderer die gleichen 
Rechte haben sollten (das ist die dritthöchste 
Zahl unter 31 gelisteten Ländern/Regionen); 24 
Prozent denken, dass die Zahl der Einwande-
rer reduziert werden sollte (die zweitniedrigste 
Angabe); 15 Prozent meinen, dass Einwanderer 
Arbeitsplätze wegnehmen (die viertniedrigste 
Angabe); und nur 16 Prozent der Japaner den-
ken, dass die Einwanderer die japanische Kultur 
negativ beeinflussen (zweitniedrigste Angabe).27 
Meinungsumfragen mehrerer Zeitungen erga-
ben, dass ungefähr 54 Prozent der Bürger aus-
ländische Arbeitskräfte als Gegenmaßnahme 
zum Arbeitskräftemangel in Japan akzeptie-
ren.28 Interessanterweise denken 75 Prozent der 
Japaner, dass die Einwanderer aufgrund ihres 
hohen Interesses an der japanischen Kultur in ihr 
Land ziehen.29 Eine erste landesweite Umfrage 
zu solchen Befindlichkeiten soll Ende 2020 ver-
öffentlicht werden und belastbare Daten zur 
Wahrnehmung auf beiden Seiten liefern.

Ruhestand: Ist 80 das neue 65?

Die Regierung hat vor kurzem ein neues Gesetz 
verabschiedet, welches das Renteneintrittsalter 
von 65 Jahren auf 70 Jahre hochsetzt. Beamte 
werden statt bis 60 nun bis 65 arbeiten müssen. 
Die Regierung hat außerdem vor, die Rentenzah-
lungen für Arbeitskräfte im Alter zwischen 60 
und 65 zu reduzieren. Dies soll ab 2021 gelten. 
Die durchschnittliche Rente beträgt ungefähr 
150.000 Yen (1.200 Euro), was nur 60 Prozent 
des anvisierten Verhältnisses von Rente zu Ein-
kommen entspricht. Das eigentliche Ziel liegt bei 
220.000 Yen (1.800 Euro). Doch wenn weniger 
Arbeitnehmer in die Rentenkasse einzahlen und 
mehr Bürger Rente in Anspruch nehmen, wird 
sich das Verhältnis weiter verschlechtern. Die 

Regierung verlässt sich auf den guten Gesund-
heitszustand ihrer Bürger und rechnet damit, 
dass viele von ihnen motiviert sind, jenseits des 
Rentenalters weiterzuarbeiten und sich in der 
Gesellschaft zu engagieren.

Dass auch ein Rentenalter von 70 Jahren getoppt 
werden kann, bewies der Elektrofachhändler 
Nojima. Das Unternehmen entschied im August 
2020, seine Mitarbeiter bis 80 arbeiten zu lassen, 
wenn sie es wollen. Dieser Schritt könnte Nach-
ahmer aus verschiedenen Branchen finden, die 
ebenfalls vor einem akuten Arbeitskräftemangel 
stehen. Damit könnte Japan anderen asiatischen 
Ländern, wie zum Beispiel China und Südkorea, 
die spätestens 2050 ebenfalls mit einer stark 
alternden Gesellschaft zu kämpfen haben wer-
den, als Vorbild dienen.

Japan setzt große Hoffnungen in  
den technologischen Fortschritt,  
um den Folgen des Arbeitskräfte- 
mangels entgegenzuwirken.

Neben den Rentenreformen hat Shinzo Abes 
damalige Regierung auch andere Reformen auf 
den Weg gebracht, die Flexibilität am Arbeits-
markt fördern sollen wie Telearbeit oder ver-
kürzte Arbeitszeiten. Doch diese Veränderungen 
setzen ein grundsätzliches kulturelles Umdenken 
voraus, denn sie bringen die traditionellen Nor-
men des Landes ins Wanken.

Roboter: Die Arbeitskräfte der Zukunft?

Um dem drohenden Arbeitskräftemangel entge-
genzuwirken und die negativen Folgen für Wirt-
schaft und Gesellschaft abzuwenden, setzt Japan 
große Hoffnungen in den technologischen Fort-
schritt. Das Land ist seit jeher technikverrückt 
und noch immer eine führende Tech-Nation. Mit 
der Weiterentwicklung künstlicher Intelligenz 
und Robotik hofft Japan, seine Produktivität kon-
stant zu halten, die menschlichen Arbeitskräfte zu 
unterstützen und den technologischen Fortschritt 
beizubehalten. In Japan, anders als zum Beispiel 
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in Europa, sieht man die Automatisierung nicht 
als Bedrohung für menschliche Arbeitskräfte oder 
als Verdrängungsfaktor herkömmlicher Berufe. 
Automatisierung und Robotik haben immer eine 
wesentliche Rolle in der Gesellschaft gespielt und 
sind vertrautes Terrain für die Japaner. Von den 
700.000 Industrierobotern, die 2018 weltweit 
im Einsatz waren, sind 500.000 in Japan aktiv.30 
Schon jetzt ist es möglich, in Restaurants, Hotels, 
Bekleidungsgeschäften, Flughäfen, Lebensmit-
telläden, Banken und medizinischen Beratungs-
stellen ausschließlich von Robotern bedient zu 
werden. „Pepper“31 und seinesgleichen werden 
als niedliche kleine automatisierte Helfer und 
Angestellte akzeptiert. So charmant das auch 
klingen mag, diese automatisierten Lösungen 
sind essenziell für den Erhalt von Dienstleistun-
gen, die sonst aufgrund fehlender Arbeitskräfte 
stark eingeschränkt wären. Neueste Daten des 
IWF auf Präfekturebene zeigen, dass der erhöhte 
Einsatz von Robotern insgesamt einen positiven 
Einfluss auf die Inlandbeschäftigung, Produktivi-
tät und das Einkommenswachstum hat. Auffällig 
ist hierbei, dass diese Zahlen ziemlich konträr zu 
den Daten aus den USA sind.32

Japan muss sich für Hilfe aus 
dem Ausland öffnen – denn auch  
Roboter haben ihre Grenzen.

Die Tatsache der alternden und schrumpfenden 
Bevölkerung wird den Einsatz von Robotern 
in Japan weiter vorantreiben, denn schon jetzt 
gibt es große Lücken im Gesundheitswesen und 
in der Pflege, die gefüllt werden müssen. Das 
Ministerium für Gesundheit, Arbeit und Wohl-
stand schätzte 2018, dass die Zahl der Pflege-
kräfte bis 2025 um 550.000 auf 2,45 Millionen 
erhöht werden muss.33 Um eine ausreichende 
medizinische Pflege und Langzeitpflege zu 
gewährleisten, sprach sich die Regierung für den 
Einsatz von Robotern und künstlicher Intelligenz 
aus.34 Letztere wird bereits für Datenbanken in 
der Medizin und der Pflege eingesetzt. Auch 
innovative Pflegeroboter wie Rollstuhlbetten, 
Transferhilfen und von Robotern unterstützte 

Gehhilfen sind bereits im Einsatz.35 Vor allem in 
ländlichen Regionen herrscht ein Mangel an Ärz-
ten und Pflegern, weshalb zurzeit Informations- 
und Kommunikationstechnologien entwickelt 
werden, um eine dauerhafte Pflegeinfrastruktur 
aufzubauen.36

Doch auch Roboter haben ihre Grenzen. Aufgrund 
des hohen Mangels an Pflegekräften muss sich 
Japan für Hilfe aus dem Ausland öffnen. Dasselbe 
gilt für arbeitsintensive Branchen: Technische 
Praktikanten und speziell geschulte Arbeitskräfte 
werden weiterhin gebraucht. Deswegen sollte bei 
den Maßnahmen gegen den zukünftigen Arbeits-
kräftemangel in wichtigen Branchen sowohl auf 
Technologie als auch auf ausländische Arbeits-
kräfte gesetzt werden. Letzteres ist vor allem 
für die Sicherung des Sozialsystems von großer 
Bedeutung. Nur Menschen zahlen in die Renten- 
und Sozialversicherungskassen ein, Roboter tun 
dies nicht. Sogar wenn das Bruttoinlandsprodukt 
durch die Automatisierung aufrechterhalten wer-
den kann und die genannten positiven Auswirkun-
gen in Betracht gezogen werden: Zwischen 2018 
und 2040 werden Japans Sozialausgaben um 60 
Prozent steigen. Was auch am 2,4-fachen Anstieg 
der Pflegekosten, dem 1,7-fachen Anstieg der 
Krankenversicherungskosten und dem 1,3-fachen 
Anstieg der Rentenkosten liegt.37 Das Ergebnis 
ist ein stark belasteter Sozialstaat. Die Nachteile 
der Automatisierung könnten hingegen vor allem 
Frauen in Teilzeitstellen treffen, da diese Stellen 
voraussichtlich besonders von der Automatisie-
rung betroffen sein werden.38 Das wiederum 
würde die positiven Effekte des „Abenomics“- 
Programms umkehren, unter dem die Frauen 
zunächst in den Arbeitsmarkt integriert wurden.

Ist die Gleichung gelöst?

Das Angehen der Probleme, die Japans alternde 
und schrumpfende Gesellschaft für die öffentli-
che Ordnung mit sich bringt, ist für die Regierung 
von hoher Priorität. Mit Ansätzen wie dem Plus-
One-Plan 2009, der auf die sinkende Geburten-
rate abzielte, stellte die damalige Abe-Regierung 
Mittel für Kinderbetreuungseinrichtungen zur 
Verfügung, reduzierte die Ausbildungskosten 
(die jedoch immer noch immens hoch sind) und 
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verbesserte 2017 die Wohnungssituation für Fami-
lien. Shinzo Abes umfangreiches Wirtschafts-
paket, „Abenomics“ genannt, setzt vor allem 
auf technologische Innovationen, um die Pro-
duktivität zu steigern und gleichzeitig die benö-
tigten Arbeitskräfte zu reduzieren; die Last der 
Pflegekräfte soll mithilfe künstlicher Intelligenz 
leichter und die Krankenversicherungskosten 

sollen minimiert werden; auch Investitionen in 
die Schulbildung und die deutliche Steigerung 
der vollzeitigen Frauenerwerbsbeteiligung sind 
geplant. Im vergangenen Jahr wurde die Ver-
brauchssteuer von acht auf zehn Prozent ange-
hoben, um das Sozialsystem zu entlasten. Mit 
der weltweit höchsten Lebenserwartung und 
der niedrigsten Geburtenrate werden weitere 

Gastarbeiter aus Thailand: Um den Herausforderungen durch die alternde Bevölkerung zu begegnen, lockerte 
Japan seine strengen Vorschriften für ausländische Arbeitnehmer. Quelle: © Malcolm Foster, Reuters.
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Anpassungen des Sozialsystems nötig sein, um 
den gesellschaftlichen Veränderungen gerecht 
zu werden. Ein anderer wichtiger Ansatz ist die 
Lockerung der strengen Anforderungen an aus-
ländische Arbeitskräfte. Sie könnte eine langfris-
tige Lösung für das einwanderungsscheue und 
rapide alternde Land sein.

Die aktuellen Änderungen der Aufnahmepolitik 
Japans entsprechen faktisch bereits einer Ein-
wanderungsstrategie – zum großen Bestürzen 
vieler konservativer Mitglieder der Liberaldemo-
kratischen Partei. Sie sind traditionell dagegen, 
mehr Einwanderer ins Land zu lassen und berufen 
sich auf die Angst vor steigender Kriminalität und 
den Verlust der Homogenität. Die Yamato-Denk-
weise, die das „reine“ Japan beschreibt, behielt 
ihren Einfluss während der Meiji-Periode, inspi-
rierte das nationalistische Denken im 20. Jahr-
hundert39 und existiert teilweise noch heute.

Damit Japan die nötigen Arbeitsmigranten 
aufnehmen kann, muss die Regierung die Ein-
stiegshürden bei dem Programm für qualifizierte 
Arbeitskräfte herabsetzen – ansonsten bleibt das 
Einwanderungsprogramm ein Papiertiger. Die 
geplanten, aber sehr ehrgeizigen Zahlen von 
300.000 Arbeitskräften pro Jahr werden vorerst 
nicht zu erreichen sein – was den Japanern Zeit 
gibt, sich mit dem aktuellen Zustrom ausländi-
scher Arbeiter zu arrangieren.

Die Änderungen der 
Aufnahmepolitik Japans  
entsprechen faktisch bereits 
einer Einwanderungsstrategie.

Um für mehr Gerechtigkeit zu sorgen, sollte 
das für Missbrauch anfällige System für tech-
nische Praktikanten bald abgeschafft werden. 
Die Tatsache, dass Unternehmen in den Pande-
miemonaten ihre Praktikanten zur Kündigung 
zwangen, zeigt, wie unsicher die Arbeitsplätze 
für Arbeitsmigranten sind. Eine Lösung wäre, die 
Praktikantenstellen innerhalb des Programms 
für qualifizierte Arbeitskräfte abzuschaffen. 

Das Lehrlingssystem, wenn es sich denn an alle 
rechtlichen Bestimmungen hält, reicht aus, um 
einen vernünftigen Beitrag zur Ausbildung von 
ausländischen Kräften zu leisten – so, wie es einst 
gedacht war.

Die vor kurzem ernannte Justizministerin Yoko 
Kamikawa, eine von zwei weiblichen Ministerin-
nen des Kabinetts von Premierminister Yoshihide 
Suga, versprach, die Situation für Ausländer in 
Japan zu verbessern. Kamikawa möchte sich als 
erste Ministerin den Herausforderungen der 
Arbeitsmigranten konkret stellen und erreichen, 
dass jeder Ausländer als gleichwertiger Mit-
bürger angesehen wird. Sie hofft, dass in Japan 

„Menschen verschiedener Hintergründe akzep-
tiert werden und sich nicht isoliert fühlen“.40 
Kamikawa hat damit die richtigen Probleme 
angesprochen. Der oft leere Platz im Zug neben 
Ausländern ist ein Symbol für die genannte Iso-
lation und das ablehnende Umfeld in Japan. Der 
akute Bedarf an Arbeitsmigranten mag in den 
vergangenen Jahren zu einer Korrektur der kriti-
schen Haltung gegenüber Einwanderern geführt 
haben, doch die alltägliche Diskriminierung erle-
ben die Arbeiter, Studierenden und diejenigen, 
die dauerhaft in Japan leben, in vielerlei Hinsicht 
immer noch. Vielleicht braucht es einen offenen 
und ehrlichen Dialog zwischen allen Beteiligten, 
um das Unbehagen auf beiden Seiten zu redu-
zieren. Es ist an der Zeit, dass die japanische 
Regierung die Kluft zwischen den Arbeitskräf-
ten, die das Land braucht, um die demografi-
schen Herausforderungen zu lösen, und den 
schlechten Lebens- und Arbeitsbedingungen für 
ebendiese schließt. Um die Gleichung zu lösen, 
muss die Regierung außerdem mehr in Fami-
lien, in die Kinderbetreuung und in Bildungs-
einrichtungen investieren. Wenn Frauen Teil 
des Arbeitsmarktes sein sollen, muss dies über 
sichere Vollzeitstellen erfolgen – das Potenzial 
des „Womenomics“-Programms wurde bisher 
nicht ansatzweise ausgeschöpft.

Trotz aller ernsten Probleme, vor denen Japans 
Gesellschaft zukünftig stehen wird, könnte 
Japan zu einem Vorbild für andere Länder mit 
ähnlicher demografischer Verfasstheit werden. 
Vorausgesetzt, Japans Regierung schafft gleiche 
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Bedingungen für alle Arbeitskräfte und integriert 
die neuen Technologien auf intelligente Weise in 
den Arbeitsprozess.

Ob jedoch die Rente mit 80 ein Vorbild für 
andere Länder sein kann, sei dahingestellt. Denn 
nicht jede Gesellschaft ist so gesund und fit, aktiv 
und arbeitsam wie die japanische.

 – übersetzt aus dem Englischen – 

Rabea Brauer ist Leiterin des Auslandsbüros der 
Konrad-Adenauer-Stiftung in Japan.

Atsushi Kondo, LLD. ist Professor an der Meijo-
Universität in Tokio, Japan.
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Kann Handel nachhaltige 
Entwicklung fördern?

Über die Bemühungen der EU, Arbeits- und Nachhaltigkeitsstandards  
in den Freihandelsabkommen mit Südkorea und Vietnam zu verankern

Carolin Löprich / Denis Schrey
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aufstrebenden Volkswirtschaften wie der Sozi-
alistischen Republik Vietnam (nachfolgend 
Vietnam) präferenziellen Marktzugang durch 
gegenseitige Marktöffnung.

Die Freihandelsabkommen decken derzeit mehr 
als ein Drittel des EU-Handels ab, könnten aber 
auf zwei Drittel ansteigen, wenn alle laufenden 
Verhandlungen abgeschlossen werden.3 Die neue 
Generation der EU-Präferenzhandelsabkommen 
strebt stärkere, wertebasierte Regelungen an. 
Alle umfassenden Handelsabkommen ab 2014 
beinhalten deshalb spezielle Kapitel zu Handel 
und nachhaltiger Entwicklung.

Kapitel zu Handel und nachhaltiger  
Entwicklung

Eine Handelsliberalisierung birgt immer das 
Risiko, Arbeits- und Umweltstandards zu senken, 
um Kosten zu reduzieren.4 TSD-Kapitel wollen 
daher sicherstellen, dass die Wirtschaftsleistung 
nicht auf Kosten ökologischer und sozialer Nach-
haltigkeit geht, was schließlich zu einem „race to 
the bottom“ führt.5 Diese Kapitel sind Verpflich-
tungen der Handelspartner, multilaterale Arbeits- 
und Umweltgesetze durchzusetzen und ein 
nachhaltiges öffentliches Beschaffungswesen zu 
fördern. Bisher wurden sie in Handelsabkommen 
mit Ecuador, Georgien, Japan, Kanada, Kolum-
bien, Mercosur, Mexiko, Mittelamerika, Molda-
wien, Peru, Singapur, Südkorea, der Ukraine und 
Vietnam eingesetzt.

Die Europäische Union (EU) ist der größte Han-
delsblock der Welt. Während ihre Handelspoli-
tik darauf abzielt, Arbeitsplätze zu schaffen und 
Wirtschaftswachstum zu generieren, hat sie sich 
im Laufe der Jahre weiterentwickelt, um die 
sich ändernden politischen Prioritäten in der 
Außenpolitik der Union zu unterstützen. So sind 
die wirtschaftliche und soziale Entwicklung zu 
relevanten Komponenten der langfristigen Ambi-
tionen der EU für eine nachhaltige Entwicklung 
geworden. Da ausländische Regierungen zuneh-
mend auf protektionistische Maßnahmen setzen, 
wird das Bestreben der EU, die Handelspolitik 
zur Förderung der „europäische[n] Normen 
und Werte“1 einzusetzen, wichtiger denn je. Die 
anhaltende COVID-19-Krise hat zu einer Stagna-
tion des globalen Wirtschaftswachstums geführt 
und zu einem Rückgang des weltweiten Bruttoin-
landsprodukts um bis zu 5,2 Prozent.2 In diesem 
Zusammenhang werden die Volkswirtschaften 
der Entwicklungsländer den Prognosen zufolge 
am stärksten leiden. Die EU mit ihrem Bekennt-
nis zu Multilateralismus, Freihandel und Sozial-
standards sollte in Zeiten großer wirtschaftlicher 
Unsicherheit bei der Bewältigung dieser Heraus-
forderungen eine Vorreiterrolle übernehmen.

Die EU verwaltet ihre globalen Handelsbezie-
hungen mit 72 Ländern mithilfe von 41 Handel-
sabkommen. Obwohl sich diese Abkommen in 
Rahmen und Umfang unterscheiden, entspre-
chen sie alle den Grundsätzen der Welthandels
organisation (WTO). Freihandelsabkommen 
(FTA) gewähren entwickelten Ländern wie der 
Republik Korea (nachfolgend Südkorea) und 

Durch die Integration von Kapiteln zu Handel und nachhaltiger 
Entwicklung (Trade and Sustainable Development, TSD) in 
Freihandelsabkommen betont die EU ihr Engagement für eine 
„wertebasierte Handelsagenda“, die gleichzeitig die wirtschaft-
liche, soziale und ökologische Entwicklung in Drittländern 
fördern soll. Der Umgang mit Verstößen und die Förderung der 
Umsetzung von Nachhaltigkeitsverpflichtungen sind von 
zentraler Bedeutung, um hohe Arbeits- und Nachhaltigkeits-
standards zu erreichen.
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Obwohl die Nachhaltigkeitskapitel für die unter-
zeichnenden Parteien bindend sind, fällt ihre 
Umsetzung nicht unter den Streitbeilegungs-
mechanismus des Handelsabkommens. Sie 
unterliegen daher weder Streitbeilegungsver-
fahren noch wirtschaftlichen und finanziellen 
Sanktionen bei Nichteinhaltung. Stattdessen 
verfügen TSD-Kapitel über ihren eigenen Streit-
beilegungsmechanismus mittels öffentlicher 
Kontrollmaßnahmen und der Zusammenarbeit 
mehrerer Verwaltungssektoren.6 Im Streitfall 
kann ein unabhängiger Vermittlungsausschuss 
aufgestellt werden, um den Fall zu untersuchen. 
Dessen Ergebnisse werden anschließend in einem 
Bericht vorgestellt und von beiden Handelspart-
nern überprüft, bevor der Ausschuss eine end-
gültige Entscheidung fällt. Die angeklagte Partei 
muss dann innerhalb einer Frist über ihre Maß-
nahmen zur Beseitigung der Missstände berichten.

Hauptkritikpunkt ist, dass  
die EU keine härteren Maß­
nahmen umsetzt, selbst wenn 
Beweise für die Nichtein­
haltung durch einen Partner 
vorliegen.

Nachhaltigkeitskapitel schreiben den Vertretern 
der Zivilgesellschaft eine überwachende und 
beratende Rolle zu. In internen Beratungsgrup-
pen (Domestic Advisory Groups, DAGs) überprü-
fen sie regelmäßig den Fortschritt in Bezug auf 
die Nachhaltigkeitsbestimmungen und fungieren 
als Wächter über deren Umsetzung. Die EU setzt 
für jedes Handelsabkommen eine DAG ein. Diese 
Gruppe trifft sich jährlich mit ihren Amtskollegen 
aus dem Partnerland. Um eine ausgewogene Ver-
tretung aller Interessen zu gewährleiten, hat jede 
DAG eine Untergruppe für Arbeitgeber, Gewerk-
schaften und Nichtregierungsorganisationen.

Außerdem ernannte die Europäische Kommis-
sion im Juli 2020 einen Chief Trade Enforcement 
Officer, um die Nachhaltigkeitsverpflichtungen 
innerhalb der Freihandelsabkommen zu stärken. 

Der Beauftragte wird eng mit dem Handelskom-
missar zusammenarbeiten, Konsultationen über 
mutmaßliche Verstöße gegen die Nachhaltig-
keitsverpflichtungen führen und, wenn nötig, 
Streitbeilegungsverfahren einleiten.

Obwohl die EU einiges unternommen hat, wird 
der Ansatz der Nachhaltigkeitskapitel oft als 

„zahnlos“ kritisiert.7 Der Hauptkritikpunkt: 
Die EU ist nicht willens, härtere Maßnahmen 
wie Zollbedingungen, den Entzug von Han-
delspräferenzen oder strengere Wirtschafts-
sanktionen umzusetzen, selbst wenn Beweise 
für die Nichteinhaltung durch einen Partner 
vorliegen. Stattdessen bevorzugt die EU einen 
fördernden Ansatz, bei dem „Regelungen die 
Einhaltung der Bestimmungen nicht an wirt-
schaftliche Konsequenzen knüpfen, sondern 
einen Rahmen für Dialog, Zusammenarbeit 
und/oder Überwachung bieten“,8 um weiterge-
hende politische oder diplomatische Konsequen-
zen zu vermeiden. Dieser Ansatz unterscheidet 
sich grundlegend von einem an Bedingungen 
geknüpften Ansatz, der die Umsetzung von 
Sanktionen ermöglicht, wenn eine der Parteien 
die TSD-Vereinbarungen verletzt. Diese Option 
kann sowohl eine Konditionalität vor als auch 
nach der Ratifizierung beinhalten und wird 
häufig in Freihandelsabkommen der Vereinigten 
Staaten und Kanada genutzt.9

Die Europäische Kommission ist sich der man-
gelnden Durchsetzungsfähigkeit in ihren Nach-
haltigkeitskapiteln durchaus bewusst.10 Nach 
einer Reihe von Konsultationen, 2017 mit einer 
Vielzahl von Interessengruppen eingeleitet, ver-
öffentlichte die Kommission einen 15-Punkte-
Aktionsplan. Die Vorschläge zielen auf eine 
höhere Durchsetzungsfähigkeit der Über-
wachungsrolle der Zivilgesellschaft und eine 
flexiblere Zusammenarbeit zwischen der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (ILO) und der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) ab. Außerdem sol-
len mehr EU-Mittel bereitgestellt werden, um die 
Einhaltung der Verpflichtungen zu gewährleisten. 
Dennoch war das aktuelle Modell bisher nicht in 
der Lage, signifikante Veränderungen im Kontext 
der Nachhaltigkeitsverbesserung zu bewirken. 
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Daher forderten Frankreich und die Niederlande 
kürzlich die EU in einem gemeinsamen Vor-
schlag auf, die Zölle entsprechend der Erfüllung 
der Nachhaltigkeitsverpflichtungen zu erhöhen 
oder zu senken. Dieser gemeinsame Vorschlag 
greift eine häufige Forderung auf, „Nachhaltig-
keitsanforderungen durchsetzbar, überprüfbar 
und sanktionierbar“ zu machen.11

Obwohl die EU sich selbst als „vehementer Ver-
fechter eines auf multilateralen Regeln basieren-
den Handelssystems“12 sieht, zögert sie häufig, 
bei Nichteinhaltung der TSD-Vereinbarungen 
durch einen Handelspartner stärker durchzu-
greifen.

Der Fall Südkorea

Das Freihandelsabkommen EU-Südkorea, seit 
Juli 2011 angewandt und im Dezember 2015 rati-
fiziert, ist das erste Abkommen der neuen Gene-
ration zwischen der EU und einem asiatischen 
Partner.13 Aus wirtschaftlicher Sicht ist es sehr 
ehrgeizig und hat zu erheblichen Verbesserungen 
in den bilateralen Handelsbeziehungen geführt. 
Südkorea war 2019 die siebtgrößte Export- und 
neuntgrößte Importnation der Welt.14 Nach 
Angaben der Europäischen Kommission haben 
europäische Unternehmen durch die Senkung 
oder Abschaffung von Zöllen bisher 2,8 Milliar-
den Euro eingespart.15

Um die Umsetzung der Umwelt-  
und Arbeitsbestimmungen 
zu gewährleisten, enthält das 
Kapitel eine Reihe von Über­
wachungs- und Konsultations­
mechanismen.

Das Nachhaltigkeitskapitel des Freihandelsab-
kommens (Kapitel 13) nimmt unter anderem 
Bezug auf den Johannesburg-Aktionsplan von 
2002 und die Ministererklärung des Wirtschafts- 
und Sozialrats der Vereinten Nationen zu Vollbe-
schäftigung und menschenwürdiger Arbeit von 

2006.16 Um die Umsetzung der Umwelt- und 
Arbeitsbestimmungen zu gewährleisten, enthält 
das Kapitel eine Reihe von Überwachungs- und 
Konsultationsmechanismen. Dazu gehören 
festgelegte TSD-Kontaktpunkte, die Möglich-
keit schriftlicher Anträge sowie die Einrichtung 
eines Untersuchungsausschusses von Experten. 
Darüber hinaus kommen die DAGs und ein unab-
hängiger Ausschuss für Handel und nachhaltige 
Entwicklung (Committee on Trade and Sustain-
able Development, CTSD), bestehend aus hohen 
Beamten beider Seiten, regelmäßig zusammen.

Am 17. Dezember 2018 machte die EU zum ers-
ten Mal von dem Schlichtungsmechanismus 
Gebrauch, indem sie eine schriftliche Anfrage 
einreichte „bezüglich bestimmter Maßnahmen, 
einschließlich der Bestimmungen des koreani-
schen Gewerkschaftsgesetzes, die mit Südko-
reas Verpflichtungen in Bezug auf multilaterale 
Arbeitsnormen und Abkommen im Rahmen des 
Freihandelsabkommens zwischen der EU und 
Korea unvereinbar zu sein scheinen“.17 Bei der 
ersten Streitfrage ging es um den Ausschluss 
eines Teils der Arbeitnehmerschaft von der 
Vereinigungsfreiheit. Nach dem koreanischen 
Gewerkschaftsrecht übt ein Arbeitnehmer eine 
Arbeit aus, von deren Lohn oder Gehalt er lebt. In 
der Praxis schließt das selbstständige, entlassene 
und arbeitslose Personen von der Vereinigungs-
freiheit aus. Diese Klassifizierung von Arbeit-
nehmern wirkt sich auch auf die Definition von 
Gewerkschaft aus: Sobald Personen außerhalb 
der Arbeiter-Kategorie aufgenommen werden, 
gilt sie nicht länger als Gewerkschaft.

Darüber hinaus kritisiert die EU das koreani-
sche Gewerkschaftsrecht dafür, dass es die Wahl 
von Funktionären nur über eigene Mitglieder 
vorsieht, dass es Ermessensspielraum bei den 
Zertifizierungsverfahren für Gewerkschafts-
gründungen lässt und dass es der koreanischen 
Arbeitsverwaltung ermöglicht, Tarifvertragsän-
derungen zu beantragen. Des Weiteren lehnt 
die EU die Anwendung des Abschnitts 314 des 
koreanischen Strafgesetzes zur Behinderung 
bestimmter friedlicher Proteste durch Polizei 
und Staatsanwaltschaft ab. All diese Aspekte 
veranlassten die EU zu der Annahme, dass der 
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Handelspartner gegen die Vereinbarungen des 
Freihandelsabkommens verstoßen habe. Süd-
korea wurde in dem Antrag auch ermahnt, vier 
grundlegende Konventionen der ILO18 zur Verei-
nigungsfreiheit und das Recht auf Tarifverhand-
lungen nicht ratifiziert zu haben. Das beunruhigt 
die EU vor allem deshalb, weil das Abkommen 
seit mehr als acht Jahren besteht und Südkorea 
seit 2010 ein strategischer Partner bei der „Prä-
gung globaler Veränderung und Förderung 
grundlegender Werte“ ist.19

In den letzten Regierungskonsultationen zwi-
schen der EU und Südkorea im Januar 2019 
wurden dennoch „nicht alle von der EU vorge-
brachten Bedenken zufriedenstellend behan-
delt“.20 Daraufhin legte die südkoreanische 
Regierung der Nationalversammlung einen 
Antrag auf Ratifizierung von drei der vier 
ILO-Übereinkommen im Mai 2019 vor. Die 
fragliche vierte Konvention über die Abschaffung 
der Zwangsarbeit wurde nicht aufgenommen, da 
sie nicht mit der südkoreanischen Wehrpflicht 

Starkes Mandat: Die Wahlen zur südkoreanischen Nationalversammlung brachten der Demokratischen Partei von 
Präsident Moon einen überragenden Sieg – Moon hat die Möglichkeit, jede Gesetzgebung durchzusetzen, die 
seine politische Agenda unterstützt. Quelle: © Chung Sung-Jun, Reuters.
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kompatibel ist  – eine Gesetzesrevision wäre 
nötig. Doch in Anbetracht der wiederholt erklär-
ten „Unverzichtbarkeit der Wehrpflicht inmitten 
der Konfrontation auf der koreanischen Halb-
insel“21 ist es unwahrscheinlich, dass die Rati-
fizierung dieser Konvention in absehbarer Zeit 
erfolgt. Dennoch hat die südkoreanische Regie
rung Gesetzesentwürfe vorgelegt zu Änderungen 
des innerstaatlichen Rechts, das momentan den 
jeweiligen ILO-Grundsätzen der Vereinigungs-
freiheit und dem Recht auf Kollektivverhandlun-
gen widerspricht. Die EU nimmt die positiven 
Entwicklungen zur Kenntnis. Allerdings bleiben 
Bedenken, ob in der Nationalversammlung eine 
ausreichende Mehrheit für die Gesetzesände-
rungen gefunden wird – sowie die mangelnde 
Bereitschaft der südkoreanischen Regierung, die 
Ratifizierung voranzubringen.

Südkorea hat nun die Gelegen­
heit, den Streit beizulegen, 
indem es seinen politischen 
Willen zur Umsetzung besserer 
arbeitsrechtlicher Bestimmun­
gen unter Beweis stellt.

Das Expertengremium begann daher am 30. 
Dezember 2019 mit seiner Untersuchung. Der 
Bericht sollte zunächst bis Ende März 2020 vorge-
legt werden.22 Aufgrund der COVID-19-Pandemie 
wurde die Veröffentlichung des Berichts jedoch 
auf unbestimmte Zeit verschoben. Aktuell ist 
unklar, ob die Empfehlungen der Experten zu 
einer Beilegung des Streits führen können. Der 
Schlichtungsmechanismus selbst sieht keine 
weiteren Schritte vor, falls sie von Südkorea nicht 
umgesetzt werden.

Im April 2020 fanden in Südkorea Wahlen 
zur Nationalversammlung, dem zuständigen 
Gremium für die Ratifizierung internationaler 
Verträge, statt. Die Wahlen, trotz der COVID-19- 
Pandemie planmäßig durchgeführt, brachten 
der Demokratischen Partei von Präsident Moon 
einen phänomenalen Sieg. Das Ausmaß des 

Koalitionssieges (180 von 300 Sitzen)23 macht 
es der konservativen Opposition nahezu unmög-
lich, wichtige Gesetze zu verhindern. Aufgrund 
des erhaltenen starken Mandats hat Moon 
die Möglichkeit, jedes Gesetz durchzusetzen, 
das seine politische Agenda unterstützt.24 Da 
der Einspruch der Oppositionsparteien gegen 
Änderungen der innerstaatlichen Gesetzgebung 
als Haupthindernis bei der Ratifizierung der 
ILO-Konventionen angesehen wurde, hat Süd-
korea nun die Gelegenheit, den Streit beizulegen, 
indem es seinen politischen Willen zur Umset-
zung besserer arbeitsrechtlicher Bestimmungen 
unter Beweis stellt. Inwieweit die neue progres-
sive Regierung dem TSD-Streitfall Priorität 
einräumen wird, ist jedoch fraglich. Angesichts 
einer Reihe geo- und sicherheitspolitischer Fra-
gen in der Region ist es unwahrscheinlich, dass 
die Empfehlungen der Expertengruppe in Süd-
korea die gleiche Aufmerksamkeit erhalten wie 
in Europa.

Solange es Diskrepanzen zwischen dem kore-
anischen Gesetz zum Militärdienst und den 
ILO-Konventionen gibt, ist keine Ratifizierung 
zu erwarten. Angesichts der großen Bedeutung 
der Industriepolitik in Südkorea dürfte sich die 
Politik der Regierung auch weiterhin an den 
Interessen der Großunternehmen orientieren. 
Obwohl Südkorea über hohe Rechtsstandards 
und starke Gewerkschaften verfügt, zeigt es der-
zeit kein Interesse an der Einhaltung multilatera-
ler Arbeitsübereinkommen. Dies ist auch auf eine 
starke Opposition von Unternehmenslobbygrup-
pen zurückzuführen, die daran interessiert sind, 
die Gewerkschaften in Schach zu halten. Außer-
dem wird die EU primär als Handelspartner 
gesehen, dessen Organisation und Bewertung 
von politischen Prozessen sich grundlegend von 
den südkoreanischen unterscheidet.

Da es das erste Mal ist, dass die EU die Nicht
einhaltung der TSD-Verpflichtungen durch 
einen Handelspartner anprangert, wird der Fall 
Südkorea zu einer Gelegenheit für die EU, sich 
als Vorkämpfer für Handel und Nachhaltigkeit 
zu präsentieren. Die offene Herangehensweise 
an den Streitfall war in dieser Hinsicht ein wich-
tiger erster Schritt. Wenn die EU jedoch will, dass 
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die TSD-Kapitel zu einem sinnvollen Instrument 
einer umfassenden und systematischen Entwick-
lung werden, sollte sie sich nicht mit der Situa-
tion zufriedengeben.

Der Fall Vietnam

Vietnam ist eines der zehn Mitglieder des Ver-
bandes Südostasiatischer Nationen (ASEAN) 
und mittlerweile nach Singapur der zweitwich-
tigste Handelspartner der EU in der Region. 
Das EU-Vietnam-Freihandelsabkommen, seit  
1. August 2020 in Kraft, wird den Marktzugang 
auf beiden Seiten durch einen substanziellen 
Zollabbau verbessern.

Seit dem ersten Tag dieses Abkommens sind 65 
Prozent der EU-Exporte nach Vietnam und 71 
Prozent der EU-Importe aus Vietnam zollfrei. 
Der Rest soll in einer Übergangszeit (maximal 
zehn bzw. sieben Jahre für EU- und vietnamesi-
sche Waren) liberalisiert werden.25

Kapitel 13 skizziert die wichtigsten Verpflichtun-
gen beider Parteien in Bezug auf ökologische 
Nachhaltigkeit und Arbeitnehmerrechte. Die 
Artikel 13.2 (1b) und 13.3 betonen das Recht der 
Parteien, Schutzmaßnahmen im Einklang mit 
der eigenen wirtschaftlichen Entwicklung ein-
zuführen. Diese Bestimmung hat es Vietnam 
in der Vergangenheit ermöglicht, Investitionen 
vor allem für die arbeitsintensive Produktion 
zu gewinnen, da das Land wettbewerbsfähige 
Löhne bietet. Artikel 13.3 zielt auch darauf ab, 
eine deutliche Herabsetzung ökologischer und 
arbeitsrechtlicher Standards zur Gewinnung rela-
tiver Handels- und Kostenvorteile zu verhindern.

Im Rahmen des Abkommens haben sich beide 
Parteien verpflichtet, die acht grundlegenden 
ILO-Konventionen zu ratifizieren und umzu-
setzen – und die ILO-Prinzipien bezüglich der 
grundlegenden Arbeitsrechte zu respektieren, zu 
fördern und wirksam umzusetzen. Das Abkom-
men sieht auch die Einbeziehung unabhängiger 
zivilgesellschaftlicher Akteure zur Überwachung 
dieser Umsetzung vor. Vietnam hat bereits Fort-
schritte bei der Erfüllung der Verpflichtungen 
zu verbesserten Arbeitsnormen erzielt. Bisher 

wurden die ILO-Konvention 98 zu Tarifverhand-
lungen im Juni 2019 ratifiziert und ein überarbei-
tetes Arbeitsrecht im November 2019 eingeführt. 
Darüber hinaus versprach die vietnamesische 
Regierung, die grundlegende ILO-Konvention 
zu Zwangsarbeit bis 2023 zu ratifizieren. Gegen-
wärtig gibt es in Vietnam nur einen einzigen 
legalen, staatlich geführten Gewerkschaftsbund: 
den Vietnam General Confederation of Labor 
(VGCL). Die VGCL ist weder von der regierenden 
Kommunistischen Partei noch von den Arbeitge-
bern unabhängig, da unabhängige Gewerkschaf-
ten derzeit verboten sind.

Es bleibt abzuwarten, wie die 
vietnamesischen Behörden  
ihr Verständnis des „freien 
Funktionierens von Gewerk­
schaften“ umsetzen werden.

Die kürzlich ratifizierte Konvention 98 dürfte 
dazu beitragen, die Dominanz der Arbeitgeber 
in Gewerkschaften auf Unternehmensebene zu 
brechen, denn sie schreibt vor, dass die Arbeit-
nehmer- und Arbeitgeberorganisationen frei von 
gegenseitiger Einmischung sein sollen. Konven-
tion 87, die Vietnam bis 2023 zu ratifizieren plant, 
wird unabhängige Arbeitnehmerorganisationen 
legalisieren und ihnen ein Arbeiten ermöglichen, 
ohne der Kommunistischen Partei unterstellt zu 
sein. Es ist beispiellos für einen sozialistischen Ein-
parteienstaat, aktiv für Reformen zur Unabhängig-
keit der Gewerkschaften zu werben.

Während in den letzten Jahren Gespräche zu 
den Konventionen 105 und 98 geführt wurden, 
ging Vietnam gleichzeitig hart gegen Aktivis-
ten und Organisationen der Zivilgesellschaft, 
darunter auch Gewerkschaftler, vor.26 Sogar 
Wissenschaftler, die kontroverse Themen wie 
die Gesundheit von Arbeitern erforschen, wur-
den Opfer von behördlichen Belästigungen. Es 
bleibt abzuwarten, wie die vietnamesischen 
Behörden ihr Verständnis des „freien Funktio-
nierens von Gewerkschaften“ umsetzen werden, 



92 Auslandsinformationen 4|2020

das dem Interesse des autoritären Staates nach 
Aufrechterhaltung seiner dominanten Macht 
widerspricht.27

Die EU sieht zusammen mit internationalen 
NGOs, die in Vietnam tätig sind, die Herausfor-
derungen einer angemessenen Überwachung der 
Durchsetzung von Arbeits- und Sozialrechten vor 
Ort. Daher sollten sich die beratenden Gremien 
von DAG und CTSD (in enger Zusammenarbeit 
mit den einschlägigen vietnamesischen Akteu-
ren) darauf konzentrieren, klare Maßstäbe und 
Aktionspläne für die Überwachung und Bewer-
tung der Umsetzung der ILO-Übereinkommen 
zu entwickeln. Die EU sollte sich proaktiv für 
eine enge Zusammenarbeit mit anderen Geldge-
bern einsetzen, um die Fähigkeit der vietnamesi-
schen Akteure zum Aufbau nationaler und lokaler 

Kapazitäten zu stärken, damit sie die Umsetzung 
der Übereinkommen überwachen können. Darü-
ber hinaus sollten die Stakeholder einen Wandel 
in der Unternehmenskultur anstreben, um Män-
gel transparent anzugehen und die Bedingungen 
für Arbeitnehmer zu verbessern.

Fazit: Die Anwendung einer intelligenten  
und fallabhängigen Diplomatie bei 
der Einführung von TSD-Kapiteln

Als größte Handelsmacht der Welt verfügt die 
EU über einen wichtigen Hebel, um Handel-
sabkommen im Einklang mit den Zielen der 
Handelsliberalisierung und, ebenso wichtig, 
der Förderung gemeinsamer öffentlicher Güter 
zu vereinbaren. Die Verknüpfung von Handels-
politik und Liberalisierungszielen mit anderen 

Wachsende Bedeutung: Vietnam ist nach Singapur zum zweitwichtigsten Handelspartner der EU in der Region 
geworden. Quelle: © Nguyen Huy Kham, Reuters.
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Entwicklungsvorhaben kann die Verpflichtung 
der Partnerländer auf internationale Konventi-
onen und Verträge unterstreichen. Zwar haben 
die meisten EU-Handelspartner diese Verträge 
unterzeichnet, jedoch fehlt vielen noch immer 
der politische Wille oder die Fähigkeit zur 
Durchsetzung. Während der Fall Südkorea das 
Dilemma der praktischen Durchsetzung von 
TSD-Verpflichtungen zeigt, macht der Fall Viet-
nam deutlich, wie Nachhaltigkeitsverpflichtun-
gen von den Handelspartnern unterschiedlich 
interpretiert werden können. Wenn die Nachhal-
tigkeitskapitel langfristig ihr Potenzial an hohen 
Arbeits- und Nachhaltigkeitsstandards erreichen 
sollen, ist eine effektivere Umsetzung entschei-
dend. Die EU ist sich der vielen Schwächen der 
TSD-Kapitel bewusst und arbeitet bereits an 
Verbesserungen hinsichtlich der Umsetzung und 
Transparenz.

Um eine vollständige Durchsetzung der Nach-
haltigkeitsverpflichtungen zu erreichen, werden 
folgende Schritte empfohlen:

Abkehr von der Sanktionsdebatte: Die einver-
nehmliche Entscheidungsfindung ist ein hoch-
komplexer Prozess, der nicht auf eine Debatte 
über Sanktionen beschränkt werden sollte. Die 
Erfahrung zeigt, dass Sanktionen die Umsetzung 
von Arbeitsrechtsstandards nicht beschleunigen. 
Die EU sollte ihren Handelspartnern keine Stra-
fen für die Nichteinhaltung auferlegen, da sie 
meist die Schwächsten der Gesellschaft und nicht 
die anvisierten Eliten treffen. Stattdessen ist eine 
Umsetzung praktikabler, wenn die TSD-Kapitel 
unter Berücksichtigung des lokalen politischen 
und sozialen Kontextes sorgfältig ausgearbeitet 
werden und länderspezifische Nachhaltigkeits-
defizite ansprechen.

Entwicklung realistischer Aktionspläne: 
Beide Handelspartner sollten einen realistischen, 
länderspezifischen Aktionsplan mit gemeinsa-
men Prioritäten und Zielen für die Umsetzung 
der TSD definieren. Durch regelmäßigen Aus-
tausch und Einbindung der Zivilgesellschaft 
kann Vertrauen aufgebaut und Fortschritt bei der 
Umsetzung der TSD-Verpflichtungen in nationa-
ler Gesetzgebung erzielt werden.

Unterstützung von Capacity Development: 
Wenn die TSD-Vereinbarungen weit unten auf 
der Agenda einer Partnerregierung stehen, sollte 
die EU den Kapazitätsaufbau wesentlich stärken. 
Wenn die EU eine konstruktive Zusammenarbeit 
anstrebt, wird sie eine Reihe von Aktivitäten 
intensivieren müssen. Dazu gehören Arbeits-
inspektionen und die wirksame Beilegung von 
Arbeitskonflikten durch strukturierte, transpa-
rente und zeitbasierte Beschwerdemechanismen. 
Capacity Development kann ein nützliches Ins-
trument sein, um die Umsetzung maßgenauer 
und nachfrageorientierter zu gestalten. Beson-
deres Augenmerk sollte auf mögliche Diskrepan-
zen zwischen den TSD-Verpflichtungen und den 
innerstaatlichen Gesetzen der Handelspartner 
gelegt werden. Dies kann auch dazu beitragen, 
die Bedeutung der Umsetzung von Nachhaltig-
keitsverpflichtungen zu untermauern.

Ob unabhängige zivilgesell­
schaftliche Akteure aktiv sind 
und unabhängig agieren kön­
nen, ist von Partnerland zu 
Partnerland unterschiedlich.

Intensivierung der Berichterstattung: Die 
EU sollte jährliche Berichte zum Stand der 
Umsetzung der Nachhaltigkeitskapitel durch die 
jeweiligen Handelspartner herausgeben. Mehr 
Datenerhebung über die Leistung wird dazu 
beitragen, die Mängel und Engpässe besser zu 
verstehen, mit denen die Handelspartner bei der 
Umsetzung der TSD-Verpflichtungen konfron-
tiert sind. Die aktuelle Berichterstattung bezieht 
sich auf alle Handelsabkommen – ohne notwen-
dige Differenzierung. Ein tieferes Verständnis 
der länderspezifischen Herausforderungen ist 
notwendig, um die grundlegenden Bedenken 
und Beschränkungen der effektiven Umsetzung 
zu ermitteln.

Stärkung der Beteiligung und des Mandats 
der DAGs: Die Domestic Advisory Groups 
bieten die Möglichkeit, der zunehmenden 
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Nachfrage nach einem konstruktiven Dialog mit 
der Zivilgesellschaft über den Handel nachzu-
kommen. Die Überwachung der DAGs sollte auf 
das gesamte Freihandelsabkommen ausgewei-
tet werden, um nachhaltigere Entwicklung zum 
Kernthema der Handelspolitik zu machen. DAGs 
sollten eine beratende und institutionalisierte 
Rolle einnehmen. Das Vorkommen unabhängiger 
zivilgesellschaftlicher Akteure und die Möglich-
keit, ihre Pflichten unabhängig, unparteiisch und 
sicher auszuüben, ist jedoch von Partnerland zu 
Partnerland unterschiedlich. Die Einbindung in 
unterschiedliche politische Strukturen muss den-
noch zu einer ausgewogenen Zusammensetzung 
der DAG führen, um die Freihandelsabkommen 
der EU so unabhängig wie möglich zu überwa-
chen und zu bewerten.

Der Blick nach innen: Arbeitsstandards und 
faire Arbeit können sich positiv auf die Wirt-
schaftlichkeit, Innovation und Produktivität aller 
Handelspartner auswirken. In diesem Sinne ist 
das Bestreben der EU, einen fairen Handel zu 
betreiben, nicht ganz uneigennützig, da es auch 
um die eigenen Unternehmen, die Arbeitgeber 
oder die Umwelt geht.

Geduld und Beständigkeit: Um Raum für 
einen konstruktiven Dialog über gemeinsam 
gesetzte Ziele zu schaffen, sollte die EU ihre wirt-
schaftliche Position in Maßen nutzen und nicht 
als Bedrohung missbrauchen. Dadurch kann 
das Risiko eines Rückschlags verringert werden, 
wenn Forderungen als Auferlegung des Willens 
der EU empfunden werden, die soziale, kultu-
relle, politische und wirtschaftliche Kontexte 
missachten. Die EU sollte auch unterscheiden 
zwischen Ländern, die über eine hohe Kapazität 
und die finanziellen Mittel zur Umsetzung sol-
cher Kapitel verfügen, und Ländern mit weniger 
entwickelten Staats- und Aufsichtsstrukturen.

Die Eingliederung derartiger Nachhaltigkeits-
kapitel in Freihandelsabkommen bietet der EU 
eine diplomatische Möglichkeit, konstruktiv auf 
Mängel in Umwelt-, Arbeits- und Menschen-
rechtsfragen der Partnerländer hinzuweisen und 
diese zu beheben. Ein erweiterter Zugang zum 
EU-Markt ist ein Anreiz, sich für die Einführung 

von Reformen, die mit den multilateralen 
Abkommen und Konventionen übereinstimmen, 
einzusetzen. Dies gilt insbesondere in Partner-
ländern, die in der Vergangenheit kein politisches 
Interesse an solchen Abkommen gezeigt haben. 
Je nach Länderkontext könnte die EU Verbün-
dete finden und Unterstützung von nationalen 
Akteuren (wie zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen, Gewerkschaften) erhalten, die eine 
ähnliche politische Agenda fördern. In anderen 
Fällen muss die EU geduldiger sein, da politische 
Kulturen und Agenden, partizipatorische Struktu-
ren und innerstaatliche Gesetze die Umsetzung 
von Reformen möglicherweise nicht begünsti-
gen. Die EU sollte definitiv bei der Einschätzung 
bleiben, dass Wettbewerbsfähigkeit nicht auf 
Kosten der Nachhaltigkeit erreicht werden darf. 
Langfristig stärken ökologische Nachhaltigkeit 
und verbesserte Arbeitsstandards in den Partner-
ländern das allgemeine Geschäfts- und Investiti-
onsklima. Nachhaltigkeitskapitel sind daher ein 
wichtiger Schritt, um Handel und Entwicklung 
zum wirtschaftlichen und sozialen Vorteil beider 
Handelsparteien zu stärken.

 – übersetzt aus dem Englischen – 

Carolin Löprich ist Programm-Managerin für Demo­
kratie und Nachhaltige Entwicklung beim Multi­
nationalen Entwicklungsdialog der Konrad-Adenauer-
Stiftung in Brüssel.

Denis Schrey ist Leiter des Multinationalen Entwick­
lungsdialogs der Konrad-Adenauer-Stiftung in Brüssel.
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